


Kurzum I von  Horst  Peter 

Der Mensch als Produzent und als Konsu- 
ment ist in einem Konzept des ökologi- 
schen Umbausder Gesellschaft der größte 

Risikofaktor.Die Wünschenach Erwerbsarbeit und 
der Befriedigungseiner Bedürfnissesind gekoppelt . . . . .  
an dasverlangen nach möglichst hohem Entgelt 
und nach möglichst preisgünstigen Produkten und 
Dienstleistungen.Unterstützt wird diese Bewusst- 
seinsstruktur durch die Werbeindustrie. der es 
immer wieder gelingt neue Leitmoden zu imple- 
mentieren. Mächtige lnteressenoreanisationen 1, ., 
sichern dies medial und politisch gegen alleSteu- 

Peter,ipw.M,theraurgeberebt ," 
erungsversuche ab. roto: privat 

Kurzum:die NaturalsGrundlageallen Lebens 
und Arbeitens ist dem Menschen aus dem Blick 
geratenEr ist seinerselbst undderäußeren Natur 
entfremdet. 

Die Lerntheorie sagt: fehlt das sinnliche 
Erleben von Natur, ist auch der Schutzder 
Natur kein hohes Ziel. Deshalb muss öko- 

logische Politik, um massenwirksam zu sein.von 
einem kulturellen gesellschaftlichen Diskurs be- 
gleitetwerden.Untersuchungen belegen,dassdie 
jüngeren Schülerinnen und Schüleram stärksten 
beunruhigt sind über die Gefährdungen des Kli- 
mas.der Wälder. der Gewässer,die Gefahren der 
Atomenergie,der Landschaftszerstörung und der 
Müllberge. Allerdings gleicht sich im Laufe der 
Schulzeit dieJugendwelt der Erwachsenenwelt an, 
zumal selbst der naturwissenschaftliche Unterricht 
mehr Wert auf formales Wissen als auf direkte 
Begegnungen mit der Natur legt. 

Kurzum: wer es Ernst meint mi t  der Verant- 
wortung für die natürlichen Lebensgrundlagen 
auch künftiger Generationen muss den kulturel- 
len Diskurs bereits in der Schule beginnen. Denn 
die fehlende Einübung in komplexes,die Folgen 
des eigenen Handelns berücksichtigendes Den- 
ken ist im Alter nurschwer nachzuholen. 

Damit sind wir bei derVerantwortung der 
gesellschaftlichen und politischen Entschei- 
dungsträger als Leitpersonen, damit die 

Menschen endlich begreifen.wiees um den Plane- 
ten steht.EgaI,obWissenschaftler,Manager,Journa- 
list oder Politiker.Alie stehen vor einem vergleich- 
baren Dilemma: sie müssen sich ändern, damit 
sich die gesellschaftlichen Verhältnisse ändern 
können.abersie benötigen auchdieZustimmung 
der Menschen,aIs Produzenten,als Konsumenten, 
als Benutzer von Medien und als Wähler. 

Helmut Schmidt gebrauchte den Begriff 
derVerantwortungsethik,umsich inschwie- 
rigerZeit etwa mit der Friedensbewegung 

auseinanderzusetzen. Das war Basis für einen 
durchaus kontroversen Diskurs mit Andersden- 
kenden. Heute finden wir eher ein Klima derver- 
antwortungslosigkeit,das Diskursefast unmög- 
lich macht. Dabei wissen wir fast alles über den 
bedrohlichen Zustand unseres Planeten und über 
die zerstörerischen Wirkungenfaischen Wirtschaf- 
tens und falschen Verhaltens.Wann stellen sich 
die EntscheidungsträgerihrerVerantwortungfür 
die Zukunft? 

Kurzum: ich wiederhole mich. Die politische 
Kraft.dieVerantwortungfürdie Zukunft des Pia- 
neten als Grundwert ihrer Politik annimmt, ist 
zukunftsfähig. H 
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Meinung 

1 Gewerkschaften und D ~ ~ S P D - ~ ü h r u n g  in Partei und Fraktion mussden 

1 Sozialdemokratie 
brauchen einander 

1 von Daniel t iedrith 

Die Geschichte der SPD und den Gewerk- 
schaften war nie ohne Spannungen. Die 
aktuellen Zerwürfnisse wiegen aberschwe- 

rer Denn im Gegensatz zu früher versucht die 
neue,.LINKE" - insbesondere die Gewerkschafts- 
funktionärederWASG-darausKapitalzu schlagen 
(..Die Gewerkschaften aus der Umklammerung 
der der SPD lösen", ,,Politische Schizophrenie"). 
Dies wird ihr aber nicht gelingen, wenn sich die 
Gewerkschaften und die SPD sich Ihrer gemein- 
samen Wurzeln bewusst werden und sich wieder 
aufeinander zu bewegen - nicht nur atmosphä- 
risch,sondern auch inhaltlich.DieAusladungeini- 
ger SPD-Bundestagsabgeordneterals Mai-Redner 
bei DGB-Kundgebungen in Bayern zeigt deutlich 
die Enttäuschung der Gewerkschaften über das 
VerhaltenderSPD beiderGesundheitsreform und 
der Rente mi t  67. Man fühlt sich erinnert an die 
Sprachlosigkeit beider Agenda 2010.Natürlich ist 
es nachvollziehbar.Abgeordnete-die fürdie Ren- 
temit67gestimmt haben-alsRednerzustreichen. 
Aber i s t  es richtig? Braucht man nicht auch den 
kritischen Dialog.dieAuseinandersetzung? Und 
außerdem, wie viele Abgeordnete wollen denn - 
noch am ?.Mai reden.WieVielesehen es nur noch 
als lästige Pflicht an ,.sich dort sehen zu lassen"? 

Aufeinander zugehen 

Spätestens im Herbst - nach den Gewerk- 
schaftstagen von Ver.di und IG Metall und dem 
SPD-Bundesparteitag-sollten die Führungen der 
Gewerkschaften und derSPDaufeinander zugehen. 

. 
Gewerkschaften zusagen,dass sie in ihrer Politik 
keine Entscheidungen (mehr) gegen den ausdrück- 
lichen Willen der Gewerkschaften fällen werden. 
DieGewerkschaften ihrerseits müssensicherklä- 
ren.dass ihre Position als.,Vetodpieler" aufgeben 
und in den konstruktiven Dialog um die besten 
Positionen mitder Parteieintreten will.Ohneden 
klaren Schulterschlussder Spitzenvertreter laufen 
sich alleanderen Bemühungen tot.Zuviele inder 
SPD predigen die neueMitte und nehmen denver- 
lust der Gewerkschaftsbewegung wissentlich in 
Kauf. In den Gewerkschaften meinen einige,der 
Flirt mit der LinkspartelWASG wird die Sozialde- 
mokratie schon wieder in die Armederorganisier- 
ten Arbeitnehmerschaft treiben. 

Beide- SPD und Gewerkschaften - brauchen 
ihre Selbstständigkeit als Einheitsgewerkschafien 
bzw.Volkspartei.Sie brauchen aberauchGemein- 
samkeiten. Nurvon der Geschichtewird man nicht 
leben können,man brauchtden kontinuierlichen 
inhaltlichen Diskurs. Beide brauchen Antworten 
aufdie FragenderZukunft.Beide haben siezurzeit 
noch nicht.SosolltederSPD klarsein,dasssie allein 
mit den Gewerkschaften keine Wahlen gewinnen 
wird, aber ohne sie nie. Die Gewerkschaften müs- 
sen wissen,ohnedieSPD wirdeinearbeitnehmer- 
orientierte Politik niemals im Parlament rnehrheits- 
fähig werden.Allen Missstimmungen zum Trotz: 
Man braucht einander. 

D Daniil Frirdrth. 
arbeitet bei der IC-Metall Be- 
zirkrletung luite.ist Mitinitia- 
tor der ..Kasseler Kreirer" (vgl. 
1pw154)und lebiin Lübeck 
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Meinung W 

. 

Pflegerisiko muss Anspruchder Leistungen unverändert.Ausden oben 
benannten Reformnotwendigkeiten ergeben sich 

solidarisch folgende Punkte für die Reform der Leistungen. 

abgesichert werden 1) Dynamisierungder Leistungen. nach einer ein- 
maligen Anhebunggekoppeltan dieKostenstei- 
gerung; 

2 )  Besondere LeistungenfürMenschen mit Demenz, 
Klare Position der SPD erforderlich bis zum Wirken des neuen Pflegebegriffs; 

3) Neujustierung der Leistungen für ambulante 

von Hilde Mattheis W W und stationäre Pflege. - 

Klar is t :  Die Pflegeversicherung hat sich be- 
währt. Sie garantiert beim Eintreten von Pflege- 
bedürfiigkeit eine Mitfinanzierung pflegerischer 
Leistungen. Diese Absicherung des Pflegerisikos 
ist weiterhin notwendig, muss abergesellschaft- 
lichen Veränderungen angepasst werden. lnsge- 
samt besteht Reformbedarf hinsichtlichdesPfiege- 
begriffs,derStrukturen und der Leistungen sowie 
der Finanzierung. 

Ci Reform des Pflegebegriffs und 
der Strukturen 

Die neue Pflegebegriffsdefinition muss von ei- 
nem ganzheitlichen Menschenbild ausgehen. Sie 
mussdie bisher fast ausschließliche Ausrichtung 
auf körperbezogene Hilfestellungen überwinden 
und umfassend den Hilfe- bzw.Teilhabebedarf 
feststellen, d.h. gleichermaßen, psychische und 
soziale Aspekte beinhalten. Die derzeitige starre 
TrennungderAngebotsstrukturender Pflegewird 
den Bedürfnissen nicht mehrgerecht.Erforderiich 
sind Netzwerkstrukturen auf kommunaler Ebene, 

Ci Finanzreform 

Wirwollen diePflegeversicherungzueiner Bür- 
gerlnnenversicherungausbauen, um einen nach 
individueller Leistungsfähigkeit ausgerichteten 
gerechten Lastenausgleich innerhalbderGesamt- 
bevölkerungzu erreichen und auch zukünftig die 
Finanzierung der Pflegeversicherung zu gewähr- 
leisten. Für Verbesserungen zu Gunsten der Pfle- 
gebedürftigen undzumAui%aueiner Demografie- 
reservesind Beitragserhöhungengerechtfertigt. 
Zu klären wäreauch,obweiterhin die bestehende 
Beitragsbemessungsgrenze gilt.Wir lehnen den 
Aufbau eines individuellen Kapitalstocks und eine 
einkommensunabhängigeKopfpauschaleab.Die 
Leistungen der Pflegeversicherung sind keine Al- 
tersleistungen und das Risiko letztlich nicht pro- 
gnostizierbar DieArgumentation,dass bei älteren 
Menschen dieVersicherungsfälletatsächlich häu- 
figer auftreten, rechtfertigt keine individuelle Risi- 
kozuweisung,sonst müssten alle kollektiven Soli- 
dargemeinschaften in Frage gestellt werden. 

dieeinBeratungs-undVersorgungsangebot bieten 
und das isolierte Nebeneinandervon Institutionen, 
Professionen in der Pflege und ehrenamtlichTäti- 
gen in der Pflege aufheben. 

Ci Reform der Leistungen 

Seit Bestehen der Pflegeversicherungsind die 
Höheder Leistungen und die Bedingungenfürden 

C+ Hilde Mattheir. 
Md0 (5PDJ.Mitglied im Aur- 
rrhvrrfurGerundheit und 
Soziale Sirherung. Pflegepoliti~ 
rrheSprerhern der SPD-Bun- 
dertagriraktion.Beiit2erin im 
s ~ ~ ~ ~ a i t e i v a r i t a n d  und im 
~raktionrvaritand. lebt in Ulm. 



W Meinung 

- 
Zivile Konfliktlösung für Afghanistan 

1 Dialog auch mit unbequemen Gesprächspartnern suchen 

I von Niels Annen .W 

Die Lage in Afghanistan ist besorgniserre- 
gend. Der Enthusiasmus der ersten Mona- 
te nach der Befreiungdes Landesvon den 

Taliban ist einer großen Ernüchterunggewichen. 
Die Regierung in Kabul ist nach wievor schwach 
und weit davon entfernt. ihre Kontrolle über das 
gesamte Land auszuweiten. Der vom Westen zu 
Beginn des Krieges in Aussicht gestellte Aufbau 
des Landes ist ins Stocken geraten. Nicht nur die 
afghanische Be~ölkerung~sondern auch die inter- 
nationale Gemeinschaft fragt sich aufgrund der 
sich verschlechternden Sicherheitslage, ob eine 
Verschärfung des militärischen Vergehens ziel- 
führend ist. Die Parallelen zum Irak, wo,anders 
als inAfghanistan,überwiegend militärisch agiert 
wird-sprechen Bände.Somusstesich US-Präsident 
Bushvon derparteiübergreifenden Baker-Hamil- 
ton-Kommission zum Jahreswechsel öffentlich 
das Scheitern seiner Irak-Politikvorhalten lassen. 
währendder lrakin bürgerkriegsähnlichemChaos 
zu versinken droht. 

Die Bilanz des ,,Kriegs gegen den Terror" ist 
desaströs.Außenminister Steinmeier hat es auf 
den Punkt gebracht:,.Da,woStabilisierungserfol- 
geausbleiben,nutzen dieTalibandieChance,um 
sich wieder als angebliche Beschützer der Bevöl- 
kerung aufzuspielen." Im Norden Afghanistans, 

aller Erfolge im Bereich der Demokratisierung kön- 
nen diesejedoch meist nurdurchverständigung 
mi t  den traditionellen lokalen Kräften und mi t  
Stammesführern durchgesetzt werden.Viele Bei- 
spiele aus verschiedenenTeilen Afghanistans zei- 
gen.dassdielokalenElitenauchden Einfluss haben, 
Vereinbarungen mit ehemaligen oder verbliebe- 
nen Taliban zu schließen. Sprachlosigkeit ihnen 
gegenüber ist deshalb keine Option. 

Es ist ein Markenzeichen der deutschen Außen- 
politik.immer auch den Dialog mit unbequemen 
Gesprächspartnern zu suchen. Durch unsere Er- 
fahrung können wir die afghanische Regierung 
in ihrem Bemühen um nationale Aussöhnungaus- 
drücklich unterstützen.Dazu gehört aberaucheine 
regionale Strategie. die insbesondere die Inter- 
essen Pakistans und des Iran mit berücksichtigt. 
Dievorsichtigen diplomatischen Kurskorrekturen 
der US-Regierung mussdie EU aufgreifen und eine 
neue Initiative für Afghanistan aufden Weg brin- 
gen.Zivilen Verhandlungslösungen mit allen ver- 
handlungsbereiten und verlässlichen Kräften soll- 
te dabei stetsvorrang eingeräumt werden. Doch 
ohnezusätzliche Investitionen inden Wiederauf- 
bauwird die NATO in Afghanistan ebenso scheitern 
wie George W. Bush im Irak. i 

- 
dem E nsatzgpoiet oer ß~naeswchr,g br esdaner - 
gr0ßeBemdn~ngen.m naestensaen Star .SOLO :Si 

zu ha~ten~mituntersind sogar Fortschrittezuver- 
zeichnen.Dies hängtauch mitder höheren Akzep- 
tanz der Bundeswehr zusammen, deren Einsatz 
von Beginn an von zivilen Projekten in Abstimmung 

t* Nie13 Armen, 
mit der lokalen Bevölkerungflankiert wurde.Die M ~ B  (SPD). ist ~ i t g l i e d  im 

Erfahrungen der vergangenen Jahre haben ge- Aurwaitigen Aurrrhuii und 
Mtheraurgeberderrpwer 

zeiat,dassfriedliche Stabilisierunesmaßnahmen lebt in ~ ~ ~ b ~ ~ ~ .  



Meinung H 

Der Staat misstraut 
seinen Bürgern 

I von  Christo~h Strässer H H 

DerStaat misstraut seinen BürgernNurso 
kann mandie Botschaften ausdem Hause 
Schäuble bewerten.Für dennVerfassungs- 

minister" ist das Grundgesetz nichts weiter als 
Knetmasse,dieman so lange..anpassen"muss bis 
sie passt. 

Das Beispiel „Luftsicherheitsgesetz" 

Das Bundesverfassungsgericht sagt klar und 
unmissverständlich (und zu Recht),.neinm zu dem 
Vorhaben, den Abschuss eines besetzten Passa- 
gierflugzeuges~~ 1egitimieren.wenndadurch ein 
gravierender terroristischer Anschlag verhindert 
werden kann.DieAbwägungvon Menschenleben 
gegeneinander ist schlicht unzulässig. Antwort 
Schäuble: Dann ändern wir eben das Grundgesetz. 
Vergleichbaragiert er beiseinemVorhaben,die 
Einsatzmöglichkeiten der Bundeswehr im lnnern 
auszuweiten. 

Zugriff auf persönliche Daten 

SchäublesVorhaben,das Passgesetz zu ergän- 
zen und Ermittlungsbehörden automatischen 
Zugriff auf die dort seit 2005 gespeicherten di- 
gitalen Daten zu ermöglichen -sozusagen als 
zentrales Einwohnermelderegister- bedeutet so- 
wohl den schrankenlosen Zugriff auf die gespei- 
cherten Fotosalsauch die neuerdings registrierten 
Fingerabdrücke. Noch Otto Schily, nicht gerade 
bekannt alsweichei im Umgang mit Bürgerrech- 
ten imVerhältniszurvermeintlichen Erhöhungder 
inneren Sicherheit, hat noch formulieren lassen: 
,.Die bei der Passbehörde gespeicherten Finger- 
abdrückesindspätestens nachderAushändigung 

des Passes an den Passbewerber zu löschen". So 
lautet auch noch die ursprüngliche Fassung des 
Gesetzentwurfs.Die Begründung Schäublesfürdie 
Verschärfung ist,dass verhindert werden soll,dass 
,.Menschen mit falscher Identität" unterwegssind. 
Klingt harmlos,ist aberdasGegentei1:esgeht um 
die Datenvon Millionen Menschen,diesich noch 
etwaszuschulden haben kommen lassen.Die Kon- 
sequenzerfolgt im nächsten5chritt:Registrierung 
des DNA-Codes bei allen Ne~geborenen~sukzes- 
sive dann natürlich auch bei den Älteren. 

Unschuldsvermutung 

Auch dasGeschwätzdes lnnenministersdarü- 
ber, dass die ,,Unschuldsvermutung" nicht im 
Ermittlungsverfahren gelte, ist gefährlich und 
relativiert. ja demontiert den Anspruch der be- 
troffenen Bürger auf ihr Persönlichkeitsrecht.auf 
ihren verbürgten Anspruch auf informationelle 
Selbstbestimmung und macht ihn zum Objekt 
staatlichen Handelns. Das fundamentale rechts- 
staatliche Prinzip der Unschuldsvermutung gilt 
ausschließiich im repressiven Bereich,also beider 
5trafverfolgung.e~ hat in diesem Sinne niemals 
im präventiven Bereich,im Ermittlungsverfahren. 
gegolten.Schäub1e will den verdachtunabhängi- 
gen Zugriff auf die Daten der Bürger,er will, wie 
Heribert Prantl esausgedrückt hat,den Wegvom 
Rechtsstaat zum Präventivstaat.Telekommunika- 
tionsüberwachungund Vorratsdatenspeicherung 
sind weitereSchritteaufdiesem Weg. DieSPDist 
gut beraten. sich diesen Vorhaben massiv zu wi- 
dersetzen und ihre Steliungals Partei der Bürger- 
rechte erneut unter Beweis zu stellen 

i C+ Chrirtop Sträaer, 
Md6 (SPD.iSt ua.Mitgiied 
im Rerhtrauirchurr und 
Sprerherfur Menrchenrerhte 
und humanitaieHiife.erlebf 
in Münster 
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Meinung 

Pro: 
Brauchen wir das 
Zentralabitur? 
von Renate Hendricks .. 
Inverschiedenen Gebieten Deutschlands hat 

daszentralabiturschon einelangeTradition.Zen- 
tralprüfungen gab es in den Ländern derehema- 
ligen der DDR ebenso wie in Bayern und Baden 
Württemberg. 

Denentscheidenden Impuls ZurAusweitung 
dieser Praxis gaben die internationalen 
Leistungsuntersuchungen wieTlMSS und 

PISA, in denen Deutschland insgesamt keine be- 
friedigenden Ergebnisse erzielte. Zudem gab es 
eine hohe Leistungsstreuung zwischen den Bun- 
desländern und in den Ländern zwischen den Schu- 
len gleicher Schulform sowieeine große Gruppe 
von Risikoschülerlinnen. Beiden internationalen 
Vergleichen haben die Länder besser abgeschnit- 
ten, die ihre Leistungserwartungen verbindlich 
festlegen und das Erreichen systematisch über- 
prüfen.Vor diesem Hintergrund hat die Kultusmi- 
nisterkonferenzverbindlicheStandards und zen- 
trale Prüfungen beschlossen. Dementsprechend 
sinddieGrundlagenfürdasZentralabiturin NRW 
schon unterder rotlgrünen Landesregierung ge- 
legt worden. 

Zentrale Prüfungen wirken Standard sichernd 
und auf den höchsten Kompetenzstufenführen 
siezu leicht erhöhten Schülerleistungen (Baumertl 
Watermann 2000). In vielen ,.Gewinnerstaaten" 
von PISAgibt es zentrale Prüfungssysteme,~~ in 
Finnland.England.Schwedenoderden Niederlan- 
den. Alle diese Länder gehen vom Leitbild einer 
selbständigen Schuleaus.die in ihren Leistungen 
überprüft werden. Diese Umstellung auf eine 
outputorientierte Steuerung des Schulwesens 

benötigt einheitlicheziele undvergleichbareQua- 
lität in den Schulen.ln Nordrhein-Westfalen wurde 
in der letzten Legislaturperiode begonnenZein Sys- 
tem der Standardsetzung und Standardsicherung 
zu implementieren.Zur Sicherungvon Schulqua- 
lität müssen Schulen Handlungsspielräume und - .  
Unterstützung erhalten. Die Ergebnisse der zen- 
tralen Abiturprüfungen gebenden Schulen Rück- 
meldungen. wie gut es ihnen gelungen ist, die 
gewünschten Lernprozesse zu ermöglichen,den 
Unterricht zu gestalten und Erlerntes zu sichern. 

Kritiker äußern, dass zentrale Prüfungen 
normierend und einengend aufdie Unter- 
richtsinhalte wirken und damit auch Krea- 

tivität und besondere Leistungen behindern.Wei- 
ter wird eine mangelnde Passung von Prüfung 
und Unterricht befürchtet,die Schülerund Schüler- 
innen benachteiligen kann. lm Ergebnis kann es 
passieren,dass Schüler und Schülerinnen mit ih- 
ren Ergebnissen bei zentralen Prüfungen gravie- 
rendvon ihren tatsächlichen Leistungen und den 
Vornoten abweichen.Gemindert wird dieser Effekt 
dadurch.dassdiezentrale Prüfung nureinenTeil 
der Note festlegt 

Trotzdieser Problematik: DasZentralabitur führt 
zu einer Vergleichbarkeit der Abschlussqualität. 
Die Diskussion um die Qualität von Schulen,spe- 
ziel1 von Gesamtschulen. kann durch zentrale Prü- 
fungen versachlicht werden. Dies t u t  der Weiter- - 
entwicklung des Schulsystems insgesamt gut. 
Pannen und einige Mängel beim ersten Zentrala- 
biturin NRW bieten die~hance,dassSchulen und 
Kultusbürokratie aus den Fehlern lernen. 



Meinung 

Eä Contra: 
Brauchen wir das 

1 Zentralabitur? 
von Kay Zerlin . . 

Die Einführung des Zentralabiturs und 
zentraler Abschlussprüfungen in derlahr- 
gangsstufe 10 in NRW geht auf einem 

fehlgeleiteten PISA-Aktionismus zurück.Sinn der 
Zentralisierung sollte eine bessere Kontrolle der 
Schulen und Leistungen der Schüler und eine 
bessereVergleichbarkeit dereinzelnen Abschlüs- 
se an den Schulen sein. Insbesondere hegt die 
Schwarz-Gelbe NRW-Landesregierungdie perfide 
H~ffnung~endiich beweisen zu können.dassGe- 
samtschulen und Gymnasien kein gleichwertiges 
Abiturverleihen. Das ist aber die falsche Motiva- 
tion und der falsche Weg zur Veränderung der 
Schullandschaft.Wichtigerwärezur0ptimierung 
desSchulsystems(abgesehenvonder Einführung 
eines integrierten Gemeinschafisschulsystems): 

i.lndividuellen Stärken und Schwächen jedes 
Schülers müssen in Zukunft besser berücksichtigt 
werden können. Einheitliche Prüfungsvorberei- 
tungsjahre und zentrale Abschlussprüfungen be- 
wirken genau dasGegenteil. Die Lehrer bekommen 
fast keineChance mehr,außerhaibderengen Lehr- 
pläne Wissen und Kompetenzen zu vermitteln. 
Unmöglich,dass Schüler noch einen Einfluss auf 
die gewählten Themen des Unterrichts haben. 
Besser wäre es,die individuelle Förderung auch 
in Taten umzusetzen und z.B.eine konstante Be- 
gleitungder Schülerinnen und Schülerwährend 
der aesamten Schulzeit zu gewährleisten,Noten 

- 
2. Die von der Rot-Grünen Landesregierung 

begonnene Selbständigkeit von 5chulen.die weit- 
gehende Kompetenzen im Bereich Personalkon- 
zeption- und management sowieverstärkteMög- 
lichkeiten der eigenständigen Profilbildung der 
Schule vorsieht, müßte konsequent fortgeführt 
werden.Diese Entwicklung ist allerdings mit einem 
Zentralabiturund zentralen Abschlussprüfungen 
gleichfalls nicht kompatibel. 

3. Eine konsequente Outputsteuerung ist die 
notwendigeVoraussetzung,um in einem System 
selbständiger Schulen einheitlicheund hoheQua- 
litätsstandards zu gewährleisten.Voraussetzung 
für eineoutputsteuerungsind adäquate Kontroli- 
mechanismen im Sinne von Qualitätsanalysen, 
indenen das Erreichenvon zwischen Schulträger 
und Schule vereinbarten Zielen überprüft wird. 
Dies sind aber keinevom Ministerium vorgege- 
benen Prüfungskataloge und die uralte Methode 
Frontalunterricht.Vielmehr sollten um eine sinn- 
volle Steuerung zu ermöglichen, einige andere 
Voraussetzungen erfüllt sein: leistungsgerechte 
Entlohnung und flexibleWeiterbildung der Lehr- 
kräfte. Stärkung der Schulleitung und einerdrit- 
telparitätisch besetzten Schulkonferenz,Qualitäts- 
Sicherung durch unabhängige Evaluation eines 
Landesinstituts in Zusammenarbeit mit der Schul- 
aufsicht. 

- 
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ungsteams aus Lehrern und anderen Fachkom- Bildungssystem reprä~entieren~dem sich insbe- 

petenzen und die Einführungvon individuellen sonderediejetzigeNRW-Landesregierunggerne 
Bildungsbüchern. verschreibt undeinfacher umzusetzen sind,als 

andere Maßnahmen. 



. M e i n u n g  

Kreativ und gestaltend 
nach vorne spielen 

... und manchma l  auch  1 

spw: DieStimmung in dergroßen Koalition i s t  
abgekühlt.CDU1CSU picken sich die Rosinen her- 
aus, während die SPD die Schwerstarbeit macht. 
Struckfordertvon Merkel ein Machtwort.Steckt 
die Große Koalition in einer Krise? 

r ;  

Ernst DieterRossmann:Man kann schon den 
Eindruck bekommen, dass CDUICSU den 
Vorwahlkampf eröffnet hat, während die 

SPD noch in die Koalitions-Pedalen tritt. Dabei 
kann esnicht nur um Machtwortevon FrauMerkel 
gehen.die ihreCDUICSU-Reihen wieder ordnen 
muss.Machtworte können kurzfristig vielleicht 
helfen,dieProblemederSPDIösensieaber sicher- 
lich nicht.FürdieSPDmussesdarum gehen,nicht 
nur den Koalitionsvertrag Punkt für Punkt abzu- 
arbeiten,sondern eine strategische Politikzu ent- 
wickeln um für 2009 neueMehrheitschancen zu 
gewinnen, bei der Arbeitnehmerschaft. bei den 
Frauen,den Rentnern,im aufgeklärten Bürgertum 
und beidenselbständigen Unternehmern,denen 
auch das soziale Miteinander und der soziale Zu- 
sammenhalt in der Gesellschaft wichtig ist. 

In te rv iew mit Ernst Dieter  Rossmann . 

5pw:Wie ist die Roileder PLin der Fraktion an- 
gesichts der Großen Koalition? 

Md8. Sprecher der Parlamen- 

g$:,"d:;";,k 
D Dar Celpräch fuhrte 
Reinhold Rünker 

Ernst Dieter Rossmann:Wenn ich das ganz 
sozialdemokratisch als Fußballer beschreiben 
darf:Wir wollen kreatives und gestaltendes 

Mittelfeld der Fraktions-Mannschaft im Spiel nach 
Vorne sein. Wir wollen uns dabei nicht auf die 
Rolle als letzte Abwehrreihe beschränken lassen, 

die die Notbremse zieht, bevor der politischeGeg- 
ner zumTorschussausholtoderdieeigeneMann- 
schaft Gefahr Iäuftein Eigentorzu schießen.Aber 
wenn der Ball zu weit in der eigenen Hälfte ist 
oderder Offensiv-drang erlahmt muss man aber 
auch mal dazwischen grätschen. Insgesamt gilt: 
Wir sind nureinTeil derFraktion,nicht dasGanze 
und dürfen unsauch nichtsoaufspielenWirsind 
an erster Stelle Sozialdemokraten und dann PLer! 

spw: Die Steuereinnahmen sprudeln üppig. 
Teilt ihrdasziel einesausgeglichenen Haushalts 
bis 20101 

Ernst Dieter Rossmann: Ja, aber nicht um 
jeden Preis.WenndiesteigendenSteuerein- 
nahmen Spielraum für Haushaltskonsoii- 

dierung und soziale lnnovationsprojekte bieten, 
ist es richtig beides zu tun. Klar ist aber,dass Pro- 
jekte wieder Ausbau der Krippenplätze, Innovatio- 
nenfür mehrwachstum und Beschäftigung sowie 
Kiimaschutz Priorität haben müssen vor sklavi- 
schen Festlegungen aufeineJahreszahl füreinen 
ausgeglichenen HaushaIt.ZurNot kann dieserauch 
später erreicht werden. 

spw: Die positiven Effekteaufdem Arbeitsmarkt 
wirken nur langsam. Welche impulse versprecht 
ihr euch durch euren Vorschlag für ein Investiti- 
onsprogramm..Genshagen II"? 



Meinung W 

Ernst Dieter Rossmann: Wir wollen eine 
nachhaltige Gestaltung sozialen, ökono- 
mischen und ökologischen Wandels mi t  

Perspektivenfür mehr Beschäftigungverbinden. 
Dazu müssen wir mi t  der Logikeiner Politik bre- 
chen.diesich einseitig aufeine rigide Sparpolitik 
bzw.aufeineailgemeineSteuersenkung beschränkt. 
Die Frage nach der Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschenVolkswirtschafi wird sich nicht daran 
entscheiden, ob wir beim Wettlauf um die nied- 
rigsten Steuern und Arbeitskosten alserstedurchs 
Ziel iaufen.Deutschland muss Qualitätsweltmeis- 
ter werden. Dazu brauchen wir aber massive 
Investitionen in das lebenslange Lernen,in unse- 
resoziale und bauliche Infrastruktursowieeine 
Effizienzrevolution bei der Energienutzung. Das 
Arbeitspotential in diesen Branchen ist bei weitem 
noch nicht ausgeschöpft;vorailem ausdeshalb, 
weil wir den Weg in die ökologische Wissensge- 
seilschaft bisher noch nicht konsequent genug 
beschreiten. 

spw: i s t  damit eine neueökonomischeLeitidee 
verbunden? 

Ernst Dieter Rossmann: Eine neuevielleicht 
nicht. aber eine erfolgreiche. Ich behaupte, 
dass derjetzige Aufschwung durch das 25- 

Milliarden-lnvestitionsprogramm von Genshagen 
aus dem Januar 2006 mit befördert wurde. Mi t  
den wegweisenden Genshagener Beschlüssen 
konnte auf Initiative der SPD ein neues Kapitel 
von staatlicher lnnovationspolitik jenseits der 
bisherigen Blockadepolitik von CDUICSU aufge- 
schlagen werden.Entgegen den Prognosen vieler 
sogenannterwirtschaftsexperten zeigtsichdoch: 
Soziale innovationspoiitik kann Wachstum und 
Arbeitsplätze schaffen. 

spw:Welche Impulse setzt ihr ausder prakti- 
schen parlamentarischen Arbeitfür dieProgramm- 
debatte? 

Programm konterkariert.Wenn ich im Bremer Ent- 
wurffürdas Grundsatzprogramm lese,dass sich 
die Unternehmen entsprechend ihrer Leistungs- 
fähigkeit an der Finanzierung gesamtgesellschaft- 
licher Aufgaben beteiligen sollen, während wir 
gleichzeitigMiiliarden-Entiastungen für die Kon- 
zerne beschließen sollen,dann passt da etwas 
nicht zusammen. Wir wollen aber auch darüber 
hinaus mitdiskutieren. 

Ein wichtiger Punkt istfüruns,wiedieSPDauf 
die verbreitete These des ,,Weltkriegs um Wohi- 
stand" mit einem in sich kohärenten Konzeptfür 
eineökonomischeundökologischeEntspannungs- 
politik antworten kann.Da fehlt dem derzeitigen 
Entwurfnoch ein überzeugendes Leitbild. Hierwol- 
len wir noch eigeneVorschläge einbringen. 

spw:Vielen Dank für das Gespräch. rn 

Mit Beiträgen von 
Elke Ferner. 
Dierk Hirrchel. 
Clau6 Möller, 
Hermann Scheer. 
Andrea Yprilanti, 
Heidernafie 
Wieczorek.Zeu1, 
Chriaoph Ztipel 

*6,*lil, buch und vielen anderen 

Ernst Dieter Rorsmann:Zunächst kommtes 
184 Seiren € 14.80 - ISBN 978-3-86602-020-7 

einmal darauf an,dass man durch diefak- 
tische Politik der SPD im Parlament nicht 

schon dieformulierten Zieleausdem Grundsatz- 



Irn Fokus 

,,Kommunale Wirtschaft" 

Einleitung zum Schwerpunkt 

von Ulf-Birger Franz .. 
Bereits in Ausgabe153 hat sichspwunterdem 

Titel,,öffentliche Aufgaben" mit der Frageöffent- 
licher und speziell kommunaler Daseinsvorsorge 
beschäftigt.Der Schwerpunkt diente nicht zuletzt 
dervorbereitungderspw-Frühjahntagung im April 
zoo7,diesich intensivmit der Frageder„Komrnu- 
nalen Wirtschaft" und m i t  politischen Eingriffs- 
feldern rund um dasThema auseinandergesetzt 
hat. In diesem Schwerpunkt dokumentieren wir 
überwiegend die sehr anregenden Beiträge und 
Diskussion derTagung,die nicht den Schlusspunkt 
der BearbeitungdiesesThema darstellen wird.50 
wirdspwauch inden kommenden Ausgabenimmer 
wieder Debattenbeiträge aufnehmen. 

U Private Rechtsformen 
erfordern politische Steuerung 

Deutschlands Kommunen erledigen einen zu- 
nehmenden Teil ihrer Aufgaben durch Tochter- 
unternehmen und damit in privatwirtschaftlichen 
Rechtsformen. Viele kommunale Wirtschaftsför- 
derungen,Gebäudemanagements oderstadtent- 
wässerungen, die früher als Fachbereiche oder 
EigenbetriebederVerwaltungen geführtwurden, 
sind heute GmbHs.Ziele dieser Rechtsformände- 
rungen sind zumeist mehr Eigenständigkeit und 
Verantwortungfürdieeinzelnen Einheiten sowie 
die Erhöhung und bessere Messbarkeit der Wirt- 
schaftlichkeit.Mit privatwirtschaftlichen Organi- 
sationsformen sind allerdings unübersehbar auch 
Risiken verbunden. So entziehen sich diese Ein- 
heiten oftmals der demokratischen Kontrolle 
durch die Kommunalparlamente und habeneinen 
Hang zur Verselbstständigung. Am Ende haftet 
die Komrnuneim schlechtesten Fallfürwirtschaft- 
liche Abenteuer, die sie selbst kaum noch beein- 
flussen kann. 

Vor dem Hintergrund der großen Risiken 
wirtschaftlicherBetätigung.aberauch der - .  
gewaltigen Chancen und Gestaltungsspiel- 

räume,diegutgeführte kommunaleUnternehmen 
fürdie Politik in Städten und Regionen bedeuten, 
gewinntdie Frage derSteuerung kommunaler Un- 
ternehmen und Konzerneeine wachsende Bedeu- 
tung.Wolfram Bremeier,ehemaliger Oberbürger- 
meister der Stadt Kassel, beschreibt in seinem 
Beitrag mi t  Hans Brinckmann und Werner Kiiian 
das Spannungsverhältnis zwischen mehr Eigen- 
ständigkeit und demokratischer Kontrolle von 
Unternehmen. Dabei steht der Begriff der Public 
GovernancealsModell zurGesamtsteuerungdes 
..Konzerns Stadt" im Zentrum. Ein wichtiger Bestand- 
teilder kommunalen Unternehmenslandschaftsind 
die Sparkassen, die gemeinsam mit den Landes- 
banken den öffentlich-rechtlichen Sektordesdeut- 
schen Bankenwesens ausmachen, das durch die 
genossenschaftlichen Banken und die Privatbanken 
komplettiert wird. Der starkeöffentlich-rechtliche 
Finanzsektor in Deutschland spielt bei derflächen- 
deckendenVersorgung von Bevölkerung und Un- 
ternehmen mit Finanzdienstleistungen ebensowie 
bei der Förderungvon Existenzgründungen eine 
Schlüsselrolle.Trotzdem ist er insbesondere den 
groRen Pri~atbanken~diesich im letztenJahrzehnt 
stark aus der Fläche zurückgezogen haben und 
Menschen mit geringem Einkommen wie kleine 
Betriebe als Kunden ausgeschlossen haben. ein 
DornimAuge.Dies hat sich nichtzuletztdurchden 
Streit um den Namensschutz für die Sparkassen 
auf EU-Ebenedokumentiert.Auch wenn dieserwei- 
terfortbesteht,zeigen nicht zuletzt die (teilweise 
erzwungenen) Ausstiege der Länder Berlin und 
Mecklenburg-Vorpommern aus dem öffentlich- 
rechtlichen Bankensystem undderstreit um den 
Erwerbder Berliner Sparkasse.dassdieAuseinan- 
dersetzung weiter andauern wird. 



Im Fokus . 
Öffentliche Beschaffung 
lässt sich steuern 

Stefan Gärtnervom Institut Arbeit undTechnik 
Gelsenkirchen beschäftigt sich seitlahren mit der 
Bedeutungder Sparkassen fürdie Regionalentwick- 
lungin Deutschland,diesich nicht nurwirtschaft- 
lich,sondern auch sozial,sportlich und kulturell 
ausdrückt.Erzeigt auf,wieselbstverständlichdieses 
Engagementflächendeckend ist und wiediespar- 
kassen zur Lebensqualität in Städten und Regio- 
nen beitragen. Freilich zeigen die Beispiele Landes- 
bank Berlin und WestLß,dassauch deröffentlich- 
rechtlicheFinanzsektornurdannfunktioniert,wenn 
er politisch wirksam kontrolliert und gesteuert 
wird und die strukturpolitischen Ziele nicht aus 
dem Blick geraten. 

Kommunen betätigen sich nicht nur durch 
eigene Unternehmen wirtschaftlich.sondern sie 
stellen aucheineganzerheblicheNachfragemacht 
für Güter und Dienstleistungen dar. Öffentliche 
Aufträge sind füreinzelne Branchen wiedas loka- 
le Handwerk überlebenswichtig.Trotz derzentra- 
len Bedeutungfürdie regionale Wirtschaft haben 
Kommunen keine ..Beschaffungsstrategien".An- 
gesichts des sehr strengen Rahmens durch Ver- 
gaberegeln und -richtiinien dominiert die Angst. 
gegen rechtliche Vorgaben zu verstoßen. wenn 
außer dem Preis weitere Beschaffungsziele (2.8. 
Innovation,Tariftreue oder Ressourcenschonung) 
verfolgt werden.Sascha Ruhlandvom Fraunhofer 
Institut Systemtechnik und lnnovationsforschung 
zeigtvordem Hintergrund zwei aktuellerStudien 
des lnstitutsMögiichkeitenauf,durch öffentliche 
Beschaffung Einflussauf Innovationsprozessezu 
nehmen. Deutlich wird dabei, dass eine bessere 
Schulungderverantwortlichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter keinesfalls ausreicht,sondern dass 
eindeutige politische Vorgaben zur öffentlichen 
Beschaffungerforderlich sind.DieDebatte umdie 
Rolle der öffentlicher Hand für Innovationspro- 
zesse begleitet spw unter dem Titel,.Der Staat als 
PionierG'ja bereits seitvielenJahren und wird hier 
neu aufgegriffen. 

Der Rechtsrahmen für die wirtschaftliche 
Betätigung der Kommunen ändert sich 
fortlaufend und wird mittlerweilevorallem 

durchdieeuropäischeEbenestrukturiert.Diesgiit 
gleichermaßenfur Betätigungsmöglichkeiten kom- 
munaler Unternehmen, Auftragsvergaben und 
öffentlich-private Partnerschaften. Barbara Weiler, 
Mitglied des Europäischen Parlaments,skizziert arn 
Beispiel öffentlich-privater Partnerschaften oder 
Public-Private Partnerships (PPP) die Entwicklung 
des europäischen Rechtsrahmens und die Recht- 
spraxis. Dabei wird nicht zuletzt deutlich. dass 
derartige Partnerschaften in ihren Mögiichkeiten - 
oftmals überhöhtwerden und sichdasThema nicht 
zuletzt durcheineganze Branchevon PPP-Beratern 
teilweiseverselbstständigt hat. 

Kommunale Strukturen 
müssen sich weiterentwickeln 

Die Debattenbeiträge um dieZukunft der kom- 
munalen Wirtschaftverdeutlichen.dass kommu- 
nale Unternehmen kaum Zukunft haben. wenn 
die Diskussion als reiner Abwehrkampf geführt - 
wird. Es ist vielmehr notwendig, die Bedeutung 
der kommunalen Wirtschaft herauszuarbeiten und 
ihreStrukturen gleichzeitigoffensivweiterzuent- 
wickeln.Dazu können neue Kontrollinstrumente 
und mehrTransparenz beitragen,aber unter Um- 
ständen auch neue Rechtsformen wie die in Bay- 
erneingeführten Kommunalunternehmen.Neue 
Instrumente wie Bürgeraktien könnten eine Al- 
ternative zu Teilprivatisierungen an großeVersor- 
gungsunternehrnen darstellen. Auch dieTarifpo- 
IitikwirddasgroßeGefäIlezwischen öffentlichen 
Unternehmen und der privaten Konkurrenz ab- 
bauen müssen. Schließlich wird nur ein vitaler, 
innovativer und wirtschaftlich solider kommunaler 
Sektor bei den Bürgerinnen und Bürgerdie Akzep- 
tanz und Identifikation finden, um ihn vor poli- 
tischen Angriffen neoliberaler Marktideologen 
zu schützen. 

D Ulf Birger Franz. Hannover, irt Mitglied im SPD-Bezirkrvontand 
Hannover 
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Kommunale 
Unternehmen im 

J> Konzern" Stadt 

von Wo l f r am Bremeier, 

Hans Brinckmann,Werner Ki l l ian B B 

Der Beitrag gehtaufeinvon der Hans-Böck- 
ler-Stiftung gefördertes Forschungsprojekt 
zurück, in dem von September 2004 bis Fe- 

bruar~oob kommunaleUnternehmen untersucht 
wurden. Weitere Ergebnisse sind der Homepage 
wwwkommunale-strategien.de zu entnehmen.- 
Auch indieser Zeitschrift wurdedie Privatisierungs- 
debattegeführt.Darum geht es uns hiernicht.Es 
kommt uns darauf an sicher zu stellen, dass die 
öffentlichen Unternehmen sogeführt werden,dass 
siedieöffentlichenAufgabenerfüllen.Schließlich 
kommt esnicht aufden Besitzvon Unternehmen 
an.sondernaufden öffentlichen Zweckder Unter- 
nehmensgründung. 

Kommunale Aufgaben werden zunehmend 
in privatrechtliche Unternehmen ausgeglie- 
dert.Dadurch nimmtdiezahl derkommu- 

nalen Unternehmen trotz der Privatisierungsbe- 
wegungen insgesamt eherzu.Esgibtjedoch keine 
gemeinsameVorstellung bzw.ein allseits akzep- 
tiertes Regelwerk überdie Führungdieser ausge- 
gliederten Aufgaben in den kommunalen Unter- 
nehmen. Selbst angesichts der dynamischen Ent- 
wicklungvon Ausgliederungen hat sich keine..best 
practice"entwickelt,die Hinweisedarüber geben 
könnte. für welche Aufgabe sich welche Organi- 
sationsform empfiehlt,welche Kombinationen von 
Aufgaben in einem Unternehmen sich bewähren 
und welche Unternehmensverflechtungen sich 
anbieten. Undurchsichtigkeit und Unvergleichbar- 
keit sind die Folge. 

Es geht um m e h r  als um Betei l igungs- 
Steuerung im herkömml ichen Sinn 

Eine zentrale kommunalpolitische Herausfor- 
derung bestehtdarin,dieAufgabenerfüllungdurch 
die kommunalen Unternehmen als strategische 
wie operative Aufgabe der Kommunalpolitik und 
-verwaltung zu betrachten.Wenn von der Steue- 
rung dieser kommunalen Unternehmen gespro- 
chen wird. dann wird der Blick allenfalls auf die 
finanziellen Aspektegelenkt und Iässtdie inhalt- 
lichen Aspekte weitgehend außer Betracht. 

Ausgelagerte Aufgaben sollten weiterhin Teil 
einer kohärenten kommunalen Politik sein. Der 
..öffentliche Zweck" der unternehmerischen Betä- 
tigungdercemeinden ist nurdanngewährleistet. 
wenn die Aufgabenträgervon den Gliederungen 
der Kernverwaltung über die Regiebetriebe, die 
Eigenbetriebe biszu den privatrechtlich organisier- 
ten kommunalen Unternehmenunddenöffentlich- 
rechtlichen Unternehmen in eine kommunaleStra- 
tegieeingebunden sind. Ist für die Kommunedie 
Dienstleistungeines kommunalen Unternehmens 
nur noch die Gelegenheit für die Erzielung von 
Gewinnen.dannistderöffentlicheZweckentfallen 
und damit auch eine Rechtfertigung für die Be- 
teiligungder Kommunean diesem Unternehmen. 



Im Fokus. 

Strategische Steuerung 

Mit der Ausgliederungvon Aufgabenauf kom- 
munale Unternehmen sollen vielfach auch Ziele 
erreicht werden,diedenen des Neuen Steuerungs- 
modells entsprechen: Die Politik und die kommu- 
nalespitze derVerwaltung sollen sich stärker auf 
die langfristigen Ziele, auf die Strategie konzen- 
trieren,alsosich mit dem,.Wasm befassen.Die Um- 
setzung der Strategie in operative MaRnahmen, 
alsodas,,Wie",ist demgegenüberden fachlichen 
Einheiten zureigenen Entscheidung im Rahmen 
desjeweiligen Budgets zu überlassen. Daserste 
Ziel-Jet managers manageu-wirddurchdie Aus- 
gliederungausderVerwaltungshierarchie und die 
operationale Deregulierung weitgehend gesichert. 
Das zweiteziel aber-,,make managers manage" 
-bleibt nach unseren Erhebungen ungesichert.weil 
es kaum präzise Erwartungen, also Zielvereinba- 
rungen oder Dienstlei~tungsverträge~gibt. kaum 
anoperationalevorgaben geknüpfteverantwort- 
lichkeiten oder kontinuierlichesMonitoring.Dies 
ist kein Problem der Ausgliederungvon Aufgaben 
auf eigenständige Unternehmen an sich.sondern 
ein strategisches Defizit der Kommune insgesamt; 
dieses Defizit ist aber besondersfolgenreich. 

Notwendige Reregulierung 

Mit der Ausgliederung der Aufgabe aus der 
Kernverwaltungverlässt diese einen relativdicht 
regulierten Bereich: Die Verantwortlichkeit wird 
verlagert ausder kommunalverfassungsrechtlichen 
Struktur einer Gemeinde mi t  ihren Checks-and- 
Balances auf eine gesellschaitsrechtliche Bezie- 
hungzwischender Gemeindealsdem Inhaber der 
Geseilschaftsanteile und dem rechtlich selbst- 
ständigen Unternehmen miteigener Leitung.Die- 
se Folge ist ganz selbstverständliches Ziel der Aus- 
gliederung,denn esgehtja insbesondere um eine 
größere Handlungsfreiheit außerhalb des engen 
RahmenseineröffentlichenVerwaItung,aIso um 
Deregulierung.Aber da es sich nach wie vor um 
eineöffentliche Aufgabe handelt,diezu erledigen 
ist, ist neben Deregulierung auch Reregulierung 
erforderlich.Regulierer sollte hierjedoch weniger 

der Staat,etwa durch die Schaffung eines beson- 
deren Gesellschaftsrechts für öffentliche Unter- 
nehmen, oder das Land, etwa durch Ergänzung 
des Gemeindeverfassungsrechts, sein, sondern 
die Kommunen selbst. Dass diese den damit ver- 
bundenen normativen und administrativen Auf- 
wand zu leisten bereit sind, ist mi t  Blick auf die 
kommunale Praxis zweifelhaft. 

Klarheit der Rollen 

Neben ihrer Stellung als EigentümerlCesell- 
schafter hat die Gemeinde auch die Position des 
primären Kundendes kommunalen Unternehmens 
und steht mit diesem in einer Besteller-Ersteller- 
Beziehung, häufig verbunden mit finanziellen 
Ausgleichsansprüchen des Unternehmens.Auch 
ist dieGemeinde mi t  ihren Mandatsträgern kon- 
trollierende Instanz im Aufsichtsgremium der 
Gesellschaft.WodieeigentlichePolitikstatffindet 
-in der Gemeindevertretung anlässlich der Frage 
vonfinanziellenZuwendungen,in derGesellschaf- 
terversammlung mit den Repräsentanten der 
Gemeinde als Shareholder, in den Aufsichtsgre- 
mienderGesellschaftmit Kommunalpolitikern als 
Kontrolleuren der Geschäftsführungoder in infor- 
mellen Kontaktenzwischen kommunaler Leitung 
undGeschäftsleitungdes kommunalen Unterneh- 
mens-ist nicht explizit geregelt und im kommu- 
nalpolitischen Alltag nicht klar, oft nicht einmal 
den Beteiligten selbst.Die Empiriezeigt,dassder 
eigentlicheOrt des Einflusses bei privatrechtlichen 
Gesellschaften. nämlich die Gesellschafterver- 
sammlung, ebenso wenig genutzt wird wie die 
vertragliche Regelung des Besteller-Ersteller-Ver- 
hältnisses. 

Transparenz der Personalien 

Faktisch habenGeschäftsführergroßer kommu- 
naler Unternehmen eine kommunale Position,die 
einem Dezernenten,zumindest abereinem Amts- 
leiter vergleichbar ist. Die Besetzung dieser Posi- 
tionenvollziehtsich aber in einem Prozess,dersich 
nicht an die Regeln der Personalentscheidungen 

t 
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für Positionen inder Kernverwaltung halten muss. 
Vergleichbares gilt für den Inhalt des Anstellungs- 
vertrages in Bezug auf Leistungserwartungen und 
Einkünfte.AuchderEntscheidungsrahmen,inner- 
halbdessen derGeschäftsführer handeln kann,ist 
weiter gezogen als beieinem leitenden Mitglied 
der Kommunalverwaltung.Dies ist gewollt,schafft 
aber Ungleichgewichte, die vom Personellen ins 
Sachliche herüberspielen,etwa wenn kommunale 
Unternehmen als Mäzeneoderwohltäter auftre- 
ten und dabei nichtoffen ~~~~~~~~~~~~~zu Lasten 
des an den Gemeindehaushalt abzuführenden 

P Gewinns handeln. 

Vergleichbarkeit der Kontrolle 

Die durch die Ausgliederung auf eine andere 
Rechtsform durchaus erwünschte Änderung der 
Regeln für das Rechnungswesen, also der Über- 
gang von der Kameralistik auf kaufmännische 
Buchführung. hat zwangsläufig zur Folge,dass das 
kommunale Unternehmen eineranderen Finanz- 
kontrolle unterliegt.Da esauch zwischen den kom- 

P munalen Unternehmenerhebliche Unterschiede 
inder Rechnungslegunggibt,wird esfürdie kom- 
munalePolitikschwierig,eine Übersicht überdie 
vielfältigen Rechnungslegungen und die Arbeits- 
ergebnissederWirtschaftsprüferzu behalten.Soll 
die kommunaleRechnungsprüfunginVerwaltung 
undGemeindevertretungauch die kommunalen 
Unternehmen invollem Umfangerfa~sen~somuss 
sie ihre Arbeit ausweiten.Hierfürfehlen im Allge- 
meinen die Ressourcen fürdie Beherrschungder 
unterschiedlichen Regeln und Materialien. 

Einwirkung der Gemeindevertreter 

Aus dem-erklärten oder impliziten-Ziel. be- 
stimmte Angelegenheiten aus der Gemeindever- 
tretung in einen weniger (tages-)politischen.eher 
unternehmensbestimmten Zusammenhang zu 
bringen,folgt zwingend ein geringerer Zugriffder 
gewählten Vertreter in der kommunalen Vertre- 
tung. Dies kann durch die Besetzungder Organe 
des kommunalen Unternehmens mit Repräsentan- 

tenderGemeindeteilweise kompensiert werden. 
Die Gemeindeordnungen sehen daher auch in 
aller Regel vor-dass der Bürgermeister oder eine 
von der Gemeindevertretungzu wählende Person 
dieGemeinde in der Gesellschafterversammlung 
vertritt. Für weitere Mandate ist zumindest als 
Hilfsregelungeinewahl nachdemVerhältnismä- 
ßigkeitsprinzipvorgesehen.um allen politischen 
RichtungendieMöglichkeitderMandatsausübung 
im kommunalen Unternehmen einzuräumen. 

Die kommunale Praxis zeigtaber,dasssich 
daraus keine konsequenteRückbindungin 
das kommunaleParlament undderen Frak- 

tionen ergibt, sondern eher die Ausbildung von 
Experten,die ihre Aufgabe indem Organdes kom- 
munalen Unternehmens verselbstständigt aus- 
üben. Dass sie bei der Ausübung ihres Mandates 
eher im Interessedes Unternehmens handeln als 
in dem einer integrativen Kommunalpolitik,ent- 
spricht zumindest beieinerratigkeit ineinem Auf- 
sichtsrat den Intentionen desGesellschaftsrechts. 

Defizite bei der Steuerung 
kommunaler Unternehmen 

In unserer empirischen Untersuchung haben 
wir uns sowohl im quantitativen wie im quali- 
tativen Untersuchungsteil m i t  Aspekten der 
Steuerung kommunaler Unternehmen durchdie 
Kommunen befasst und wollen zwei Ergebnisse 
hervorheben: 

1. 

Von den kleineren zu den größeren Kommunen 
nimmt diesteuerungsintensität im Großen und 
Ganzen zu, ohne jedoch der Intensität und dem 
Umfang nach mitderSteuerung inder Privatwirt- 
schaft vergleichbar zu sein. 

1. 

In den meisten Kommunen des Untersuchungs- 
samples findet eher eine traditionelle personale 
Steuerung statt, während die Steuerungsinstru- 
mente entweder nicht bekannt sind oder nicht 
angewandt werden. 
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Dieser zweite Befund hat insbesonderefür 
die Kommunen unter 20.000 Einwohner 
Gültigkeit.Aber selbst in den Städten. in 

denen die Beteiligungssteuerung ausgebaut ist, 
sinddie ErgebnissederSteuerungnichtdurchweg 
befriedigend, so dass es insgesamt an einer Ko- 
härenz der Erledigung öffentlicher Aufgaben in 
einerKommunefehlt.Aus unserer Erhebungund 
ausanderen Untersuchungen,diezu vergleichba- 
ren Erkenntnissen gekommen sind,ergeben sich 
die folgenden Gründe für dieses Defizit kommu- 
naler Politik. 

Or ien t ie rung a n  pr ivatwir tschaf t l ichen 
Steuerungs formen 

Die Beteiligungssteuerungder Gemeinden ist. 
wo sie als ein entwickeltes Instrument gehand- 
habtwird,nach demvorbild der Konzernsteuerung 
in der Privatwirtschaft aufgebaut. Der Komplexi- 
tät der mit kommunalen Aufgaben zu erreichen- 
den Ziele kanndieser Ansatzjedoch nicht gerecht 
werden; er i s t  eine notwendige Voraussetzung 
zurSicherung kommunalenVermögens,aber kei- 
ne hinreichende Sicherung kommunaler Ziele und 
demokratischer Strukturen. 

Über lassung de r  Aufgabe 
a n  d e n  vermein t l i ch  pol i t isch n ich t  
zu beeinf lussenden M a r k t  

Die Ausgiiederung von Aufgaben aus dem 
VerwaltungskörperderCemeinden und Landkrei- 
se in selbstständige Unternehmen geht mit der 
Vorstellung einher, dass damit die durch die Un- 
ternehmen wahrgenommene Aufgabe ihren poli- 
tischenGehaltverioren hat.Qualitäten undouanti- 
tätenderAufgabenerfüllungwerden allein,soweit 
vorhanden,den Wettbewerbsregeln des Marktes 
überlassentaufdem die kommunalen Unterneh- 
men zukünftig agieren. 

Mange lndes  Verständnis f ü r  d i e  
wir tschaf tspol i t ische Bedeu tung  de r  
k o m m u n a l e n  Un te rnehmen  

Die Unternehmen haben nebender Erledigung 
der eigentlichen Aufgabe häufigeinedieEntwick- 
Iungder Stadt und der Region stark mitbestimmen- 
de Rolle. Diese wird aber zu selten zum Bestand- 
teil kommunaler PolitikgemachtAlleindie Größe 
vieler kommunaler Unternehmen legtesnahe,auf 
ihrGewicht am Arbeitsmarkt und in derAusbildung 
hinzuweisen. 

Viele Unternehmen sind bzw. könnten 
Schrittmacher bei der Einführungvon fort- 
geschrittenenTechnoiogien sein.ln der Ener- 

giewirtschaft ist es ansatzweise gelungen, die 
Technologien der Energieein~parung~der alterna- 
tiven Energien und der Kraft-Wärme-Koppelung 
einzuführen,obwohl dieMarktbedingungen lan- 
ge Zeit eine andere Strategie nahe gelegt haben. 
In praktisch allenratigkeitsbereichen der kommu- 
nalen Unternehmen lässt sich ihr potenziellespoli- 
tischesGewichtfürdieEntwicklungderStädte und 
Kreise beschreiben: Innovationstransfer, Investi- 
tionstätigkeit,Ausbildung,Strukturpolitik usw.In 
den meisten Fällen werden diese Möglichkeiten 
durch die kommunalpolitischen Entscheidungs- 
träger nicht wahrgenommen. 
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Uneindeutige Machtverhältnisse 
zwischen Kommunen und 
kommunalen Unternehmen 

Anders als in der Privatwirtschaft fehlt es in 
den Städten und Kreisen an einer Institution,die 
insgesamt für Kernverwaltung und kommunale 
Unternehmen, also für den gesamten „Konzern 
Stadt",dieVerantwortung trägt und Steuerungs- 
vollmachten besitzt. Zwar ordnen die meisten Ge- 
meindeordnungen dem Bürgermeister die Rolle 
der Repräsentation des Eigentümers in der Gesell- 

- schafte~ersammlungzu,doch wird dieseherals 
finanzielle Kontrollfunktion verstanden.denn als 
Position des CE0 des Konzerns Stadt. 

Versteht mandie Bürgerund Bürgerinnen 
einer Stadt in einervermittelten Form als 
die,,Aktionäre"derkommunalen Unterneh- 

men.sofehlt ihnen eine Möglichkeit.diesen Sta- 
tus als Quasi-Gesellschafter auszuüben. Der Lob- 
byismusder kommunalen Unternehmen bei ihren 
Städten kennt hingegen vielevarianten. 

P 

Unklare Ziele und Zielparadoxien 

DieZielstrukturen der kommunalen Unterneh- 
men sind häufig nicht steuerungsgeeignet. Die 
meisten Kommunen begnügen sich mi t  kurz ge- 
fassten.sehr breit angelegten Zielbeschreibungen 
in den Unternehmenssatzungen.UngenaueZiel- 
bestimmungen führen in den kommunalen Un- 
ternehmen zu Unklarheiten und Unsicherheiten. 
„Zielparadoxien"wiederGegensatz politischer zu 
unternehmerischen Zielsetzungen (Beispiel: poli- 
tischesZiel Energiesparen zu unternehmerischen 
ZielAbsatzerhöhung/Gewinnoptimierung) können 
nur auf der politischen Ebenegelöst werden. Sie 
bestehen i. d. R. ungelöst nebeneinander her. 

Verselbstständigung als Übergang 
in eine neue Governance-Struktur 

Bei dem Steuerungsproblem handelt es sich 
nicht allein um ein schlichtesVollzugsdefizit,dem 
durch eine striktere Befolgung von Vorschriften 
und eine verschärfte Kommunalaufsicht beizu- 
kommen wäre.Vielrnehr i s t  die Steuerungspers- 
pektivezu erweitern. und von einer neuen Hand- 
lungsgrundlage kommunaler Politikauszugehen: 
An die Stelledes unitarischen Konzeptsdereinen 
Kommunalverwaltung,diesich bestenfallseiniger 
Hilfsinstitutionen bedient, t r i t t  das System ver- 
teilter Aufgabenträger mit spezifischen Kompe- 
tenzenledes kommunale Unternehmen mit einer 
bedeutenden Aufgabe bildet eineeigenständige 
Institution,diedas Regelungssystem selbst beein- 
flusst undverändert, nicht nurdurch ihre Existenz, 
sondern auch.vielleicht sogarvornehmlich,durch 
den Übergang in einen anderen institutionellen 
Typus, nämlich von einem Bestandteil der univer- 
sell orientierten. wenn auch intern natürlich ge- 
gliederten öffentlichen Verwaltung zu einem 
Miteinandervon Kernverwaltung und vielfältigen 
kommunalen Unternehmen. 

Governance kommunaler 
Unternehmen 

Wenn man von Governance stattvon Steuerung 
spricht, soll dies verdeutlichen, dass Top-Down- 
Steuerungmit starken hierarchischen Elementen 
und miteinem klaren ÜbergewichtdieSteuerungs- 
problemenicht lösen kann,weil die Institutionen 
sich einem solchen System nicht mehr unterwer- 
fen. Die Kommune hat vielmehr zur Kenntnis zu 
nehmen und diesvielleicht auch von vornherein 
so gewollt,dassdas verselbstständigte Unterneh- 
men zumindest teilweise in eineandereUmwelt 
gewandert und sich auch in dieser veränderten 
Regelungsstrukiurzu bewähren hat.Eine Beteili- 
gungssteuerung bzw.Governance,diedies ignoriert 
und eine Anbindungan die Kommune herstellen 
will, die der vor der Ausgliederung gleichwertig 
ist,gefährdet dieUmsetzungdeseigenen,mit der 
Ausgliederung der Aufgabe verbundenen Ziels. 
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Ci Fazit: Plädoyer für einen Public aufrechtzuerhalten;aufdieformelle Privatisierung 

Coporate Covernance Kodex als hätte dann die materielle zu folgen. 
Rahmen der Gewährleistung 

Angesichts der Veränderungen i n  den 
Strukturen und Abläufen im ..Konzern 
Stadysowieder skizzierten Defizite in der 

Steuerung kommunaler Unternehmen plädieren 
wir für die Entwicklung eines kommunalen Cor- 
porate Governance Kodex für deutsche Kommu- 
nen. Dabei sind drei Regelungsdimensionen zu 
unterscheiden,diedasGewährleistungsverhältnis 
der Kommune gegenüber den kommunalen Un- 
ternehmen betreffen: 

i dieGewährleistungsstrukturvon kommunaler 
Politik und Kommunalverwaltung. 
i die Besteller-Ersteiler-Beziehungzwischen Kom- 

mune und Unternehmen, 
i das kommunale Unternehmen als Ersteller 

öffentlicher Leistungen 

Fürjededieserdrei Dimensionen gilt es,einen 
Regulierungsrahmen zu entwickeln,der offen ge- 
nug ist, um der oben gekennzeichneten Vielfalt 
kommunalerSituationen zuentsprechen,dervom 
öffentlichen Zweckausgeht unddamit davon,dass 
das kommunale Unternehmen eine kommunale 
Aufgabe erfüllt und nicht frei am Markt tätig ist, 
und derden Regelungsstrukturen beider Sphären. 
nämlich der Sphäre des Kommunalverfassungs- 
rechts und der des Gesellschaftsrechts. entspricht. 

Der PublicCoporateGovernanceKodex hat 
zudem zu berücksichtigen.dass die kom- 
munalpolitische Einwirkung auf die aus- 

gegliederte Aufgabe von sehr unterschiedlicher 
Bedeutung ist. Es gibt Ausgliederungen auf eine 
GmbH, bei denen die Aufgabenverknüpfung,oft 
verbunden mit personellerVerknüpfung,eng ist. 
Man denke an eine für eine spezifische Aktion 
gegründeteGmbH.dieweiterindieFachabtei1ung 
eingegliedert bleibt und im Wesentlichen nurdem 
Zweck einer spezifischen Finanzverwaltungdient 
(2.B. sog. Projektgesellschaften). Dem stehenver- - . .  
sorgungsaufgaben gegenüber.wie etwa Elektrizi- 
tätsversorgung,deren Dienstleistungsmerkmaie - ~ 

einer kommunalen Regeiungpraktischvölligent- 
zogen sind. Hier könnte sich ein kommunalpoli- 
tisches Interesse an sekundären Aspekten fest- 
machmwieetwa Standort, Übernahmeweiterer 
Aufgaben,BereitstelIungvonAusbildungsplätzen 
und Ähnliches.Auch diefinanziellen Beziehungen 
differieren stark, soetwa zwischen kommunalen 
Unternehmen.deren Dienstleistung von Zuwen- 
dungen der Kommune abhängen, wie insbeson- 
dereim kulturellen Bereich,und solchen Unterneh- 
men, die sich überwiegend oder vollständig aus 
anderen Quellen finanzieren.wie beispielsweise 
Krankenhäuseroder soziale Dienst1eistungen.i 

Ein zu erarbeitender Public Coporate Go- 
vernance Kodex hat außerdem einersteu- 
erungsphilosophiezufolgen.diedieGrund- 

gedanken der kommunalen Verwaltungsreform 
aufgreift und weiterführt: DasVerhältnis der Kom- 
mune zu seinen Unternehmen kann nicht nach c+Woliiam Biemcier,waru,a.Oberburgermeirterin Karre u n d a r  
den Prinzipien hierarchischer Einbindunggestal- ki tet iurammenmit  

C+Pr~fOrHan<Brinrkmann.alr BeraterkommunalerVer~altungFn 
te t  werden,denn dies würde den Zielen der Aus- „ d ~ ~ t ~ ~ ~ ~ h ~ ~ ~  

gliederung widersprechen.Auf der anderen seite ~DrwernerKi i ian, i i tgerrh~f l r f~hrenderGeiel l i ihaRere~nerMa~ 
nagementberatunginKalrel. 

darf die Kommunedas Unternehmen auch nicht 
vo g n den Marrt enr asseti.aenn aann e 01 es .;:Y::., :. R, - , ar ,. >ccb ,.o : c : . ~ , , ; ~ < <  
ke nr romm>na'oo T RecnIferrig4ng . o ->m.r2e f . , ,< ," t~ -<r  .:,5<n<gc:.,3c ' \<.:r5:e.?. .?s: .;  

?-P t~:'?t:.r:~c., , . i ~ ~ . : r . t .  J ~ e c , t . : - . ~ ~ . . ! c n [ " c > . n ~  
aaf.r,eine Bereil g-l.2 an a esem "nrernenmen : . < . e c ~ r ;  1 1  - : V  mdnyi . . .  l . . , r  7 %  
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Foto C h i i i i r n  K e l  

Innovationen werden in modernen kapi- 
talistischen Produktionssystemen für ge- 

- wöhnlich als das Ergebnis unternehmeri- 
scher,marktwirtschaftlicherAktivitäten betrachtet. 
Die Rolle des Staates wurde und wird in diesem 
Zusammenhang wie auch anderenorts vielfach 
auf die angebotsorientierte Bereitstellung von 
(Aus-) Bildungoder auch Infrastruktur reduziert. 
Eine aktivere Einflussnahme ist nach dieser Ar- 
gumentation nur in Fällen von .,Marktversagene 
statthaft und auch dann eben auf die Angebots- 
seite beschränkt, etwa die Bereitstellung von 
Investitionen in Forschung und Entwicklung in 
Bereichen mi t  gesamtgesellschaftlich subopti- 
malem lnvestitionsverhalten privatwirtschafflicher 
Akteure. 

Eineandere,wenigerdogmatischeundaneinem 
ehersystemischenVerständnisvon Innovationen 
ausgerichteteSichtweisesiehtdarüber hinausge- 
hende staatliche Aktivitäten mindestens genau 
immer dann gerechtfertigt,wenn sie dazu dienen, 
einen bestimmten gesellschaftlichen Bedarf zu 
befriedigen,dernursehrunwahrscheinlich durch 
den Markt befriedigt werden würde.Tatsächlich 

Nachfrageorientierte 
lnnovationspolitik und 
öffentliche Beschaffung 

von Sascha Ruhland 

beziehen sich die meisten mit lnnovationenverbun- 
denen nachfrageorientierten Politikmaßnahmen 
und BeschaffungsprozesseaufebensolcheProduk- 
teoder Dien~tleistungen~die z.B.auf Nachhaltig- 
keit,alternative Energiegewinnung o.ä.abzielen. 

Jenseits aller theoretischen Diskussionen 
warder Ausgangspunkt aller Analysen öf- 
fentlicher Beschaffung als Element einer 

nachfrageorientierten lnnovationspolitik bislang 
die Tatsache. dass es innerhalb der klassischen 
lnnovationspolitik keinerlei oder zumindest kei- 
nerlei strategische Nachfrageorientierung gibt. 
Obwohl sich inzwischen ein Attitüdenwechsel 
sowohl innerhalb der wissenschaftlichen Ausei- 
nandersetzung als auch insbesondere unter poli- 
tischen Entscheidungsträgernabzeichnet,sinddie 
Argumentefür eine nachfrageorientierte Ausrich- 
tung der Innovationspolitik. mithin die Rollevon 
Beschaffung für Innovation nach wie vor nicht 
überall anerkannt. 
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Drei Begründungen für eine solche nachfrage- 
orientierte Ausrichtung bzw.die Etablierung ent- 
sprechender Maßnahmen lassen sich erkennen: 

(1) 

Es existieren nachfrageseitige Hemmnisse, die 
entweder die Markteinführung oder die Markt- 
diffusion eines innovativen Gutes einschränken. 
Hierunterfallen dievergleichsweise höheren (An- 
schaffungs-) Kosten sowieder Mangel an Informa- 
tion darüber,was bereits möglich oder in Entwick- 
lung befindlich ist alsauch der Mangel an Wissen 
über Einsatzmöglichkeiten, Kosten und Nutzen 
innovativer Produkte und Dienstleistungen. 

(2) 

Bestimmte (sektorale) P~litikziele~deren Erreichung 
im Sinne des Gemeinwohls als dienlich verstan- 
den wird, lassen sich nicht über eine reine Ange- 
botssteuerungerfassen und steuern.Da sich die 
Erreichungsolcher Zielmarkenfür privatwirtschaft- 
liche Akteure oftmals nicht oder nicht unmittel- 
bar kapitalisieren Iässt,weil entsprechende Maß- 
nahmen aus unternehmerischer Sicht zunächst 
nur Kosten verursachen, mussder Staat in der Lage 
sein,überseineMarktmacht als Konsument oder 
dieSchaffungvonMärkten (Bsp.Emissionshande1) 
entsprechende Kapitalisierungsmögiichkeiten zu 
kreieren. 

(3) 
Staatliche Dienstleistungen unterliegen, wenn 
auch ineinem anderen Maßals privatwirtschaft- 
liche,dem permanenten DruckzurVerbesserung, 
nicht zuletzt ausder Situation der Rechfertigung 
des Umgangs mit Steuermitteln gegenüber dem 
Steuerzahler herauslnnovativeGüter und Dienst- 
leistungen können also heifen.die Leistungendes 
Staates selbst zu verbessern und effizienter zu 
machen. 

Unterden nachfrageorientierten Ansätzen (etwa 
Maßnahmen zur Bewusstseinsbildung und zum 
Kompetenzaufbau, Regulation,finanzielle Unter- 
stützungder privaten Nachfrage) wird der öffent- 
lichen BeschaffungdiedirektesteWirkungsowie 
eine sehr große potenzielle Bedeutung attestiert 

(2003 wendeten die Staaten der EU im Durch- 
schnitt 16% ihres BIPfür Beschaffungauf).Neben 
den anderen genannten Möglichkeiten ist die 
öffentliche Beschaffung jedoch nur in einigen 
Staaten (Großbritannien, Niederlande und teil- 
weiseauch in Schweden)tatsächlichTeilderstaat- 
lichen Innovationspolitik, wohingegen die eher 
indirekten Maßnahmen in nahezu allen Staaten 
zufinden sind.FürDeutschland mussinjedem Fall 
attestiert werden,dass es keine generelle Absage 
an eineNachfrageorientierunginderinnovations- 
politik gibt. Vielmehr scheint sich diese Absage 
überwiegend aufdie mögliche Roilevon Beschaf- 
fung ebenso zu begrenzen wie auf Politikfelder, 
die über keineoder nur sehr unscharfformulierte 
sektorale Politikzieie verfügen, Felder, in denen 
alsoeineOrientierung an gesellschaftlich als rele- 
vant eingestuften Missionen fehlt.(Die prominen- 
testen Beispieleeiner missionsorientierten Politik 
finden sich vor allem in den USA, wie etwa die 
MondlandungalsZiel US-amerikanischer Innova- 
tions- und Forschun~spolitik.) 

SektoralenachfrageorientierteMaßnahmen, - 
die teilweise auch den Bereich der Be- 
schaffung umfassen.sind auch in Deutsch- 

land immerwieder erfolgreich umgesetzt worden, 
etwa in den Bereich Photovoltaik,Energieeffizienz, 
erneuerbare Energien usw. Allerdings sind die Ef- 
fekteaufdas innovationssystem selbst in diesen 
und anderen erfolgreichen Fällen nicht systema- 
tisch erfasst und demzufolge auch nicht zugäng- 
lich für Wissenstransfer, Lernen oder potenzielle 
Nachahmer. Eineexplizite Nachfrageorientierung 
sowieeinestrategischeNutzungvon Beschaffung 
sind trotzeinzelner Beispielevon good practice und 
trotzdiverser Ankündigungen und veröffentlich- 
ter Pläne bislang ausgeblieben. Dies wird z.B.da- 
ran überdeutlich.dasses bereitsig8jeineStudie 
des IFO-Instituts gegeben hat,dieeine Nutzung 
von Beschaffung für die lnnovationspolitik ange- 
regt hatte,aufderen Erscheinen jedoch keinerlei 
ernstzunehmende politische Reaktion folgte. 
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Warum wird die Beschaffung als 
Element der lnnovationspolitik in 
Deutschland so wenig genutzt? 

Zunächst ist dieBeschaffungvon Innovationen 
deutlich vorraussetzungsreicher als die Beschaf- 
fung eines Standardproduktes. Käufer und Ver- 
käufer müssen ganz grundsätzlich andere Rollen 
einnehmen, als sie dies zumeist gewohnt sind. 
Während eine standardisierte Lösung eine weit- 
gehende Symmetrie des Wissens über die zurver- 
fügung stehenden Produkte einerseits (Käufer) 
und die Anforderungen des Einsatzes andererseits 
(Verkäufer) bedeutet,ist die Beschaffung innova- 
tiver Produkte und loder Dienstleistungen wesent- 
lich komplexer.DiezentraleEigenschaftvon Inno- 
vationen,nämlich neuzu sein,fürden Markt,den 
Anwender,dasAnwendungsgebiet etc.macht es 
vorallemfür den Käufer ungleich ~chwieriger~sich 
über innovative~lternativen zur bisher beschaff- 
ten Standardlösung zu informieren. Er muss also 
sowohl versuchen. einen anderen, engeren. vor 
allem kooperativen Kontakt zu potenziellen Lie- 
ferern aufzubauen (in deren Interesseeinesolche 
kooperative Austauschbeziehung selbstredend 
genausosteht),alsauch sein eigenes Wissen per- 
manent erweitern, um in der Lage zu sein, ein 
tatsächlich innovativesGut alssolchesidentifizie- 
renzu können.Wenngleich weniger zentral,^^ ist 
die Neuartigkeit eines Produktesfür den Verkäu- 
fer zumindest dann problematisch,wenner nicht 
alle möglichen Einsatzmöglichkeiten und damit 
Anforderungen kennt. 

Das Beschaffungsrecht als solches ist in 
vielen Fällen ein Hindernisfürdie Beschaf- 
fungvon Innovationen.ln Kombination mit 

einer noch sehrweit verbreiteten Einstellung un- 
ter Beschaffern,wonach die preiswerteste Lösung 
stets die beste sei,führen die gesetzlichen Restrik- 
tionen zu einem der Hauptprobleme bei der stra- . . 
tegischen Nutzungvon Beschaffungsmaßnahmen 
für die Innovationspolitik. Im Grundsatz erlaubt 
das Ausschreibungsrecht die Aufnahme von so 
genannten Abweichungen vom eigentlichen Aus- 
schreibungstext.Hierin liegt nach einhelliger Auf- 

fassung von Beschaffern und Anbietern die zen- 
traleMöglichkeit,lnnovationen zu beschaffen.ohne 
dabei aufgrundvon (wegen derasymmetrischen 
Wissensverteilung über die Optionen teilweise 
notwendiger) Absprachen mit potenziellen An- 
bietern Gefahr zu laufen,den gesamten Beschaf- 
fungsprozess scheitern zu lassen. Empirische Stu- 
dien haben z.B. für Österreich ergeben, dass es 
dortder Regelfall ist,dasssolcheAbsprachenfast 
immervon Dritten genutzt werden, um über Ge- 
richtsprozesseden Beschaffungsvorgangzu stop- 
pen und neu ausschreiben zu lassen,dann aller- 
dings unter Ausschluss der an der ursprünglichen 
Absprache beteiligten Unternehmen. 

Insgesamt ist derVoraussetzungsreichturn 
für eine korrekte, und im Sinneeinerinno- 
vativen Lösung erfolgreiche. Beschaffung 

imVerständnisaller Beteiligten deutlich zu hoch. 
Sinddieangesprochenen Abweichungendurchden 
Ausschreibungstext ermöglicht, muss der Anbie- 
ter etwa detailliert nachweisen,dasssein Produkt 
ökonomisch ,.vorteilhafter" Ist, d.h. preiswerter 
bei gleicher Leistung oder leistungsstärker bei 
gleichem Preis.Zusätzlich verhindert das-wett- 
bewerbsrechtlich nachvollziehbare-verbot von 
Absprachen den Austausch von Informationen 
zwischen Käufer und Anbieter über die sinnvolle 
FormulierungsolcherAbweichungen. Des Weiteren 
hat dieRechtssprechungder EU inzwischen dafür - 
gesorgt,dass technologische Mindestanforderun- 
gen nicht nurfürdiezu beschaffendeLösung,son- 
dern auch die möglichen Abweichungen angege- 
ben werden müssen.Wenn aufseiten des Beschaf- 
ferskeinumfassendesWissenübertechnologische 
Neuerungen,sich in Entwicklung befindliche An- 
sätzeetc.vorhanden ist, kann nicht ausgeschlossen 
werden. dass dadurch unbeabsichtigt die beste 
und innovativste Lösungverhindert wird. Klären- 
de Absprachen sind auch hier verboten, sofern 
sie nicht alle potenziellen Anbieter umfassen.ln 
derTat istdas Hauptproblem wenigerdie Abspra- 
chean sich.alsvielmehrdieUnwahrscheinlichkeit. 
alle potenziellen Anbieter, zumal bei EU-weiten 
Ausschreibungen.zu kennen unddemzufolgeein- 
beziehen zu können. 
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Esgibt allerdingsauch in Deutschland Beis- 
piele für den ..geschickten" Umgang mit 
dieser Problematik. Solche so genannten 

wettbewerblichen Dialoge sind seit 2004 auch 
durch ein entsprechendes EU-Gesetz geregelt und 
demzufolge unter bestimmten Voraussetzungen 
gestattet. Ebenso gestattet sind dynamische Be- 
schaffungssysteme,die den einstufigen Beschaf- 
fungsprozess ineinen mehrstufigen Evaluierungs- 
undvorallem Nachbesserungsprozessumwandein, 
der Beschaffungsprozess wird zu einem interak- 
tiven Vorgang zwischen Beschaffer und potenzi- 
ellen Anbietern. Jedoch gilt für beide, prinzipiell 
innovationspolitisch nutzbaren,Verfahren der Pri- 
mat der Diskriminierungsfreiheit, um den freien 
Wettbewerb zu garantieren. Die Handhabung sol- 
cher neuer Formen der Ausschreibungerfordert 
dementsprechend vor allemzusätzlichesWissen, 
höheren Aufwand aufseiten der beschaffenden 
Behördelder Lieferanten und im Umgangdamit 
erfahrenes Personal. Diese Bedingungen sind je- 
doch vielfach nicht erfüllt. 

Ein weiteres Hindernis für die Nutzung von 
Beschaffung für lnnovationspolitik liegt in der 
Zersplitterungder Beschaffungsinstanzen begrün- 
det. Zum Teil ist dies auf die föderale Struktur 
Deutschlands zurückzuführen, zum Teil auf die 
konsequente Anwendungdes Subsidiaritätsprin- 
zips.Neben des hierdurch erschwerten Austauschs 
von Informationen wirktvorallem das uneinheit- 
liche Auftreten auch aufgrund von fehlenden Lern- 
prozessen (stellvertretendes Lernen, Lernen über 
Vernetzung etc.) hemmend. Gleichwohl es auf 
Bundesebene einedeutlich zentralisiertere Form 
der Beschaffung gibt als in Deutschland insge- 
samt,bleiben solcheZusammenschlüssedieAus- 
nahme.obwohlsiedurch gemeinsamesAuftreten, 
gemeinsame Strategien. wechseiseitiges Lernen 
und nicht zuletzt kombinierte und daher vergrö- 
ßerte Marktrelevanz mehr Einflussauch im Sinne 
einerlnnovationsförderungerlangen könnten.Ne- 
benstrukturellen Merkmaien,diediesverhindern, 
sind letztlich auch oftmals Einstellungen in den 
jeweiligen Behörden vorhanden,diedem Prinzip 
der eigenen Budgetmaximierung im Zweifelsfall 
die höhere Bedeutung beimessen. 

Wie bereits erwähnt. ist die Nutzung von Be- 
schaffung für die lnnovationspolitik unter den 
beschriebenenVoraussetzungen und Problemen 
vielfachvon den Einstellungen einzelner Personen 
in der beschaffenden Bürokratie abhängig. Uner- 
fahrenheit im Umgang mi t  den Möglichkeiten, 
mangelndes Wissen im Allgemeinen, fehlende 
Bereitschaft zur Abweichungvon Standardproze- 
duren und Beibehaltungschlichtweg inadäquater 
Kriterien (Preis) sowie mangelnde Rückendeckung 
durchdiepolitische Führungsinddie Ursachen für 
die Aufrechterhaltungvon Attitüden,die konträr 
zu den Anforderungen einer nachfrageorientierten P 

lnnovationspolitik mit den Möglichkeiten der Be- 
schaffung stehen. 

O Wie die Bedeutung von 
lnnovationspolitik in der Beschaffung 
gestärkt werden? 

Aktuelle Studien (2.6. Edler et.al. [zoo61 und 
Edler,Jakob(Hg.) [2007]) haben verdeutlicht.dass 
im Zentrum einer solchenVeränderungzunächst 
ein allgemeiner, umfassender Attitüdenwechsel P 

vor allem bei politischen Entscheidernvonnöten 
ist. Zum einen muss die Ablehnung nachfrage- 
orientierterMaßnahmen insgesamt und beschaf- 
fungspolitischer lnnovationsstrategien im Be- 
sonderen überwunden werden.Zumanderen ist 
insbesondere im Bereich der Beschaffungdafürzu 
sorgen, dass sich die Einstellung der Beschaffer 
dahingehend ändert.dassder Preis nicht dasein- 
zige Beschaffungskriterium bleibt.Argumente wie 
Lebenszyklen von Produkten (und eben nicht nur 
ihr Anschaffungspreis odereben auch dievorreib 
terrolle staatlicher Nachfrage als Auslöser privat- 
wirtschaftlicher Investitionen müssen auf  stra- 
tegische Weise Eingang in die Auswahlprozesse 
finden. Um Entscheider in Beschaffungsprozessen 
jedoch dies zu ermöglichen,ist es ebenso notwen- 
dig, der vorherrschenden Wissensasymmetrie 
etwas entgegenzusetzen. Solche Maßnahmen 
beginnen bei der Professionalisierung der Beschaf- 
fung als solcher, umfassen (institutionalisierte) 
Austausch- und Lernprozesse (sowohl zwischen 
Beschaffern als auch mit der Industrie) und enden 

b 
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noch lange nicht mit der permanenten Informa- 
tion über mögliche, neue und innovative Lösungen. 
Insbesondere der erste Punkt sollte zur Überwin- 
dungder momentanensituation beitragen.in der 
die erfolgreiche Beschaffung eines innovativen 
Produkts oftmals von dem Geschick einzelner 
Personen im Umgang mi t  den gesetzlichen Be- 
stimmungen und den Zwängen des öffentlichen 
Beschaffungssystemsabhängt.0hneeinesoiche 
Veränderung sind auch die Neuerungen des Be- 
schaffungsrechts. wie etwa wettbewerbliche 
Dialoge, nicht im Sinneder lnnovationspolitikzu 
nutzen. 

kann hier alsvorbild fungieren. Nicht zuletzt ist 
eine klare und langfristige Formulierungvon (sek- 
toralen) Politikzieien wie Nachhaltigkeit etc.durch 
solche Strategiediskussionen gegeben. Dies ist 
wiederum Voraussetzung dafür, dass diese im 
gesamten politischen System (d.h. inklusive der 
Bürokratie) verbreitet werden und so für eine effi- 
ziente Ausrichtungderöffentlichen Beschaffung 
an eben auch innovations~olitischen Zielen. 
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In diversen Fallstudien hat sich die Unter- 
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ven Lösungdurch höhere politische Ebenen 
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Kein Allheilmittel bei 
knappen Kassen 

Öffent l ich-pr ivate 

Partnerschaften in Europa 

von Barbara Wei ler  

Mein Beitragorientiert sicham Bericht über 
„Öffentlich-private Partnerschaften und die 
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften für 

dasöffentliche Beschaffungswesen und Konzessio- 
nen8'der im Herbst desvergangenen Jahresvom 
Europäischen Parlament mit großer Mehrheit an- 
genommen wurde. 

In den letzteniahrenerfreuen sich..Öffent- 
lich-private Partnerschaften" (ÖPP) europa- 
weiteinerzunehmenden Beliebtheit.Dabei 

unterscheidensichdieModellezwischenden Mit- 
gliedstaaten erheblich.je nach dem nationalen 
Gesetzesrahmen und den Sektoren.indenen ÖPP 
angewandt werden. Da es derzeit keine einheit- 
liche europäische Definition von ÖPPgibt,steilt der 
Begriffeineallgemeine Beschreibungvonverein- 
barungen zwischen öffentlichen Einrichtungen 
undder Privatwirtschaftdar.DieVereinbarungen 
beziehen sich auf öffentliche infrastrukturmaß- 
nahmen oderöffentliche Dienstleistungen.Werden 
ÖPP korrekt umgesetzt,können siein der Regel zu 
verminderten Lebenszykluskosten,einer besseren 
RisikoverteiIung,einerschnelleren Durchführung 
der öffentlichen Arbeiten und Dienstleistungen, 
einerverbesserten Qualität und zu Spareffekten 
führen. 

Foto.Chr#,tidii K e l  

D Bisherige Erfahrungen mit 
,,Öffentlich-private Partnerschaften" 

Bei genauerer Betrachtung fällt auf, dass der 
Entwicklungsstand von ÖPP innerhalb der Euro- 
päischen Union recht unterschiedlich ist. Grob 
sind drei Gruppen von Mitgliedstaaten zu unter- 
scheiden: EineSpitzengruppe.bestehendausdem 
Vereinigten Königreich, Frankreich,Deutschland, 
Irland und Italien. einem Mittelfeld sowie einer 
Gruppe von Staaten mi t  geringer Erfahrung in 
diesem Bereich.Die mittel- und osteuropäischen 
Staaten stellen wegen ihrer besonderen wirtschaft- 
lichen und politischen Merkmale eine eigene 
Gruppe dar. ÖPP spielen in diesen Staaten eine 
besonders wichtige Rolle bei der Schaffungeiner 
modernen Infrastruktur. Die Spitzengruppe der 
Mitgliedstaaten zeichnet sich dadurch aus, dass 
sie eine breite Erfahrung in verschiedenen Sekto- 
ren besitzt. angefangen von infrastrukturmaß- 
nahmen im Bereich Schiene und Straße bis hin zu 
Projekten im Gesundheitssystem.im Bildungs- und 
im GefängniswesenDarüber hinaus haben diese 
Staaten häufig eine klareVorstellung überdievor- 
und Nachteile von ÖPP-Projekten in einzelnen 
Sektoren.Nicht seltenexistieren bereits spezielle 
Gesetze auf nationaler oder regionaler Ebene, und 
es wurden gezielte Evaiuierungsmethoden zur 

+ 
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Messungdes Erfolgsentwickelt.AndereStaaten, 
wie Irland, haben eigeneVerwaItungsabteilungen 
gebildet, damit eine ,,ÖPP-Expertise" entwickelt 
und zentralisiert wird. 

Insbesondereausden Erfahrungen imvereinig- 
ten Königreich.das man als,,Pionierlandm bei der 
Anwendungvon ÖPP bezeichnen kann,aberauch 
in anderen Staaten lassen sich vorläufig folgende 
Schlussfolgerungen ziehen: 

Einige Sektoren scheinen sich für die An- 
wendung von ÖPP-Modellen besser zu 
eignen als andere. Die infrastrukturprojek- 

te in den Bereichen Schiene und Straße haben in 
der Regeleinen messbaren Mehrwert erzeugt.Es 
bleibt abzuwartenJob man ähnliche Ergebnisse 
auch im Gesundheits-und Bildungssystem sowie 
in anderen Bereichenerzielen kann.Da die Projek- 
teerstseit Kurzem laufen, ist eineabschließende 
Bewertung hier noch nicht möglich.Sektoren,die 
einem schnellen technologischen Wandel unter- 
liegen,wie der IT-Bereich,scheinen sich jedenfalls 
nicht für ÖPP-Projekte zu eignen. Es ist nahezu un- 
möglich. glaubwürdige Qualitätsstandards über 
einen längeren Zeitraum festzulegen,ohne mög- 
liche Innovationen und eineVerbesserung in der 
Qualität der Dienstleistungen zu behindern. 

i Wichtig scheint die richtige Wahl der Parameter 
zu seinrum das Kosten-Nutzen-Verhältnis eines 
ÖPP-Projekts zu messen. 
i Es zeigt sich,dassÖPP-Projekte häufig der klas- 

sischen Auftragsvergabe in der Planungs- und 
Bauphase überlegen sind,jedoch zumTeil gra- 
vierendeSchwierigkeiten in der Betriebsphase 
aufweisen. 
i Darüber hinaus sind verbesserte Mittel für 

eine effektive Überprüfung und Einflussnah- 
meaufdie Ausführungsleistungdes privaten 
Sektors notwendig. Dazu gehören auch glaub- 
würdige Sanktionen, wie z.B. Klauseln über 
einen Zahlungsabzug oder eine Kündigung 
des Vertrags. 

i Schließlich spielen nationale politischeEinstel- 
lungen und bestehende Kompetenzen eine 
Schlüsselrolle für die Entwicklung und den 
Erfolgvon ÖPP. Die Bildungvon speziaiisierten 
Abteiluneen innerhalb der öffentlichen Ver- - 
waltung sowie dieVerbesserung der Manage- 
mentkompetenzen sowohl innerhalb des pri- 
vatenalsauchdesöffentlichenSektorswerden 
wahrscheinlich zu besseren Ergebnissen inder 
Zukunftführen.Vielerorts wird ein Mentalitäts- 
wechsel innerhalb deröffentiichenVerwaItung 
erforderlich sein. 

Zusammenfassend ist festzustellen. dass 
ÖPP keinAlIheiImitteldarstellen.ÖPPsind 
schwierig zu planen.durchzuführen und zu 

betreiben.Sie benötigeneine langeZeit,um sicht- 
bare Ergebnissezu produzieren. Umso wichtiger 
i s t  daher eine eingehendevorherige Prüfung,ob 
die öffentliche Hand eine ÖPPeingehen soll und 
wie siesie ausgestaltet.Die Regierungen sollten 
sich zunächst darauf konzentrieren, ihreadminis- 
trativen Fähigkeiten und Evaluierungsmethoden 
zu verbessern, anstatt die Anwendung von ÖPP 
auf andere Sektoren auszuweiten.Es sollte sicher- 
gestellt sein,dass beiÖPPdie Risiken derjenigen 
Seite zugeteilt werden.die am besten damit um- 
gehen kann und dass die Vorteile durch die Ein- 
bindung des privaten Sektors in effektiver Weise 
genutzt werden. Ohne diesen Ansatz läuft der 
öffentliche Sektor Gefahr, ÖPP-Projekte aus den 
falschen Gründen durchzuführen, wie z. B. einer 
kurzfristigenverbesserungder Haushaltslagezum 
Nachteil einer langfristigen finanziellen Solidität. 
Viele Projekteerweisen sich zudem als kurzsichtig 
konzipiert und mangelhaft umgesetzt. 

Eine Rekommunalisierung bestimmteröffent- 
licher Aufgaben ist nach meiner Meinung eine 
legitime Entscheidungderörtlichen Kommunen. 
Die Ablehnung der Konservativen halte ich für 
nicht akzeptabel. 
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Das Recht der kommunaien Organisati- 
onshoheit i s t  sowohl national alsauch auf 
europäischer Ebene gewährleistet. Aus 

europäischer Sicht ergibt es sich zum einen aus 
dem Subsidiaritätsgedanken nachArt.5 EGV.zum 
anderen ausArt.2 und4der Europäischen Charta 
der kommunalen Selbstverwaltung. Der geplante 
Vertrag übereine EuropäischeVerfassung erkennt 
ausdrücklichdieregionale und kommunaleSelbst- 
verwaltungsowiediedamit verbundenen staats- 
organisationsrechtlichen Strukturen in Art. 1-san, 
wenn es dort heißt,dass die Union die nationale 
Identität ihrer Mitgliedstaaten achtet, die in deren - 
grundlegender politischer und verfassungsrecht- 
licher Struktureinschließlich der regionalen und 
kommunalen Selbstverwaltung zum Ausdruck 
kommt. 

Besonderen Wert haben wirSozialdemokraten 
gelegt auf den Schutz der betroffenen Arbeit- 
nehmervor möglichen negativen Auswirkungen. 
das Recht der Mandatsträger auf Akteneinsicht 
sowie eine intensivierte Aus- und Weiterbildung 
der Entscheidungsträger.Ein eigenes rechtliches 
Regime für ÖPP lehnen wir ab. ÖPP gibt es euro- 
paweit in so vielen Varianten, dass ein einheitli- 
cher Rechtsrahmen zurzeit nicht sinnvoll ist.Wir 
begrüßen aber alle Formen des Erfahrungsaus- 
tauschesvon best und worst practices, beispiels- 
weise dievernetzung nationaler und regionaier 
ÖPP-Kompetenzzentren. 

U ÖPP als öffentliche Aufträge 

Bei den ÖPP, die als öffentliche Aufträge zu 
charakterisieren sind, geht es vor allem um die 
FragederAnwendungdesVergabeverfahrens.Mit 
dem wettbewerblichen Dialog ist ein neues Ver- 
gabeverfahren neben die bekannten Verfahren 
des offenen, des nichtoffenen und des Verhand- 
lungsverfahrens für Auftragsvergaben oberhalb 
der Schwellenwerte getreten. DasVerfahren ver- 
bindet Elementedes Ausschreibungs-mit Elemen- 

Verhandlungsverfahren. Die Auftragsvergabe kann 
von den Mitgliedsstaaten im wettbewerblichen 
Dialog bei besonders komplexen Aufträgen vorge- 
sehen werden.Schwierigkeiten bereitet die nähe- 
re Bestimmungdes Begriffsder besonderen Kom- 
plexität. Diese soll vorliegen, wenn der öffentliche 
Auftraggeber 

H objektiv nicht in der Lage ist.die technischen 
Mittel anzugeben,mit denen seine Bedürfnis- 
se und seinezieleerfüllt werden können und/ 
oder 

H objektiv nicht in der Lage ist, die rechtlichen 
undIoder finanziellen Konditionen eines Vor- 
habens anzugeben. 

Somit stellt sich die Frage,ob bei ÖPP-Pro- 
jekten regelmäßig das Merkmal der beson- 
deren Komplexität gegeben ist. Hierzu i s t  

zu sagen,dass ÖPP-Projekte zwar häufig besonders 
komplexsind,diesaber nicht immer sein müssen. 
Vielmehr mussje nach Einzelfallentschieden wer- 
den.JedenfaIls kann festgestellt werden,dassdas 
Verfahren des wettbewerblichen Diaiogszur Auf- 
tragsvergabe im ÖPP-Bereich grundsätzlich vor- 
zugswürdig ist,weil es dievorteile des nichtoffe- 
nenverfahrens mitdenjenigen desverhandlungs- 
verfahren5 verbindet.Aufgrund seiner Flexibilität 
ermöglichtesdieErarbeitungoptimaler Lösungen 
unter hohem Wettbewerbsdruck.Zu seinen Nach- 
teilen zählen zwar die Kompliziertheit und der 
AufwandfüraIleBeteiligten.Diesewerdenjedoch 
durchdie höhereTransparenz,diegegenüberdem 
Verhandlungsverfahren besteht,ausgeglichen. Da- 
mit mindert sichdieGefahrwettbewerbsfremder 
Verhaltensweisen. 

U ÖPP als Konzessionen 

Einer der Hauptpunkte bei der aktuellen Dis- 
kussion im Bereich der ÖPP dreht sich um die 
Frage,ob für Dienstleistungskonzessionen eine 

tendesVerhandlungsverfahrens.Esist gegenüber gemeinschaftsweite Regelung geschaffen wer- 
dem offenen und dem nichtoffenen Verfahren den soll, und falls ja. ob diese Regelung separat 
subsidiär,zugleich aber vorrangig gegenüber dem bestehen soll oder mit den öffentlichen Aufträgen 
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zusammengefasst werden kann.Voreinigen Jah- 
ren hat die Kommission bereits eine Mitteilung 
zu ,.Auslegungsfragen im Bereich Konzessionen 
im Gemeinschaftsrecht" erlassen. Aufgrund des 
Ergebnisses der Konsultation beschloss die Kom- 
mission,zunächst eine Folgenabschätzung durch- 
zuführen, bevor sie entscheidet, ob sie eine wei- 
tere interpretierende Mitteilungodereinen Richt- 
linienvorschlagveröffentlicht.DiesesVorgehen ist 
zu begrüßen. 

Der Umstand,dass in diesem Bereich kei- 
ne Verpflichtung zur Koordinierung der 
Rechtsvorschriften besteht sowie dieTat- 

sache. dass die wenigsten Mitgliedstaaten Re- 
gelungen für Dienstleistungskonzessionen fest- 
legen wollen, steht einer gemeinschaftsweiten 
Öffnungder betroffenen MärkteentgegexDiese 
Situation birgt nicht nur die Gefahr eines Wett- 
bewerbsverlusts,sondern führt auch zu Rechts- 
unsicherheiten. Diese resultieren in erster Linieaus 
den Abgrenzungsschwierigkeiten,da bei komplex- 
en ÖPP-Projekten die Identifizierung als Dienst- 
leistungskonzession oder Dienstleistungsauftrag 
nicht immer einfach ist. 

Somit liegt der entscheidende Vorteil einer 
gesetzlichen RegelungdesVergabeverfahrensfür 
Konzessionen in der damit verbundenen euro- 
paweiten Rechtssicherheit. Und Rechtssicherheit 
bedeutet lnvestitionssicherheit,die sich wieder- 
um positivaufden Wettbewerbauswirkt.Es muss 
gekiärtwerden,wie und unterweichen Bedingun- 
gen eine Kommune beispielsweiseeinem Privat- 
unternehmen die Erbringung einer öffentlichen 
Dienstleistung übertragen darf. 

Öffentiichkeit,typischerweise im Bereich der Da- 
seinsvorsorge. Institutionalisierte ÖPP können 
durchdieNeugründungeinesgemischtwirtschaft- 
lichen Unternehmens zustande kommen, aber 
auch indem ein Privater bei einem ehemalsöffent- 
lichen Unternehmen die Kontrolle übernimmt,d.h. 
durch ÄnderungderTeilhaberschaft. 

Hier stellt sich die Frage, ob diese beiden 
Vorgänge, Neugründung und Änderungder 
Teilhaberschaft.vergaberechtlich relevant 

sind.Nach Auffassungder Kommission muss der 
privatePartnerdieses Unternehmensim Hinblick 
auf die betreffenden Aufgaben auftransparente 
und nichtdiskriminierendeWeiseausgewähltwer- 
den,und zwarabhängigvonder konkreten Form 
des Auftrags gemäß den Vergaberichtlinien oder 
dem EG-Vertrag. Dieser Auffassung der Kommis- 
sion ist zu folgen,da nur eine Auswahl des priva- 
ten Partnersnachobjektiven Kriterieneinenfairen 
Wettbewerb garantiert. Ist der private Partner 
eines gemischtwirtschaftlichen Unternehmens 
ausgewählt, so wären weitere Ausschreibungen 
fürden Auftragnurunnötiger bürokratischer Auf- 
wand.Mithin sollteeinedoppelteAusschreibung 
vermieden werden. 

Inden ebengenanntenThemenkreisfäiltauch 
die Frage-obdie Erteilungeines öffentlichen Auf- 
tragsodereiner Konzession an ein gemischtwirt- 
schaftliches Unternehmen ein Ausschreibungs- 
verfahren erforderlich macht (sog. Inhouse- Poble- 
matik). Hier haben die Urteile des EuGH „TeckalU 
und..Stadt Halle" Kriterien aufgestellt,welchedie 
Handlungsmöglichkeiten der Kommunen jedoch 
in zu starkem Maße einschränken. 

Institutionalisierte ÖPP (IÖPP) Nach derTeckai-Rechtsprechung rechtfer- 
und lnhouse t igt die Beteiligung der Vergabestelle an 

einem gemischtwirtschaftlichen Unterneh- 
Bei den IÖPP handelt es sich um gemeinsame men keine Ausnahmevon denvergabegrundsät- 

.,Wirtschaftsgebilde" zwischen privaten und öf- Zen. Entscheidend sei die Vergabe an eine eigen- 
fentlichenPartnern.DieAufgabederartigerWirt- ständigeRechtspersönIichkeit.Danachwerdeeine 
schaftsgebilde besteht in der Bereitstellungoder Ausnahme vom Vergaberecht dann anerkannt, 
Erbringung einer Dienstleistung zugunsten der wenn die vergebende Stelle über das gemischt- 
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wirtschaftliche Unternehmen eine Kontrolle wie 
über eine eigene Dienststelle ausübe und wenn 
das Unternehmen im Wesentlichen fürdieöffent- 
liche Stelle tätig werde. Beide Kriterien müssen 
kumulativerfüllt sein.damit eineGleichstellung 
mit internen Einheiten des Auftraggebersgege- 
ben sei. Eine weitere Klarsteilung hat die Stadt- 
Halle-Rechtsprechung gebracht. Danach hat der 
EUCH entschieden,,,dass öffentliche Auftraggeber 
ein ihnengehörendesUnternehmennurdannohne 
Bindungan dievergabevorschriften beauftragen 
dürfen,wenn sieioo%des Unternehmenskapitals 
halten",also auch keine noch so geringe private 
Beteiligung an dem Unternehmen besteht. Nur 
dann hat der Auftraggeber nach Auffassung des 
EUCH über das Unternehmen eine Kontrolle wie 
über eine eigene Dienststelle. 

Nach Auffassungdersozialdemokratischen 
Fraktion ist für institutionalisierte ÖPP und 
lnhouse ein Gesetz notwendig. Es reicht 

nicht,wenn die Kommission mit interpretierenden 
Mitteilungen oder ähnlichen Instrumenten ver- 
sucht,am Parlamentvorbei zu handeln.Wirwoll- 
ten keinen großen. langwierigen Aufwand. Wir 
wollten auch keine Öffnungder letzten Vergabe- 
richtlinie,dieja noch gar nicht in allen Mitglied- 
staaten umgesetztworden ist,z.B.in Deutschland 
nichtwirbrauchenaber Klarstellungen und even- 
tuell Ergänzungen,und diedürfen nicht ohnedas 
Parlament erfolgen. Leider konnten wir Sozialde- 
mokraten uns mi t  unserer Forderungnach einem 
ordentlichen Cesetzgebungsverfahren unter Be- 
teiiigungdes Parlaments nicht durchsetzen. Kon- 
servative und Liberale haben sich hier gegen das 
Mitwirkungssrecht des Parlaments entschieden. 

Luciano Canfora: ~ i n e  kurze 
Geschichte der Demokratie 
Von Athen bs zur Europaschen Union 

Hardcover, 404 Seiten, EUR 24.90 

In seinem epochalen Überblickentwickell Luciano 

Canfora einen Begriff von Demokratie, in dem d'rin ist, 

wasd'rauf steht: Demokratie nicht als Fassade 

oligarchischer Macht, sondern als Gleichheit und 

Volkshemchafi. Kein Wunder, daßihn jenenicht 

lieben,diesich heute in derdemokratischsten aller 

Welten wähnen! Das Buch entspreche nicht den 

Normen ),westlicher Geschichtswissenschaft~~ - was 

immerdassein mag. EsmachedieGroßindustrie 

verantwortlich für Hiller, beschönigeden Stalinismus 

undverunglimpfedie BRD unter Adenauerals 

revanchistisch undvon alten Nazis durchselzi. 

Kurzum: Einemdeutschen Publikum nicht zuzumuten. 

So begründete ein großes Münchner Haus seine 

Weigerung, dieses Buch zuveröffentlichen. Nun liegt 

es trotzdem auch auf deutsch vor, und wer seinem 

eigenen Kopfvertrauenwill, mag selbst beufleilen, 

wases mit derlei Neitigkeitenauisich hat. 
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Sparkassen als 
Akteure einer neuen 
Strukturpolitik 

von Stefan Gärtner  I .. 

Anhaltend schwache wirtschaftlicheWachs- 
tumsraten,auf hohem Niveauverharrende 
Arbeitslosenquoten,eine abnehmende Be- 

völkerung,eineangespannte Lagederöffentlichen 
Haushalte. häufigeMitnahmeeffekte im Rahmen 
einerAnsiedlungspolitikund infolgeeinerflächen- 
deckenden Verkehrsinfrastruktur zerschnittene 
Landschaften lassen allerdingsdie Frageaufkom- 
men. ob eine Umverteilung der knappen Wachs- 
tumspotenzialeindie Regionen bzw.deren breite 
Streuung,gesamtwirtschaftlich noch sinnvoll sein 
kann.Aktuell wird daher auf allen strukturpolitisch 
wirksamen Ebenen, und insbesondere für Ost- 
deutschland unterstichwarten wieCluster-oder 
Kompetenzfeldpolitikdarüberdiskutiert.verstärkt 
vor Ort vorhandene Wachstumspotenziale zu för- 
dern.Ziel einer stärkeram Wachstum orientierten 
Strukturpolitik ist die Entwicklung gesamtwirt- 
schaftlich relevanterWachstumspotenziale,anstatt 
die knappen Ressourcen in der Hoffnungaufeine 
sich selbsttragende wirtschaftliche Entwicklung 
in schwache Regionen zu leiten. 

Wachstumspotenziale sind allerdings un- 
gleich zwischen den Regionenverteilt und 
finden sich verstärkt in erfolgreichen Regio- 

Foto www photacareiom 

Regionale Strukturpolitik zwischen 
Wachstum und Ausgleich 

Das gesetzlich verankerte Ziel gleichwertiger 
Lebensbedingungen in allen Teilräumen hat bis 
in dieiggoerJahredieregionaleStrukturpolitik in 
Deutschland geprägt und zeigte sich oft in Form 
einer Ansiedlungspolitik. 

nen und weniger häufig in schwächeren Räumen. 
dievon einer aufwachstum setzenden Struktur- 
politikfolglich benachteiligt werden.Einesolche 
Neuausrichtung konterkariert die traditionellen 
Ausgleichszieleder regionalen Strukturpolitik und 
istausfolgenden Gründen prob1ematisch:Erstens 
kann diessozialpolitischeVerwerfungen mit erheb- 
lichen gesamtwirtschaftlichen Folgekosten nach 
sich ziehen,zweitens existiert keine Gewissheit 
darüber, welche Räume in der Zukunftzu Wachs- 
tumsmotoren werden und drittens besteht die 
Gefahr,dass,wenndiese Räumeauch hinsichtlich 
der Basisdienstleistung nicht mehr gefördert wer- 
den.keineTalenteund Begabungen hervorgebracht 
werden.Eineausschließliche Wachstumsorientie- 
rung i s t  auch vor dem Hintergrund abzulehnen, 
dasseinepersönlicheEntfaltungsfreiheit,dieChan- 
cengleichheit voraussetzt.grundgesetzlich veran- 
kert ist. 
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Also lässt sich eineausschließlich aufAusgleich 
setzende Strukturpolitik,die,wie in dervergangen- 
heitvielfache Praxis,versucht,strukturschwache 
Regionen durch eine Investitionsumlenkungspo- 
litikzuentwickeln.ebensowenigalsOptimumder 
regionalen Strukturpolitik postulieren wie eine 
reine Wachstumspolitik. 

Unter Berücksichtigungderökonomischen 
undstrukturpolitischen Rahmenbedingun- 
gen erscheint eineStrukturpolitiksinnvoll, 

dieeinerseitsüberregional relevante Wachstums- 
potenzialedortfördert,wosievorhanden sind und 
andererseits in schwächeren Rä~men~regionale 
Wertschöpfungsketten unterstützt.an den spezi- 
fischen endogenen Potenzialen ansetzt und ba- 
sisorientierte Infrastrukturen des Sozialwesens, 
des Konsums,derBildung und der Kultur mit spe- 
zifischen flexiblen Instrumenten entwickelt bzw. 
aufrecht erhält. 

Sparkassen als Akteure einer auf 
Wachstum und Ausgleich setzenden 
Strukturpolitik 

Erstens sind Sparkassen aufgrund ihrer Nähe 
zur lokalen Wirtschaft. ihrer Kenntnis über 
Netzwerke und der Möglichkeit Kreditmittel 
zu vergeben.geeignet.dievor Ort vorhande- 
nen Potenziale und Kompetenzfelder mit zu 
gestalten. 

S Zweitens.und dies ist insbesonderefürschwä- 
chere Räumevonzentraler Bedeutung.stellen 
sieeine kreditwirtschaftlicheversorgung ubi- 
quitär sicher.Sparkassen sind durch das Regi- 
onalprinzipan die Region gebunden unddürfen 
als Einlagen eingenommeneGelder im Prinzip 
nur in der eigenen Region verwenden. 

Sparkassen sind daher als umsetzende 
Akteure der regionalen Strukturpolitik ide- 
ale Partnerder Kommunen und Kreise.Dass 

sie nicht nur aus einer abstrakten Perspektive 
wichtige Akteure sind, konnte im Rahmen des 
Forschungsprojektsdurchdiequalitative Analyse 
von vier Sparkassen und ihren Geschäftsgebleten 
demonstriert werden. Dabei zeiete sich,dass Spar- - 
kassen gleichermaßen in städtischen Agglomera- 
tionen.einschliei3lich derzumTeil mit erheblichen 
Entwicklungsdefiziten behafteten Stadtteile.und 

Soll ein solches aufwachstum und Ausgleich in peripheren ~ e ~ i o n e n  die kreditwirtschafiliche 
setzendes strukturpolitisches Konzept Leitlinie sein, Versorgungsicherstellen. Die Bedeutungder Spar- 
sind regionaleAkteureerforderlich.die bereit und 
fähig~ind~einerseits den Standort gemeinsam mit 
anderen Akteuren zuentwickeln und andererseits 
zum flächendeckenden Ausgleich beizutragen.Re- 
gionalen Banken und insbesondere dem dezen- 
tralen Sparkassensystem in Deutschland kommt 
in diesem Zusammenhang eine besondere Rolle 
zu, die in der regionalwissenschaftlichen Diskus- 
sion bisher wenig Beachtungfand. Deshalb wur- 
de in einem von der.,Wissenschaftsförderung der 
Sparkassen-Finanzgruppe e.V." geförderten For- 
schungsprojekt Rolleden Sparkassen im Rahmen 
einer wachstums- und zugleich ausgleichsorien- 
tierten Strukturpolitik durch das IAT untersucht: 

kassen als dezentrale Regionalbanken ist auch 
deshalb hoch.da räumliche Nähe bei der Kredit- 
vergabe an kleinere und mittlere Unternehmen, 
trotzvielfältiger Finanzierungsangeboteim Inter- 
net. wichtig ist und Bankenmärkte keineswegs 
raumlos sind. Um als regionalorientierte Bank er- 
folgreich zu sein,splelt die Kenntnisvon Werten. 
Kulturen,Symbolen und Einstellungim regionalen 
Kontext,Vertrauen und räumliche Nähe,Verbun- 
denheit usw.eine zentrale Rolle. So sind persön- 
lichevertrauensstrukturen trotzeinerzunehmen- 
den Formalisierung der Kreditbeziehungen, bei- 
spielsweise durch Basel II und Scoringverfahren. 
bei der Kreditvergabe von Bedeutung. 
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Die Bedeutungder räumlichen Näheerhöht 
sich bei eventuellen Liquiditätsengpässen 
oderökonomischenSchieflagenvon Unter- 

nehmen,da Sparkassen aufgrund der Nähe beson- 
deres Know-howeinbringen und durch ihre Unab- . 
hängigkeit einen wesentlich größeren Spielraum 
habenals konzerngebundeneBankstellenderGroß- 
banken.Sowohl im Hinblickauf eineausgegliche- 
ne Regionalentwicklung als auch für die inwert- 
setzungvon endogenen Wachstumspotenzialen 
sind Sparkassen damit wichtige Akteure.Dies ist 
für ein dezentral strukturiertes Land wie Deutsch- 
land,in dem sich über einen langen Zeitraum vie- 
le wirtschaftliche Zentren entwickelt haben, von 
besonderem Interesse. 

Geht es der Region gut, geht es 
auch der Sparkasse gut: aber was ist 
in strukturschwachen Regionen? 

Um zu untersuchen. ob Sparkassen wichtige 
Akteureeinerausgewogenen Strukturpolitiksein 
können,istjedoch nicht nurdie Betrachtungihrer 
strukturpolitischen Funktion ausschlaggebend, 

DieSparkassen in Ostdeutschland reagieren 
zudem deutlicher auf die regionale Situa- 
tion,sind kleiner ~ndvergeben~gemessen 

an ihrer Bilanzsumme.weniger Kredite.DassSpar- 
kassen im Osten der Republikstärkeraufdieregio- 
nalesituation reagieren,liegt u.a.daran,dass sie 
gerade in peripheren strukturschwachen Regionen 
von einer entspannten Konkurrenzsituation pro- 
fitieren und dadurch über stabile Kunden-Bank- 
Beziehungenverfügen.aberauch höhere Preise 
durchsetzen können.Diedeutlich geringeren Kre- 
ditanteile in der Bilanz ostdeutscher Sparkassen 
lässt sich aufdie niedrigere Kreditnachfrage in Ost- 
deutschland zurückführen. 

Zudem habendieAnalysen gezeigt,dassSpar- 
kassen in West-undOstdeutschland in schwachen 
und peripheren Regioneneine höhereZinsspanne 
aufweisen. Was - so dieVermutung-einerseits 
anderfürSparkassen besserenwettbewerbssitua- 
tion in diesen Regionen liegt. andererseits aber 
auch auf eine höhere Bepreisung von Krediten 
aufgrund leicht höherer Kreditrisiken und höherer 
Transaktionskosten (kleinere Kreditsummen)zu- 
rückgeführt werden kann. Ferner kann die hohe 

sondern von ganz zentraler Bedeutung ist die Be- Zinsspanne partiell mit einem konservativeren 
antwortung der Frage, ob sie aus ökonomischer Anlageverhalten in diesen Regionen begründet 
Sicht in der Lagesind,in schwächeren Räumen in 
gleichem Maßewie in prosperierenden Regionen 
die regionale Entwicklung zu unterstützen. 

Die Befürchtung, dass die enge Bindung der 
Sparkassen durchdiedaraus resultierendeAbhän- 
gigkeit von der regionalwirtschaftlichen Situation 
negative Auswirkungen für eine ausgeglichene 
Regionalentwicklung haben kann, konnten die 
Ergebnisse unserer Studie ausräumen:Sparkassen 
können auch in schwachen Regionen einen aus- 
reichenden Ertrag erwirtschaften und somit zum 
regionalen Ausgleich beitragen. Der Ertrag der 
Sparkassen in Ostdeutschland korreliert bei allen 
betrachteten Indikatoren leicht negativ mit der 
regionalwirtschaftlichen Situation. was bedeutet. 
dass Sparkassen in Ostdeutschland in struktur- 
schwachen Regionen statistisch gesehen bessere 
Ertragsergebnisse erzielen. 

werden. 

Schließlich wurde ein statistischer Zusammen- 
hangdeutlich,der besagt,dassdie Institutsgröße 
deutlich mitder Einwohnerdichte und Regionsart 
(städtischoder peripher) korrespondiert undspar- 
kassen in dünn besiedelten Räumen, gemessen 
an der Bilanzsumme,entsprechend kleinersind. 
Wären in dünn besiedelten Regionen die Bilanz- 
volumina ähnlich groß,wie in dicht besiedelten 
Regionen,würden dieSparkassen in dünn besie- 
delten Regionen über größereGeschäftsgebiete 
verfügen. Dadurch,dass die Sparkassen in diesen 
Regionen ihre Geschäftsgebiete nicht übermäßig 
a~sdehnen~erhalten sie sich eine starke regionale 
Bindung. 

1 
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Fünftens zeigt sich,dass ostdeutsche Sparkas- 
sen in schwachen Regionen,deutlich mehr Kredite 
an Privatkunden und etwas mehr an Geschäfts- 
kunden vergeben als in prosperierenden ostdeut- 
schen Regionen. Im Westen verleihen die Spar- 
kassen nach den Analysen in schwächeren und 
ländlicheren Räumen etwas mehrGeld an Privat- 
kunden und etwas wenigeran Geschäftskunden 
als in prosperierenden Regionen. 

Zur Interpretation der Ergebnisse ist die 
neue Bankentheorie heranzuziehen,die sich 

den,dass Sparkassen auch in schwachen Regionen 
erfolgreich sind, aber die tatsächlichen Bestim- 
mungsfaktoren. die den Ertrag einer Sparkasse 
ausmachen. können mit statistischen Methoden 
nur partiell eingefangen werden. So kann ange- 
nommen werden,dass andere Faktoren.die über- 
wiegend nicht statistisch für alleSparkassen mess- 
barsind,eine größere Rolle spielen. Dazu gehören 
zum Beispiel: Mitarbeiter- und Führungsqualitä- 
ten, Unternehmenskuituren.gesammeltes Infor- 
mationskapital und eine historisch bedingtePfad- 
abhängigkeit.Das solche weichen Faktoren eine 
große Bedeutung haben,wurdeauch bei der Un- - 

insbesondere auf informationsbedingte tersuchung der vier an dem Projekt beteiligten 
Marktunvollkommenheiten inder Kreditfinanzie- Sparkassen deutlich. 
rung bezieht: Beziehungsspezifische Investitionen 
werden durch eine hohe K~nkurrenzgefährdet~die 
ihrerseits den intertemporalen Margenausgieich 
verhindert.lnvestiert eine Bankim Rahmeneiner 
Kreditwürdigkeitsprüfung in kreditnehmerspezi- 
fischeInformationen,bestehtdieGefahr,dass Kon- 
kurrenten dasErgebnis ihrer Prüfung beobachten. 
für diese Beobachtungjedoch deutlich geringere 
Kosten aufwenden.in diesem Zusammenhangwird 
allgemein darauf hingewiesen,dass der Informa- 
tionsvorsprungvon Banken infolgestabiier Kunden- 
Bank-Beziehungen in weniger wettbewerbsin- 
tensiven Märkten besonders wertvoll ist, wenn 
Liquiditätsengpässe von Unternehmen auftreten, 
da sie konjunkturelle Schwankungen begrenzen 
und die Bankenmarktstabilität erhöhen.Es ist an- 
zunehmen. dass der Zusammenhang zwischen 
regionaler Strukturschwäche und guten Ertrags- 
aussichten von Banken vor allem in Verbindung 
mit einem GeschäftsmodelI,dasvorOrt eineenge 

Zukünftige Herausforderungen 

Wollen Sparkassen zukünftig akzentuiert die 
regionale Entwicklung unterstützen,ergeben sich 
für sie neue Herausforderungen und offene Fragen: 
So steilt sich zum Beispiel dieFrage,wie Institute 
in starkschrumpfenden Räumen,in denen ein be- 
stimmtes Maßan wirtschaftlicher Aktivität und 
Bevölkerungsdichte inZukunft unterschritten sein 
wird.ihrenVersorgungsauftragerfüIlen.dieregio- 
nale Entwicklung unterstützen und gleichzeitig 
dauerhaft ausreichende Erträge erwirtschaften 
können? 

Weiterer Untersuchungsbedarfergibt sich hin- 
sichtlich der Frage. wie Sparkassen das enorme 
Wissen über die regionale Wirtschaftstruktur noch 
zielgerichteter im Kontext der regionalen bzw. " 

regionale Bindung bei gleichzeitiger Nutzungvon lokalen Entwicklungeinsetzen können.50 könnten 
SkaleneffektendurchdenVerbundermöglicht.zum Sparkassen beispielsweiseim Hinbiickaufdie Dis- 
tragen kommt. Somit wird diese ~ i r k i n ~ s w e i s e  
durch das spezifische Geschäftsmodell der Spar- 
kassen verstärkt und kann nicht als Erfolgsmodell 
auf alle Bankengruppen übertragen werden. 

Es ist darauf hinzuweisen. dass sich die 
Sparkassenerträge nicht ausschließlich mit 
statistischen Analysenerklären lassen.Oder 

andersausgedrückt:es konnte zwargezeigt wer- 

kussion um ~ lus te r~o l i t i k  und Kompetenzfeldför- 
derung regionale Netzwerkefördern,moderieren 
und zugleich neue Finanzierungsinstrumentefür 
das Clustermanagement entwickeln, etwa mi t  
einerdegressiven Rückführungder Förderungund 
steigender Beteiligung der davon profitierenden 
Unternehmen.Auch ließen sich sehr kleinteilige 
Finanzierungsinstrumente (2.B. Micro-Lending) 
entwickeln, die an der spezifischen Situation in 
strukturschwachen Stadtteilen ansetzen. 

b 
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Informationskapital,das zumTeil auf impii- 
zitem Erfahrungswissen beruht und nurin 
den Köpfen derMitarbeiterexistiert,stelIt 

einen nicht unerheblichenvermögenswert regio- 
naler Banken dar.Durch Formalisierungsprozesse, 
wie IT-gestützte Scoring-Systeme oder Basel-ll, 
besteht die Gefahr, dass traditionelle, aufräum- 
IicheNähe basierendeKunden-Bank-Beziehungen 
undderdamiteinhergehendeWettbewerbsvorteiI 
an Bedeutungverlieren.Sparkassen müssen daher 
einen Wegfinden,wie sieeinerseitsdie sich aus 
dem Einsatz automatisierter und formalisierter 
Instrumente ergebenden Effizienzvorteile aus- 
schöpfen und anderseits auch künftig Fühlungs- 
vorteiie nutzen und damit die regionale Entwick- 
lung unterstützen können. Wichtige Bausteine 
sind in diesem Zusammenhang neue Finanzie- 
rungsformen wie Risiko- und Beteiligungskapital. 
Diesvordem Hintergrund,dassräumiiche Nähe 
auch hiervorteileverspricht und regionale Banken 

tensiven Kundenbeziehungen in der Lagesind,in 
schwachen Regionen ebenso gute und in den 
schwachen Regionen Ostdeutschlands sogarbes- 
sere Erträge zu erwirtschaften. Somit lässt sich 
behaupten,dassSparkassen zum regionalen Aus- 
gleich beitragen können, ohne dass das System 
öffentlich-rechtlicher Banken dazu einestaatliche 
Unterstützungerhält.Auch wenn nicht bewiesen 
ist,dass alle Sparkassen den regionalen Herausfor- 
derungen umfassend nachkommen. ist das dezen- 
traleSparkassensystem in Deutschland geeignet, 
Anregungen für die Regionalentwicklung in Eu- 
ropa zu 1iefern:Sparkassen in Deutschland tragen 
zur Entwicklungvon Wachstumspotenzialen bei, 
die im Rahmender aktuellen Regionalpolitikeine 
zunehmende Rolle spielen.Zugleich sind sieaber 
durch ihre ubiquitäre Präsenz auch in der Lage 
Ausgleichsziele, die in der EU-Verfassung mani- 
festiert sind,zu unterstützen. H 
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U Fazit: Starke Sparkassen in schwachen 
Regionen 

StarkeSparkassen in schwachen Regionen:Die- 
ses Ergebnisweist darauf hin,dass Bankenmärkte 
anders funktionieren alsandere Märkte.Ganz be- 
sondersdeutlich wirddie Rolleder Sparkassen aus 
strukturpolitischer Perspektive:Wenn zukünftig 
eineStrukturpolitikverfolgtwerdensoll,dieeiner- 
seits vor Ort vorhandene Wachstumspotenziaie 
fördert undandererseitsin schwächeren Regionen 
Teilhabe und wirtschaftlicheEntwicklungermög- 
iicht,dann sind AkteurewieSparkassen von ganz 
besonderer Bedeutung. Die Untersuchungenvon 
vier Sparkassen und ihren Regionen haben gezeigt, 
dass Sparkassen vor Ort gleichzeitig Wachstums- 
potenziale unterstützen und zum Ausgleich bei- 
tragen können.FernerwurdedurcheineAnalyse 
dercrundgesamtheit aller Sparkassen deutlich, 
dass Sparkassen aufgrund ihres spezifischen Ge- 
schäftsmodells der räumlichen Nähe und der in- 
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Im Fokus.. 

Literaturschau 1 von Reinhold Rünkei 

Mi t  diesem Heftschwerpunkt setzen wir 
unsere Diskussion aus Heft 153 über..Öf- 
fentliche Güter" und ,.Öffentliche Aufga- 
ben" fort. 

Der „Konzern Stadt" und 
„public governance" 

Öffentliche Aufgaben sind inden zurückliegen- 
denJahren zunehmend privatisiertworden-oder 
zumindest in privatrechtliche Unternehmensfor- 
men überführt worden, bei den die Kommunen 
dieEigentumstitel teilweiseoder nochvollständig 
halten.Dieserforderteineneue Formder politischen 
Steuerung. Die Studie von Wolfram Bremeier, Prof 
Dr Hans Brinckmann.DrWerner Killian im Auftrag 
der Hans-Böckler-Stiftung unter~uchte~wiediese 
politischeSteuerungwahrgenommen wurde.Die 
Ergebnisse sind veröffentlicht in der Reiheedition 
der Hans-Böckler-Stiftung, Nr. 173: Public Gover- 
nance kommunaler Unternehmen.Vorschlägezur 
politischen Steuerungausgegliederter Aufgaben 
auf der Grundlage einer empirischen Erhebung. 
Düsseldorf 2006 

Öffentliche Beschaffung 

Die Frage,welche innovativen Impulse über die 
Beschaffungsaktivitäten öffentlicher Auftraggeber 
ausgehen oder ausgehen könnten, wurde in der 
Vergangenheit wenig diskutiert. 

im Rahmen dervon Sascha Ruhland ange- 
sprochenen Studie wurde untersucht,wel- 
cheRegelnfürdie Innovationsbeschaffung 

durch den öffentlichen Sektor inverschiedenen 
Ländern gelten und welcherverfahren sie sich be- 
dient.Darüber hinauswerden konkrete Beispiele 
fürvorbildlicheLösungendes Beschaffungswesens 
angeführt. Die Ergebnisse wurden u.a.veröffent- 

licht alsTAB-Arbeitsberichte,,Nachfrageorientierte 
Innovationspolitik. Politikbenchmarking" Bonn: 
TAB Nr.gg,zoo6.3~4 5. (ISI-B-55-06), 

Anknüpfungspunkte ergeben sich für unsere 
Debatte nicht nurausderpositiven Bezugnahme 
aufdie„nachfrageorientierteu Betrachtungsweise. 
sondernvor allem ausder in den.53Thesen"von 
1989 formulierten Vorstellung des ,.Staates als 
Pionier". Das sollte aber nicht darüber hinweg 
täuschen,dass der Bedeutungsgehalt in der Praxis 
sicher differiert. 

Öffentlich-Private Partnerschaften 

Die Debatte über Öffentiich-Private-Partner- 
schaften beschäftige in den vergangenen Jahren 
auch das Europäische Parlamanet.BarbaraWeiler 
war Berichterstatterin der SPE-Fraktion und hat 
maßgeblich den entsprechenden Bericht formu- 
liert:.,Öffentlich-private Partnerschaften und die 
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften für das 
öffentliche Beschaffungswesen und Konzessio- 
nen",der zum Download auf der Seite des Euro- 
pöäischen Parlamentes zurVerfügung steht: 
www.europarl.europa.eu 

Bedeutung der Sparkassen 
und des Finanzsektors 

In den spw-Diskussionen sind wir immer davon 
ausgegangen.dass die Sparkassen zur Finanzie- 
rung der Regionalwirtschaft eine erhebliche Be- 
deutung haben. Nun i s t  dazu durch die,,Wissen- 
schaftsförderungderSparkassen-Finanzgruppee.V. 
eine Studie beim Institut Arbeit und Technik. Gel- 
senkirchen,in Auftrag gegeben worden,die in die- 
sem Jahr veröffentlicht wird: Gärtner, 5.. Rehfeld, 
D. (2007): Sparkassen als strukturpolitische Insti- 
tutionen: Zusammenfassung der Projektberichte. 
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Kinderspiel Kapitalismus - 
Der Bär is t  tot, es lebe der Bär 

M M von Alexandra K r a m m  

Mehr als hunderttausend Menschen aus der 
ganzen Weit haben ihn schon gesehen.Siewarten 
stundenlang, um im Vorbeigehen einen Blickauf 
ihn werfen zu können. Man kann ihn aber auch 
auf der Karte der BerlinerVolksbank bewundern, 
jedenTag im U-Bahn-Fernsehen bestaunen oder 
einfacheinesderdiversen Andenkenzum mit nach 
Hause nehmen kaufen. 

Die Rede ist von Knut. Der kleine Eisbär 
wurde am 5. Dezember 2006 i m  Berliner 
Zoo zusammen mit seinem Brudergeboren 

-zumersten Maiseit 33lahren.MutterTosca nahm 
die beiden Jungtiere allerdings nicht an, so dass 
einer der kleinen Eisbären starb. Der andere,ge- 
rade mal 800 Gramm schwere Eisbär verbrachte 
die ersten sechs Wochen in einem Brutkasten. Da- 
nachwar PflegerThomasrund umdie Uhr mitdem 
kleinen Eisbären zusammen.Erfütterte ihn,spiel- 
te mi t  ihm und schlief mi t  ihm in einem Raum. 
Zwei Monate später,wurde der kleine Eisbär offi- 
ziell den Medien präsentiert-jetzt mehrals neun 
Kiloschwer.Etwa 500 Journalisten reisten an,sogar 
aus lapan, Neuseeland und Großbritannien. Ab 
dem 24. März war Knut nun auch für Zoo-Besu- 
cher zu sehen.DerAnsturm war und ist unglaub- 
IichStatt 5.000 Besucher kommen nun 20.000 

proTag.Obwohl vieleden Bären gar nicht zu Ge- 
sicht bekommen,denn erwirdtäglich nurvon il 
bis12 undvon 14 bis15 Uhrgezeigt.DieMenschen 
leiden mit den ersten Zahnschmerzen des Eisbären 
und keinTag vergeht,ohne dass Knut in den Me- 
dien eine Rolle spielt. 

Für den Berliner Zoo ist das ein Glücksfall. 
Die Kasse des chronisch Geld bedürftigen 
Traditionszoos klingelt. Fast wäre dabei 

~ntergegangen~dass inden letzten Wochengleich 
zweiBären in Berlin ihr Leben ausgehaucht haben. 
Die Panda-BärinYanYan,langjährigerPublikums- 
lieblingderzoo-Besucher,starbam 26.März2007. 
Sie kam 1995 zusammen mit  ihrem Partner Bao 
Baodurch die Städtepartnerschaft mit Peking nach 
Beriin.Pandas werden nur selten in europäischen 
Zoosgezeigt und deshalbwardas Berliner Panda- 
Pärchen eine wichtige Attraktion. Überlahre hat- 
ten Tierfreunde bundesweit auf Nachwuchs bei 
den Pandabären in Berlin gehoiit. Doch allever- 
sucheschlugenfehl.soauch mehrereBesamungs- 
versuche. 

Am 12. April musste der amtierende Berliner 
StadtbärTiio wegen eines Lymphknotenkrebses 
eingeschläfert werden. Seit iggo  hatte Tiio mi t  
seinerdrolligen Art die Berlinerinnen und Berliner 
sowie Gäste Berlins im Bärenzwinger im Köllni- 
schen Park begeistert. Dort sind seit ig39,als die 
Stadt vier Bären geschenkt bekam, die Berliner 
Wappentiere untergebracht.Schon727Jahre.seit 
dem 22. März 1280 ist der Bär das Wappen- und 
Wahrzeichen von Berlin.Dergeneigte Leserkönnte 
~ichjetztfragen~was hat das mit Kapitalismuszu 
tun? Allesl Der Aufstieg und Fall eines Bären als 
Idol,Kommmerz- und Kuschelobjekt bringtschon 
kleinen KinderndieGrundregelndes Kapitalismus 
bei. Sicher wäre das ein wunderbaresThema für 
eine Diplomarbeit. Und in manchem Kinderhirn 
entsteht nun außerdem vielleicht der Wunsch: 
,,Ich möchte ein Eisbär sein ..." H 
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Stichwort zur 
Wirtschaftspolitik: 
Sozialkapital 
und Gemeinsinn 

von Arne Heise 

Foto www pholoraie <om 

- 
Horst Siebert war langeZeit Präsidentdes 
Instituts für Weltwirtschaft in Kiel -der 
Gralshüterdes Neoliberalismus in Deutsch- 

land. Da verwundert es wenig.dass er in der Zeit- 
geist-Zeitschrift Ciceroein Requiem auf kollektives 
Handeln verfasste.Allerdings schien er nicht mit- 
bekommenzu haben,dassin Deutschland längst 
alles Kollektive- besonders wenn es in staatlicher 
Form organisiert wird - in  Frage steht:die kollek- 
tive Sozialsicherung wird unter dem politischen 
Symbolbegriff ,Modernisierung'genauso schritt- 
weise individualisiert.wie das deutsche Kollektiv- 
vertragssystem (Tarifverträge) zunehmend verbe- 
trieblicht und durch,Öffnungsklauseln'ausgehöhIt 
wird.Spätestens seitJ.R.Ewingin,Dallas'aufdem 
Bildschirm hemmungslosen Egoismus vorlebte 
und mit .Erfolg' konnotierte, kann nun wirklich 
nicht mehr davon die Rede sein. dass sich in 
Deutschland das Individuum hinter der Gemein- 
schaftverstecken müsste. 

SiebertsEiferwiderdas Kollektive hatwohi 
damitzutun,dass ihm diesallesnoch nicht 
weit genug geht. Allerdings ignoriert er - 

und als Wissenschaftler kann man ihm dasnicht 
durchgehen lassen - ,  dass er einen ganzen For- 
schungszweiggibt,der längst die Bedeutung kol- 
lektiven Handelns als Grundlage für das Wohl- 
ergehen unsererGesellschaft und ihrer Menschen 
nachgewiesen hat: Während die ökonomische 
Zunft.der auch Siebert angehört, immerhin das 
Konstrukt des,Kollektivgutes' kennt, dass dort - 
zumeistvon staatlichen lnstitutionen-angeboten 
werden muss, wo der Markt versagt (Bildung, 
Gesundheit,Sozialsicherung.Infrastruktur,Grund- 
lagenforschung.öffentliche Sicherheit uvm.).hat 
die Sozialwissenschaft unter dem Begriff ,Sozial- 
kapital'zusammengefasst, dass es die Fähigkeit 
zur ,irrationalität ohne Bedauern'ist,die den Un- 
terschied zwischen erfolgreichen und weniger 
erfolgreichen Gesellschaften ausmacht. Egoistisch- 
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rationaleMenschen nämlich würden andauernd 
in der Kooperationsfalle stecken bleiben, die die 
Angst vor der Übervorteilung durch andere Ego- 
isten aufbauen müsste: Siebert erzählt von den 
Restaurantbesuchern,diealsGruppeausgemacht 
haben.jeweilseinen Pro-Kopf-Anteilan derGesamt- 
rechnungzu übernehmen.Erglaubt nun tatsäch- 
lich Menschen zu sehen, die mehr als eigentlich 
gewünscht essen. nur um beider Endabrechnung 
nicht (relativ) draufzahlen zu müssen. 

Die Fähigkeit zur Kooperation -also zu 
gemeinschaftlichem Handeln - erfordert 
einen Vertrauensradius, den sich Siebert 

offenbar nichtvorstellen kann:Gemeinsinn.Ohne 
Kooperation aberwären Menschen im schlimms- 
ten Fall nicht einmal in der Lage,arbeitsteiligzu 
produzieren und zu tauschen (der rationale Egoist 
würdealsovielleicht immer noch in seiner Höhle 
sitzen), wenigstens aberwären dauerhafte sozia- - 
le Beziehungen zu gegenseitigernvorteil wie z.B. 
innerhalbvon Unternehmen(Arbeitsbeziehungen) - 
oder in Unternehmens-und Politiknetzwerkengar 
nicht möglich. Insgesamt reduziert Sozialkapital 
-alsodasVertrauen auf reziprokevorteilsgewäh- 
rung durch Kooperation - nicht nur die Transak- 
tionskosten des menschlichen Umgangs,sondern 
schafft Positivsummmenspiele, die den Nutzen 
aller erhöhen 

Eigene Forschungen haben z.8.jüngst gezeigt, 
dass das Vorhandensein von kollektiven Arrange- 
ments (2.8. betriebsratsähnlicheStrukturen.aber 
auch Teammeetings. etc.) in deutschen Tochter- 
unternehmen inGroßbritanniendazuführen,dass 
diese Unternehmen im Durchschnitt nicht nur 
prod~ktiver~sondern auch rentabler sind als ihre 
britischen Konkurrenten. die ganz überwiegend 
aufderartigeArrangementsverzichten.(Heise,A. 
u.a.; Unternehmerische Performanz deutscher 
Tochterunternehmen in Grobritannien; in: WSI- 
Mitteilungen, H 712005,5.362-367) 

D A i n e  Heire, i r i  Piaferroi fürvolkrwirtrchaffrlehre an der Univer- 
ritat Harnbur~. 

Sozialkapital oder kollektives,gemeinschaft- 
liches Handeln hat zweifellos kulturelle 
Ursprünge (weshalbdiedeutschenTochter- 

unternehmen besonders häufig Arrangements 
übernehmen. die in Großbritannien nicht zwin- 
gend erforderlich sind. wenn ihre Manager aus 
Deutschland kommen);gewisse kodifizierte Reg- 
lungen - Mitbestimmungs- oder Betriebsverfas- 
sungsgesetze etwa -oder ein selbstbewusster 
Umgang mit öffentlicher Güterbereitsteilung kön- 
nen gleichwohl dazu beitragen,den Umfang an 
Sozialkapitalzuerhalten (odergarzuerhöhen).Und 
diesganz besonders in Zeiten,in denen Stimmen 
wiedie Horst Sieberts immer lauter werden: Denn 
wenn den Menschen immereindringlichereinge- 
redet wird, dass der Mitmensch es nur darauf 
anlegt. seinen Nutzen -auch auf dem Rücken 
anderer -zu erhöhen und ein solchesverhalten 
auch noch als rational und deshalb wünschens- 
wert dargestellt wird,dann magtatsächlich irgend- 
wann derTag kommen,an dem wir Gruppen von 
Menschen in Restaurants beobachten können,die 
sich bis zur Übelkeit voll stopfen.nur um mit der 
Illusion nach Hause gehen zu können. mehr ge- 
gessen als bezahlt zu haben. Noch existiert ein 
derartiges Verhalten nur in der Phantasie von 
Horst Siebert oder wäre allenfalls denkbar bei 
einer zufällig zusammengestellten Gruppe neo- 
liberaler Ökonomen. die davon ausgehen kann, 
sich niewiederzu begegnen-was beisolcherart 
egoistischem Verhalten wohl auch sehr wahr- 
scheinlich wäre. W 
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J >  Ameos“ und die Obwir„Ameos"- wogeradeGlückstränen 
fließen, weil es vom Land Niedersachsen 

Heuschrecken zwei psychiatrische Krankenhäuserfür,,Pea- 
nuts" bekam, obgleich die AWO mehr zu bieten 
hatte-, oder,,Asklepios"oder auch,.Helios"unter 

Die Clobalisierung des die Lupe nehmen,so stellen wir fest: sie wurden 
alle an einer Brust gesäugt. 

Cesundheitsmarktes 
Seit 1988 leistet zum Beispiel Dr. Lutz Helmig 

von Jürgen Meier mi t  Dr Broermann gemeinsame,,Pionierarbeit"in 
DeutschlandsCesundheitsbranche.1ggqtrennten 
sich beide nach dem Mottofür ihre Kapitalgeber 
,,Getrennt schlagen -Vereint siegen". Dr gr Broer- 
mannführt Regie bei,,Asklepios"(heute über70 
Kliniken in Deutschland),Dr.Lutz Helmig bei..Helios", 
undsietreten beidealschristlichengagierteund 
sehrfamiliärwirkendeUnternehmen vordiedeut- 

W H  sche Krankenhauslandschaft. 

Bei ,,Ameos" führt Axel Paeger die Geschäfte. 
Natürlich hat auch er promoviert.DieManagerder 
modernen Profitjagd sind,dasfordert innovatives 
Marketing, dynamisch, sportlich und natürlich in- 
telligentSchaut man abergenauer hin entpuppen 
sich die drei Kettenchefs als simple Makler für 
amerikanische Kapitalzufuhr. 
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Dr. Helmig war bis 1988 im ..Atlanta Podiatry 
Institute" (Georgia USA) tätig. Das National Hos- 
pital DischargeSuwey initiiertedie„Helios Health, 
lncl HeliosVentures Inc." in Atlanta,die ihrerseits 
in engerVerbindung zur ChaseManhattan Bank 
steht und u.a.von3M gefördertwird.Ebensofirmiert 
in den USAdieFirma.,Pharmazeutische Produkte 
Helios".Gesundheit Helios hat Förderungen mi t  
Firmen wie Astra Zeneca,Glaxo Wellcome,iohnson 
und Johnson.Merck,Pfizer, Pharmacia und Smith- 
Kline Beecham gesichert. 

Axel Paeger war von 1994 bis 2003 Hauptge- 
schäftsführer der Asklepios Kliniken GmbH.Von 
1995 bisigg9warer BoardMember (Verwaltungs- 
ratsmitglied) der Pacific Health Corporation. Kali- 
fornien.einerTochtervonAsklepios.Und hierwird 
er die ersten Kontakte zur Firma Ernst & Winney 
(Kooperation mi t  der Wirtschaftsprüfer-Agentur 
Ernst &Young) gehabt haben. 

Diese Firma testiert die Rechenschaftsbe- 
richte der CDU und wird immer dann als 
„unabhängiger Wirtschaftsprüfer" zur er- 

neuten Prüfung herangezogen, wenn es um die 
.,schwarzen Kassen-des ehemaligen Bundeskanz- 
lers Helmut Kohl geht. 

So wie sein Kollege Dr. Broermann. Der war 
bis 1984 bei der kapitalkräftigen Firma Ernst & 
Winney. Ernst & Winney ist eng verbandeit mi t  
3M.Colgate-PaImolive,General electric.Fürdiese 
und andere potente Geldgeber startete Ernst & 
Winney.in deren Reihen Broermann agierte,auf 
dem deutschen Markt.Sie begannen ihre Kranken- 
hauseinkäufe mi t  Beratungen. 

Axel Paeger,derwie seine Kollegen an der Brust 
von Ernst & Winney genährt wurde. i s t  sogar im 
Ehrenamt Präsident der Gesellschaftfür Europäi- 
schesQualitätsmanagement imGesundheitswesen 
e.V.Wie gut er sich auch mit der.,Helios" Konkur- 
renzversteht zeigt ein Artikel im AmericanJournal 
of Medical Quality,den er mit Michael Liebetrau 
vonder,,Helios Kliniken GmbH"schrieb. 

Leadership im Geiste von 
Ernst & Young 

Ernst & Young war 2002 Mitbegründer auch 
von ,,Ameos". wie zuvor von .,Asklepios" und ,,He- 
lios". Bei.,AmeosU schied Ernst &Young laut Aus- 
zug des Handelsregister-Tagebuchs Zürich vom 
15.2.2006. aus, um nicht unnötige Spuren nach 
Überseedeutlich werden zu lassen.Aber Ernst & 
Youngzieht natürlich noch immerdie Fäden und 
zwardurch Paeger,derganz offiziell als.,Delegier- 
ter mit ~inzelunterschrift von Ernst & Young AG, 
Zürich" genannt wird. 

Wie heißtesdoch ineiner Broschüredes Unter- 
nehmens:,,Rundioo.oooMitarbeiteriniqoLändern 
laden Sie ein in ihreweit .... einem globalen Netz- 
werk ... Berufsweg. der zum Persönlichkeitsweg, 
der zum Lebensweg wird ... unser tägliches Ziel. 
im Denken und Handeln dem Wettbewerb immer 
einen Schrittvoraus ... Deshalb brauchen wir lhre 
Bereitschaft,offen zu sein für eine neueWelt und 
lhre Leidenschaft,alles zu geben ... zu erobern.Je- 
denTag .... Sie werden noch wesentlich mehr lernen 
... So wachsen Sie von Anfang an über gezieltes 
und kontinuierliches Persönlichkeits- und Fach- 
training hinein in mehrWissen,mehr Kompetenz, - 
mehrVerantwortung ... UnsereRolleaIsVordenker 
... Schlüsselmärkte zu erkennen, bevor jeder sie 
kennt ... Zukunftsentwicklungen in derGesetzge- 
bung abzusehen. bevor Sie Gesetz werden ... 
,,Thought Leadership" nennen wir das. ... Indem 
wir Persönlichkeit und Leistung jedes Einzelnen 
achten.tragen wirdazu beirausallen gemeinsam 
ein weltumspannendes Ernst & Young-Team zu 
formen ... UnserTeam braucht Mitarbeitermitweit- 
blick und Durchsetzungsvermögen. Kollegen,die - 
mit Zahlen und mit Menschen umgehen können." 

Zu diesem,,TeamW gehört auch die Firma Ascom. 
in dessen Verwaltungsrat Axel Paeger ebenfalls 
agiert. (Zum Kundenkreis von Ascom gehören 
Militär, Behörden und Sicherheitsorganisationen 
mi t  Bedarf an Überwachungsgeräten und Infor- 
mationssystemen.) Die ,.Ascom Pensionskasse" 
wird von Ernst & Young ganz offiziell gemanagt. 
Außer Paeger wurde für den Verwaltungsrat von 

b 
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Ascom auch ein gewisser RolfA.Meyervorgeschla- 
gen.Meyer war Ciba-Präsident und -Konzernchef 
und istVerwaltungsrat der UBS und DKSH.Meyer 
leitetenach demZusammenschlussvon Ciba-Geigy 
und Sandoz zu Novartis die Ausgliederungder Ciba 
Spezialitätenchemie AG. UBS ist nach eigenen 
Angaben einer der größtenVermögensverwalter 
derWelt undverwalteti.3 BillionenCHF.Die DKSH 
beschäfti~t sich u.a.mit dem Aufbau pharmazeu- - 
tischerversorgungsketten und der Auslagerung 
von Krankenhausdienstleistungen in Asien. 

So sieht also ,.LeadershipH im Geiste von 
Ernst & Young aus. Ehrgeizige Intellektu- 
elle werden eingekauft und in ein Netz- 

werkeingespannt.dasAußenstehende nicht mehr 
als Konzern erkennen sollen, die sich grenzenlos 
bereichern.Das ist fürdie KapitaIseite,dieja stets 
aus leibhaftigen Menschen wie Paeger,Broermann 
oder Meyer besteht, nicht ganz unwichtig, denn 
so können sieden Interessen des„Fußvolks" ihres 
gigantischen Konzerns elegant mi t  Hinweis auf 
geltendes Recht aus dem Wege schaffen. 

Nachdem diecesarntbetriebsräte der.,Ameos" 
Gruppe mehrheitlich einen entsprechenden Be- 
schlussgefasst hatten,sollteam 23.Mai 2005die 
konstituierende Sitzungdes Konzernbetriebsrates 
stattfinden. Diese Sitzungfandjedoch nicht statt, 
da „Ameosm das Vorhandensein eines Konzerns 
bestreitet und für dieSitzung keine Räumlichkeiten 
zur Verfügung steilte. 

Dieses Konzept setzt Paeger konsequent weiter 
nach unten um...Paeger hat Einrichtungen inviele 
selbständige Einheitenzergliedert",sagt der Bremer 
Gewerkschaftssekretär Uwe Schmidt. Auf diese 
Weise sei das Mitbestimmungsrecht der Beschäf- 
tigtenverringert und diezahider Einrichtungen 
nach oben gedrückt worden.Allein die ... Landes- 
krankenhäuser in Heiligenhafen und Neustadt 
liste,,Ameos" auf seiner Internet-Seite als insge- 
samt 22 eigenständige Unternehmen. 

Axel Paeger und sein Mitgesellschafter Andreas 
Fendel sind deutsche Staat~angehörige~das ist für 
das Konzept der im wesentlich amerikanisch ori- 
entierten Kapitalgeber nicht unwichtig.Denn nur 
so lässt sich vertrauensvolles Marketing in Deutsch- 
land,Österreich und der Schweizentwickeln,das 
natürlich nur einen Zweck verfolgt: 20 Prozent 
Rendite. 

Ci Hauschrecken in 
Landeskrankenhäusern 

Ameos, Asklepios, Helios sind nur einige Bei- 
spiele für die zunehmende Globalisierung des 
,.Gesundheitsmarktes"inder BRD.Ameos hat heu- 
te rund 50 Einrichtungen an 2 0  Standorten mit 
Ca. 4.300 Betten und Ca. 5.700 Mitarbeiterlnnen 
- vom Allgemeinkrankenhaus über forensische 
Psychiatrie bis hin zu Pflege- und Behinderten- 
einrichtungen. 

Andreas Fendel hat ein Buch geschrieben:„ln- 
vestmententscheidungsprozesse in Venture Capi- 
tal-Unternehmungen".das hätten Politiker lesen 
sollen, bevor sie diesen ,.Heuschreckenu Landes- 
krankenhäuserverkauften.Fende1 ist nämlichauch 
noch Gesellschafter der ..Quadriga Capital Eigen- 
kapital BeratungGmbH".Dievon sich selbst sagt: 
,,Quadriga Capitai ist ein Team erfahrener Eigen- 
kapital- und Finanzierungsspezialisten. das seit 
Mitteder8oerJahrezusammenarbeitet.Wiragie- 
ren konzernunabhängig; die Motivation für das, 
was wir tun, ist unternehmerisch." Soll heißen: 
Quadriga Capital Management ist ein Futures1 
Hedge Fond Anbieter,der im Wesentlichen nicht 
der Finanzmarktaufsicht unterliegt.daeinGroRteil 
der Quadriga-Fonds ihren Sitz in überseeischen 
Steuerparadiesen hat, z.B auf der Karibik-Insel 
Grenada. 
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Der Bundesverband Deutscher Kapitalbe- 
teiligungsgesellschaften schreibt über Qua- 
driga Capital: ,,Die von Quadriga Capital 

initiierten Eigenkapitalfonds werden ausschließ- 
lich von internationalen institutionellen Investoren 
bereitgestellt. Es handelt sich um führende Banken. 
Versicherungen und Pensionsfonds aus Europa 
und den USA" 

Hinter allem steckt die so ganz unverdächtige 
Firma Ernst &Young.Auf siefallen entweder alle 
dieinderPolitiktätigsind hereinoderwerdendurch 
sie für künftige,.Aufgaben" im Dienste der,,Heu- 
schrecken" vorbereitet.Wie war das mit Gerhard 
Schröder und dem Schweizer RingierVerlagTAuch 
dieser wird von Ernst &Young geprüft! Zufall? Ob 
Minister Möllringvielleicht auch schon an seine 
Zukunftdenkt? Ernst &Young ist jedenfalls evely- 
where! Wie sagte Möllring: ..Mit Ernst & Youngl 
Luther Menold konnteein Dienstleisterzurvorbe- 
reitung und Durchführungder von der Landesre- 
gierung beschlossenen Privatisierung der Spiel- 
banken Niedersachsen GmbH gewonnen werden, 
der neben Referenzen irn Privatisierungsbereich 
insbesondere durch Beratung anderer Landesre- 
gierungen unter Beweisgestellt hat,dasserauch 
im deutschen Spielbankrecht über einschlägige 
Erfahrungen verfügt." 

Axel Paeger, sprich ,,AmeosU, hat das Landes- 
krankenhaus Hildesheim von der Landesregierung 
zugesprochen bekommen.Ob,,Ameos"auch das 
LK Osnabrück bekommt, wird wohl bald ein Ge- 
richtzuentscheiden haben.wei1dasUnternehmen 
sein Gebot zu spät abgegeben hat! Trotzdem hat- 
te .,Ameos" auch hier zunächst den Zuschlag er- 
halten. Na. merken Sie was? 

Wer nicht Menschen und ihre fürsorglicheGe- 
sundungim Auge hatsondern Dollarzeichen,Ren- 
diten,Profiteund Geltungssucht,fürden kann nur 
Ernst &Young die Zukunft weisen. W 
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Die Autorinnen des Artikels haben die Ini- 
tiative ,,Zeit, dass sich was dreht" für ein 
neues Gleichsteliungskapitel im Bremer 
Entwurf gestartet. Der Entwurf kann auf 
www.neues-gleichstelIungskapitel.de oder 
auf www.jusos.deeingesehen und als An- 
tragfür SPD-Gliederungen heruntergeladen 
werden. Unterstützerlnnen sind herzlich 
willkommen. 

Mal ehrlich, brauchten wir im Jahr zoo7 
War das schon alles? noch einen weit- rauen-~ag? Wir haben 

dochalles,waswirwollten.Gleiche Rechte, 
Zugang zu Bildung, bessereAbschlüsse,Männer, 

W a r u m  v o n  de r  Leyen k e i n e  die auchvätersein wollen,Gleichstellungsbeauf- 
tragteund nicht zuletzt:eine Frau im Kanzleramt. 

Frauenpol i t ik  m a c h t  und de r  Seit dem ersten internationaien Frauentag vor 
fast hundertiahren hatdie Frauenbewegungviel 

SPD-Programmentwurf  auch  ke ine  erreicht. Und trotzdem: War das schon alles? 
Kaum. Solange die Eva Hermanns und Walter 

besseren A n t w o r t e n  h a t  Mixas dieser Welt noch derartigen Unsinn zur 
Geschlechterfrage platzieren können. bleibt ge- 

von  Cordula Drautz, Claudia Bogedan, nau diese Frage eine virulente. Und der Rest der 
„von der Leyen-Debatte" ist wenig besser. Das 

Franziska Drohsel u n d  Katie Baldschun liegtvorallemdaran.dasssievon altenMännern 
und mit derdemografischen Keule geführtwird. 
Aberehr1ich:Was hat das mi t  uns zu tun? 
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Die „Gleichstellung der Geschlechter" Wer die menschliche Gesellschaft will, 
in der SPD-Debatte muss die männliche überwinden 

Die Frauenbewegung wurde und wird von So- 
zialistinnen und Sozialdemokratinnen getragen. 
Frauenrechte und Gleichstellunggehörten immer 
fest zur ProgrammatikderSozialdemokratie.Ge- 
hörten? Tatsächlich, wir haben Zweifel, ob das 
heute noch gilt.im Bremer Entwurffürein neues 
Grundsatzprogramm der SPD sind der „Gleich- 
stellungderGeschlechter"ganze45Zeilen gewid- 
met. Nicht viel in einem 6s-seitigen Programm, 
doch wir wollen es vorweg nehmen: So, wie sie 
dastehen,sind selbst diese45 Zeilen zu viel.Das 
geht nämlich besser. 

Die Gleichstellungsideen im Bremer Ent- 
wurf  sind schnell zusammengefasst:Gen- 
der Mainstreaming ist danach dasMittel 

der Wahl, und dievereinbarkeitvon Familie und 
Beruf spielt irgendwie auch eine wichtige Rolle. 
Uns reicht das so nicht.Mit echter Gleichstellungs- 
politik und einerwirklichen Auseinandersetzung 
ÜberdieGeschlechterfrageim 2i.Jahrhundert hat 
der Proarammoassus sehrweniezutun.Denn: Die 

Dasses bessergeht.zeigtdasBerlinerProgramm 
von 1989 Es ist das noch gültige Grundsatzpro- 
grammder 5PD.undgültigistauch nochdies:.,Wer 
diemenschlicheGesellschaftwill.mussdiemänn- 
liche überwinden." Dasstrahlt sprachlich und ist 
mitnichten Geschlechterkampf-Rhetorik aus dem 
1etztenJahrhundert.WasdieserSatzin seinerprä- 
gnanten Eleganz besser sagt und worüberdie45 
Nachfolgerzeilen des Bremer Entwurfs kein Wort 
verlieren, ist nämlich erstens: wir leben in einer 
männlich strukturierten Gesellschaft. Und zwei- 
tens: nur wer mi t  Strukturen bricht. entwickelt 
Gesellschaft weiter. Keine Frage,seit dem ersten 
Frauentagigii undauch noch seit derverabschie- 
dungdes Berliner Programmsig8g habensichdie 
Strukturen, die die Gesellschaft zur männlichen 
mach(t)en. verschoben. Aufgelöst sind sie anno 
2007noch nicht.Denn machen wir uns nichtsvor: 
Eine männlich strukturierte Gesellschaft,wie wir 
sie kennen, ist nicht zu trennen vom restlichen 
Gesellschaftssystem. in dem wir leben.Ziel ist da- 
her unverändert diese Strukturen zu überwinden. 

~ereinbarkeit l o n  Familie und ie ru f  ist in erster 
Linieeine Herausforderungan Familien-.nicht an 
Frauenpolitik. Natürlich sind durch fehlende Be- 

' 7 7  
treuungsangebote noch immervor allem dieMüt- 
ter benachteiligt. Deshalb ist eineflächendecken- 1 

deGanztagsbetreuungabdernerstenLebensjahr 
das ~ind'ste. um d i i~oraussetzun~en fürbes- 
sere Vereinbarkeit zu liefern. Aber fehlende Be- 
treuungsplätze sind nicht der Grund dafür,dass 
Gleichstellung noch nicht geschafft ist.Das liegt 
vielmehr daran.dass kaum jemand dieverknüp- 
fungIöst,essei naturgemäRdieFrau,dieKind und 
Beruf„vereinbarenW müsse. Und wer gehofft hat- 
te, ein SPD-Programm könne die Diskussion in 
wenigerseichtes Fahrwasserführen.irrt:DerEnt- 
wurffolgt dem Mainstream der Debatte. Neben- 
bei bemerkt:Nach dieser Logik wären Frauenohne 
Kinder beruflich längst gleichgestellt - na klar, 
die Chefetagen sind voll mit kinderlosen Frauen. 

Foto www p1,ato<aie rom 

- 
Die Krux im sogenannten Postfeminismus ist 

die: Können dürfen allealles.forrnal wenigstens. 
Aberwenn sich eine ausden gleichen Startchan- 
cen heraus wirklich aufmacht.wird an den neu- 
ralgischen Punkten immer noch die Schablone 
des typisch männlichen Werdegangs angelegt. 
Daranändert auch die Frau im Kanzleramt nichts. 
Wasalso bringen unsgleiche RechteundMöglich- 
keiten, wenn deren Nutzung den Schablonen- 
Männern viel leichter gemacht wird? 

t 
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O Wann wird Macht weiblich ausgeübt? 

In einemvorwärts-Interview mitjungen Frauen 
sagtejüngst eineig-jährigeres liegein der Natur 
von Männern,nach Macht zu streben.Wirsagen: 
Macht wird schlicht männlich ausgeübt. Das ist 
eineZustandsbeschreibung, keine biologische Not- 
wendigkeit. Diestaatliche Instrumentenkiste.um 
diesen Zustand festzuschreiben, ist groR. Und 
auch,um ihn zuverändern.habenwirmehrMittel 
als Gender Mainstreaming. Oder hat etwa der 
Auftrag, Entscheidungen auf ihre Auswirkungen 
aufMänner und Frauen hin zu überprüfen,irgend- 
etwas an der Realität geändert,dass Frauen mehr 
arbeiten, aber weniger verdienen. bessere Ab- 
schlüsse machen.es aber kaum in Aufsichtsräte. 
aufLehrstühleoderMinistersesselschaffen? Mit- 
nichten.Was hilft? Eine sanktionierte Quotenre- 
gelung, damit Frauen nicht mehr besser sein 
müssen,um gleich gut zu sein.Damit Macht nicht 
Iänger,,männlichM ist.musssiezunächst einmal 
auchvon Frauen ausgeübt werden.Siewird dann 
mi t  derzeit auch in den Köpfen keine Frage mehr 
von sex und gender sein. 

Mi t  nichts ist im Jahre 2007 zudem zu recht- 
fertigen. dass Steuer- und Sozialsystem auf Ehe 
und männlichen Ernährerausgerichtet sind.Wer 
die Existenzvon unterschiedlichen Lebensformen 
ignoriert, wird weder Frauen noch Männern ge- 
recht.Ein zwanghaftes Festhalten desStaatesan 
der Ehewirktwieder letzteVersuch,diegutealte 
Zeit vor dem Untergang zu retten.Wir brauchen 
keine Arbeitsteilung in Versorgen und Versorgt- 
werden, und wir brauchen kein Eheprivileg. das 
diesen Anachronismus untermauert. 

Was wir brauchen: Ein Steuer- und Sozial- 
recht,das individuelle Lebensentwürfeför- 
dert und absichert. Eine Arbeitsmarktpo- 

litik,die existenzsichernde Beschäftigung schafft 
-ein gesetzlicher Mindestlohn ist Gleichstellungs- 
instrument,denn die,.working poor" in Deutsch- 
land sind überwiegend Frauen. Eine berufliche 
Bildung,die wedertypisch weiblich, noch typisch 
männliche Berufsbilder produziert.Eine Familien- 
politik,in der Eiternzeit zwingendvonVätern und 
Mütternjezur Hälfte übernommen wird,denn nur 
sotrifftdas Risiko,ausdem Berufsleben zufallen, 
beideGeschlechter.Wir brauchen keinen Anspruch 
auf Teilzeitarbeit, sondern kürzere Arbeitszeiten 
für den einzelnen,damit alle in Vollzeit arbeiten 
können. 

Und wir brauchen,rnal ehrlich,einenWelt- 
Frauentag, auch 2008. Die Stimmen der 
Mixas.Hermanns und von der Leyens mö- 

gen im Moment die lauteren sein. Die beständi- 
geren sind die des Feminismus, denn es bleibt 
dabei: Wer die Gesellschaft gerecht will, muss 
überwinden,wassie männlich macht.Ohne diesen 
Anspruch ist ein Grundsatzprogramm kein sozial- 
demokratisches. Für unsjedenfalls. 

Bremen. 
C+ Franziska Drohrel.irt luro-Landeivoiritzende in Berlin. 
C+ Katie Baldxhun, Mitgled im Juio~landervorrtand NRW, leM in 
oartmund 
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( Ist der GAU besser 
als der Klimakollaps? 

Foto Chr8iiid:) K8ei 
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Viel Energieverwenden die Energiekonzer- 
ne daraufsAtomkraftwerke als Alternative 
zu den Klima gefährdenden anderen fossilen 

Kraftwerken zu empfehlen. Die beeindruckende 
Zahlvoni2oMio.Tonnen Koh1endioxid.diedieAKW 
proJahr in Deutschland einsparentsteht imVor- 
dergrund.Über hundertevonTonnen radioaktiven 
Abfalls und deren Entsorgung wirdgeschwiegen. 
GleichesgiItfürdiesteigendeCO2-Belastung bei 

- der Herstellung der Brennelemente. Der Beitrag 
derAKWszur Energieprodukion wirdauch erheb- 
lich überschätzt. In Deutschland liegt er bei 12%. 
Die erneuerbaren Energien decken heute schon 
io%des 5trombedarfs.Nach vorsichtig-konserva- 
tiven Berechnungen könnten es bis 2020 bereits 
25 Prozent sein. der SPD-Solar-Experte Hermann 
Scheer hält sogar75 Prozent für realistisch.Wollte 
man hingegen den gesamten Bedarf an Elektrizi- 
tätausKernkraftabdecken,müssteman in Deutsch- 

- land eineVerdreifachung der Atommeiler auf ins- 
gesamt 60 Anlagen und damit auch eine Verdrei- 
fachungdes Risikopotenzials in kauf nehmen. 

von  Gerold Reichenbach 

Wasschon national fraglich erscheint,ist inter- 
national noch viel brisanter: Nordkorea, Ukraine, 
Iran, Armenien, Pakistan, China und Indien etc. 
nutzen die Atomtechnologie oder planen den 
Einstieg.Niemand kann diesen LändernVorschrif- 
ten über Sicherheitsstandards machen und nie- 
mand vermag zu sagen,ob diese Länder auch in 

Zukunft über die nötige politische Stabilität ver- 
fügen.Alleine um den gegenwärtigen.im Weltver- 
gleich,extrem niedrigen Prirnärenergieverbrauch 
in Afrika mit Atomstrom abdecken zu können, 
bräuchteman mindestens38 Nuklearanlagen.Das 
einzige zurzeit auf dem Afrikanischen Kontinent 
befindliche kommerzielle Atomkraftwerk liegt in 
Südafrika und war bereitsin seiner BauphaseZiel 
von Guerillaanschlägen.50 wurden im Dezember 
1982 während der Bauphase von ANC-Guerrilla- 
kämpfer trotz scharfer Sicherheitsvorkehrungen 
vier Bombenaufdem Geländedes Kernkraftwerks 
Koeberg bei Kappstadt gezündet. 

Wenn Kernkraftweltweit den heutigen Bedarf 
an Elektrizität abdecken sollte,dann wären nach 
Berechnungen der internationalen Atomenergie- 
Organisation bis zu 5.000 neue Kernkraftwerke 
nötig-zehn Mal mehrals heute! Jedes neue AKW 
erhöht das Risiko eines Reaktorunglücks, eines 
Terroranschlags.eines Kollateralschadens in Bür- 
gerkriegen und das Risikoder Proliferation.Zudem 
müsste man relativschnell wegen der begrenzten 
Uranvorkommen auf die gefährliche Plutonium- 
wirtschaft umsteigen. Denn die vorhandenen 
Uranerzvorkommen lassen sich nur bis zu einem 
gewissen Konzentrationsgrad wirtschaftlich aus- 
beuten. Danach kippt die Energiebilanz und die 
Energiegewinnung mittels Uranbrennstäben wür- 
de unwirtschaftlich. Die Gefahren für Sicherheit. 
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Gesundheit, Proliferation und Umwelt würden 
sich indes durch den weltweiten Einstieg in die 
Plutoniumtechnologie nochmals potenzieren.Das 
Ausspielen dersicherheitsrisiken gegen apokalyp- 
tische Klimakollaps-Szenarien sollen Reaktorun- 
glücksfällealsein hinnehmbares Übelerscheinen 
lassen. Die Angst vor dem Klimakollaps soll die 
Angst vordem GAUverdrängen.Ein prominentes 
Beispiel:James Lovelock.Wissenschaftler und.Öko- 
Guru"(Spiege1 Nr.5 / 2007) mit seiner Forderung 
nacheinem massiven Ausbau der Kernenergie,um 
die Klimakatastrophezu verzögern.Was sind schon 
eine paar tausend Strahlentote gegen Millionen 
und MilliardenvonToten,dieaufgrund des Klima- 
kollaps sterben werden, argumentiert er und dis- 
kreditiert Energieeffizienz und den Ausbau rege- 
nerativer Energien als Schnapsidee von grünen , 
Romantikern. Die berechtigten Ängste der Men- 
schen vor einem atomaren Desaster werden (wie- 
der) als irrationale und kleingläubige Furcht ab- 
gewertet. Der Schrecken des Reaktorunfalls von 
Tschernobyl-soweiter überhaupt noch im öffent- 
lichen Gedächtnis ist-wird verharmlost. 

Verschwiegen wird dabei,dass das Reaktor- 
unglück von Tschernobyl 1986 unter ,,ide- 
alen" externen Bedingungen verlief: Der 

durch den Reaktorbrand entstandene Kamineffekt 
sorgte dafür, dass die radioaktiven Teilchen sehr 
hoch in die Atmosphäre geschleudert wurden. 
Durch die Wetterlage - Hochdruck, leichter Ost- 
wind.kein Inversionswetter,kein Regen-verteilte 
sich der ..Fall-out" in hoch verdünnter Form bis 
weit nach Westeuropa hinein.Zudem IiegtTscher- 
nobylineinerländlichen Region.DieZahlderTote-n 
(offiziell:4000) und der dauerhaft umgesiedelten 
Menschen (offiziell: 3so.000) war vergleichswei- 
se gering.Modellrechnungen beziffern allein die 
wirtschaftlichen Folgeschäden einesGAUs im AKW 
Biblis a u f i , ~  bis 3,7 Billionen Euro. Etwas seriöser, 
aber keinesfalls überzeugend,formuliert es Fritz 
Varenholt, SPD-Mitglied, Vorstandsvorsitzender 
derwindkraftfirma Repower (mit Anteilen an der 
Nukleafirma Areva) und ehemaliger Senator der 
Hansestadt Hamburg.Erfavorisiertdie Kernener- 
giealsübergangslösung bis Kraftwerkeauf heimi- 
sche COz-freie Energieträger umgestellt werden 
können (Spiegel glzoo7). Diese Argumentation 
klingt scheinbar vernünftig. Verschwiegen wird 
sowohl die ungelöste Sicherheitsproblematik als 
auch die Tatsache, dass ein solcher Ausbau die 
Entwicklung alternativer Techniken verhindert, 
wie gegenwärtig in Frankreich zu sehen ist, das 
75 Prozent seines Strombedarfs aus Atomenergie 
deckt.Weil sich Atomstrom nurrechnet,wenn er 
ingroRen Kapazitäten erzeugt undabgesetztwird, 
gibtes kaum Bedarfan ErneuerungderStromwirt- 

, schaft,d.h.an neuenTechnologien, Innovationen 
oder dem Umsteuern des zentralistischen Systems 
mitgeringem Wirkungsgrad zueinemdezentralen, 
kleinteiligen System mit höherer Energieeffizienz. 
Der französische lndustrieminister Francois Loos 
haterklärt,fürgrünen Strom habeseinLand keinen 
Platz.Obwohl Frankreich über fünfmal mehr Küs- 
teverfügt als Deutschland hat es nureinzehntel 
der Windkraftanlagen; obwohl im Süden seines 
Landes wesentlich bessere Bedingungen zur Ge- 
winnung von Solarstrom bestehen hat es kaum 
Solaranlagen. 
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Es i s t  unredlich, einen Kernenergie-Boom zu 
fordern, ohne den damit verbundenen Boom an 
Proliferation und den Anstieg der Kriegs- und 
Terrorgefahr zu diskutieren. Die Behauptung,die 
friedliche und die kriegerische Nutzung der Kern- 
energie ließen sich sauber voneinander trennen, 
hat nie gestimmt und stimmt auch heute nicht. 
Wer glaubt, Proliferation mi t  Hilfe eines interna- 
tionalenMechanismuswirksamstoppenzu können, 
gehtvon gegenwärtig unrealistischenvorausset- 
Zungen aus. Zwar ist es von globalem Interesse, 
dass,,unsichereLänder"nicht nuraufAtomwaffen, 
sondern auch aufdiefriedliche Nutzungvon Kern- 
energieverzichten.Wei1 sie aber nicht genügend 
Sicherheit gewähren und Missbrauch nicht wirk- 
samverhindern können,wäredamiteineHierarchie 
von Staaten in,,sicher" und ,.unsicher"impliziert. 
EinzelneStaaten müssten ausgegrenzt und einer 
,,Bevormundung"unterzogen werden.Ausgegrenzt 
von einemwegden andere Länderselbstverständ- 
lichfürsich in Anspruch nehmen undfürnotwen- 
dig für die eigene wirtschaftliche Entwicklung 
erklären. 

Was zu Zeiten der Ratifizierungdes Atom- 
waffensperrvertrages noch,,natürlich" war, 
nämlich die feste Einbindung in das Kon- 

trollgefügedes.,Kalten Krieges"ist heute Illusion. 
Weder „der Westen". noch die USA, noch Europa, 
noch die IAEA haben zurzeit die Autorität. inter- 
nationale Standards durchzusetzen. die notwen- 
digwären,die Risiken der sogenannten friedlichen 
Nutzung der Kernenergie wenigstens zu mini- 
mieren.DielAEAerfasstealleinfürdasJahr2005, 
103 Fälle von Proliferation. Deshalb musste das 
vonder Bush-RegierungaufgeiegteGlobal Nuclear 
Energy Partnership Program (GNEP)scheitern.Die 
USA will damit die Wiederaufbereitung bzw. die 
Plutoniumwirtschaft nur noch im eigenen Land 
und ausgewählten Geberländern zulassen.GNEP- 
Vertragsstaaten bekämen von den Geberländern 
Brennelemente für deren konventionelle Atom- 
kraf twerk~ und müssten dieabeebrannten Elemen- 

U Fazit 

Atomkraft ist eine Technologie. die nur unter 
dauerhaft idealen Bedingungen sicher sein kann: 
.,idealem ingenieuremit maximaler Sicherheitskuitur, 
unbegrenzt gesicherteStromiogistik,dauerhaite 
politische Stabilität und Frieden sowie garantier- 
te Abwesenheit von Terrorismus und Naturkatas- 
trophen. Atomenergie verlangt hundertprozen- 
tige Sicherheit und bringt uns in ein Dilemma, 
dem Gesellschaft und Staat nicht entkommen 
können.Mitjedem zusätzlich installierten Reaktor 
beigleichzeitigansteigenderTerrorgefahrwächst 
das Risikopotential.DieGefahr potenziert sich in 
wenigerstabilen Regionen derWelt.Paralleldazu 
erhöht sich international die Gefahr der kriege- 
rischen Nutzung der Atomtechnologie. Reaktor 
und Bombesind bis heute..SiamesischeZwillinge" 
geblieben. 

Es lässt sich auf eineeinfache Formel bringen: 
Der Ausstieg und das damit erzwungene Voran- 
treiben alternativer Technologien minimiert das 
Risiko national und durch die Schaffung techno- 
logischer Aiternativen auch international. Eine 
Renaissance der Atomtechnologie würde diese 
Risiken enorm steigern. 

Den Atomausstiegin Deutschland aufzukündi- 
gen,wievon CDU,FDP und Kernkraftwerksbetrei- 
berngefordertwürde bedeuten,dassangesichts 
dererhöhtenTerrorgefahren die Innere Sicherheit 
einer zusätzlichen drastischen Gefährdung aus- 
gesetzt wird. Biblis musste sich im Zuge der Ver- 
handlungen zum Atomausstieg vertraglich ver- 
pfli~hten~umfangreiche Sicherheitsinvestitionen 
zu tätigen.Zwischen 2001 und 2006 investierten 
die Betreiber 750 Mio Euro. Weiter gehende. ur- 
sprünglich von der hessischen Landesregierung 
geforderte, Sicherheitsmaßnahmen wurden im 
Hinblick auf den für zoog vereinbarten Ausstieg 
nicht weiterverfolgt.So rechnet sich die Laufzeit- 
verläneerune für die Betreiber eerade unter der ~. -~ ~ ~~~~~ ~ ~~~ " " U 

tewiederdort abliefern.lndien reagierte brüskiert, Voraussetzung, dass die Anlagen nicht auf den 
als es aufgefordert wurde der GNEP-als Kunde! Sicherheitsstandderneuren Atomanlagengebracht 

-beizutreten. werden müssen. 
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BisherwarunsereDemokratiestarkgenug, Es ist an der Zeit eine ehrliche Risikodebatte in 
auch trotzderGefahren derAtomkraft,das unserer Gesellschaft zu führen:welches Maß an 
Übermaßverbot im Augezu behalten und Sicherheit benötigen wir,welche Risiken müssen 

die Entwicklung zum atomaren Überwachungs- wir lernen zu akzeptieren-undweichenicht.Das 
Staat zu verhindern. Ob dies in einer Zeit der zu- Risiko Atomkraft können wir vermeiden - Alter- 
nehmendenTerrorgefahr und bei einem Ausbau nativen gibt es genug. 
der Risiken der Atomtechnologie gelingen kann, 
istfraglich.DiedrastischeAusweitung präventiver 
Sicherheit5maßnahmen,der 

c+Gemld R.i<henbl<h, Md8 (SPD,, ist Mitglied im 1nnen.urrrhurr 
wird gegenüber dem GAU zum geringeren Übel. der oevtrihen~undertagrund~ebtincroß-ce.2~. 

sr.emL Dokumentation des Fachkongresses 
. .. *.- - ,, Der Vielfalt auf den Grund gehen" 

Die Wahl des Titel war Programm: 
Sowohl der 7. Familienbericht des Bundes als auch das 

: Zukunftsforum Familie e.V. fordern neue Konzepte zur 
I besseren Unterstützung der Familien - in all ihrer Vielfalt. 

Familie ist für uns überall dort, wo Menschen dauerhaft füreinander 
Verantwortung übernehmen, Sorge tragen und Zuwendung schenken. J1 

Familienbegriff des Zukunftsforum Familie e.V. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  

Hiermit bestelleln) ichlwir 

Dokumentation(en) 
.Der Vielfalt auf den Grund 
gehen" zum Preis von 7,50 EUR 
zzgl. Versandkosten. 
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..& 1 Soziale und gesellschaftliche -Y;; 
F=--- J lnnovations~olitik braucht 

.. 1 vorausschauende lnvestitionspolitik 

I vom 5.  April zoo7 

\Y 
"* 

4" 

Die Konjunktur hat deutlich an Fahrt ge- 
wonnen.Auchdie Einnahmesituationder 
öffentlichen Haushalte hat sich spürbar 

verbessert. Dies ist auch Ergebnis einerPolitik,die 
sich nicht einseitig aufeine rigideSparpolitik bzw. 
auf eine allgemeine Steuersenkung beschränkt. 
sondern auch auf gezielte Wachstumsimpulse 
setzt. Auf ihrer Klausurtagung in Genshagen im 
Januar 2006 hat sich die Bundesregierungaufein 
5-Jahre-lnvestitionsprogramm im Gesamtvolumen 
von rd. 25 Mrd. Euro verständigt. (...) Der Erfolg 
dieser lnvestitionspolitik für mehr Wachstum, 
Beschäftigung und Innovationen lässt sich schon 
jetzt auch an der verbesserten wirtschaftlichen 
Situation ablesen. 

Mit  ,,Genshagen-ll-Programm" gezielte Impulse für 

qualitatives Wachstum setzen! Beschluss des Vorstands der 

Parlamentarischen Linken in der SPD-Bundestagsfraktion 

Wir brauchenein Innovations- und Investitions- 
programmfürsozialen.geselIschaftlichen,ökono- 
mischem und ökologischem Fortschritt. 

7 

Diese positive Entwicklunggilt es nun zu ver- 
stetigen und nachhaltig zu befördern. Die ver- 
besserte konjunkturelle Lage und die Einnahme- 
Situation der öffentlichen Haushalte schaffen 
dafür auch Spielräume. Dies ist keine Absage an 
eine notwendige Strategie der nachhaltigen Sa- 

- nierung der öffentlichen Haushalte. Beide Strate- 
gien müssen aber klug aufeinander abgestimmt 

werden.Einenachhaltige innovationspolitik braucht 
starke öffentliche Finanzen, die den Staat hand- 
lungsfähig machen. Eine nachhaltige Haushalts- 
konsolidierung braucht eine kluge Investitions- 
politik,diedie wirtschaftliche Dynamik befördert. 

Dies gilt umso mehr, als das ungeachtet 
des unbestrittenen Konsolidierungsbedarfs 
der öffentlichen Haushalte von Bund.Län- 

dern und Gemeinden aktuell eine Unternehmens- 
steuerreform beraten wird. die nach den Schät- 
zungen des Finanzministeriums in den nächsten 
5Jahren zu Steuerausfällen bei Bund, Ländern und 
Gemeindenvon insgesamt 25Milliarden Eurofüh- 
ren soll.AlleinderBund soll mit überi3Milliarden 
Euro daran beteiligt werden. Allein durch einen 
Verzicht bei der Absenkung der Körperschafts- 
steuervonjetzt 25auf15 Prozent und stattdessen 
Absenkungaufig Prozent,wie bei demlob-Gibfel- 
Vorschlag von Bundeskanzler Gerhard Schröder 
vom 17. März 2 0 0 5  und i m  SPD-Wahlmanifest 
2005gefordert.und durch einenVerzicht aufdie 
Abgeltungssteuer für Kapitalerträge wäre ein 
solches lnvestitionsprogramm Genshagen Ilvoll- 
ständig ausdem Bundeshaushalt bis 2012 gegen- 
zufinanzieren. 
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Dabei geht es nicht um kurzfristige Kon- 
j~nkturprogramme~sondern umeine nach- 
haltigeGestaItungsozialen,ökonomischen 

und ökologischen Wandels. Durch eine voraus- 
schauende Innovations- und lnvestitionspolitik 
müssen Grundlagen dafür geschaffen werden, 
strukturellegesellschaftlicheVeränderungen zu 
gestalten, Lebens- und Bildungsbiographien soli- 
darisch abzusichern sowie die ökologischen He- 
rausforderungen zu bewältigen. Diese Aufgaben 
müssen finanziell abgesichert und mit ökonomi- 
schen Perspektivenfür nachhaltiges Wirtschafts- 
wachstum verbunden werden. (...) 

AusdiesemGrund schlägtdieParlamentarische 
Linke in der SPD-Bundestagsfraktion ein Innova- 
tions- und investitionsprogramm ,,Genshagen iI" 
abdemJahr2008vor.Essetzt sich ausfolgenden 
Einzelmaßnahmen zusammen: 

Programm zur ökologischen 
Modernisierung und 
Bekämpfung des Klimawandels 

Seit dem Weltklimareport.derAnfang Februar 
in Parisveröffentlicht wurde,gibt es keinen wis- 
senschaftlichen Zweifel mehr: Die Menschheit 
ist dabei, das Klima radikal zu verändern und 
damit auch die Lebensverhältnisse auf der Erde. 
Dies ist diegrößte Menschheitsherausforderung 
dieses Jahrhunderts. Sie wird über Frieden und 
Wohlfahrt auf der Welt entscheiden. 

Zukunftsvorsorge heißt,jetzt in eine Effi- 
zienzrevolution zu investieren und den Um- 
stieg in die erneuerbaren Energien zu 

beschleunigen. Die Zeit der kleinen Schritte ist 
vorbei. Wir brauchen eine Reduktion des klima- 
schädlichen Kohlendioxids um mindestens 40  
Prozent in den nächsten 13 Jahren. Dafür ist ein 
nationales Klimaschutzprogramm notwendig,das 
in allen Bereichen Investitionen und Innovationen 
massivfördert und sich ehrgeizige Ziele setzt.Wir 
müssen bis zum Jahr 2020 

den Anteil der hocheffizienten Kraft-Wärme- 
Kopplung von heute knapp ii auf 25 Prozent 
steigern. Es dürfen nur noch hocheffiziente 
Kraftwerke mit einer hohen Wärmenutzung 
gebaut werden; 

B die Energieproduktivität von heute nur 1.4% 
auf mindestens 3% erhöhen. Allein die Nut- 
zung hocheffizienter Haushaltsgeräte würde 
sieben Großkraftwerke überflüssig machen; 
den Anteil der erneuerbaren Energien im 
Strombereich auf mindestens 30  % steigern, 
im Wärmesektor auf 20% und imverkehrsbe- 
reich aufis%. 

Diese Kraftanstrengung ist notwendig und sie 
wirdsich auszahlen.denn sie ist sinnvoll und rich- 
tigauchfürdieWirtschaft und den Arbeitsmarkt. 
Das sind die Zukunftsmärkte. die überall in der 
Welteinenschnell wachsendenAbsatzfinden.Jede 
Volkswirtschaft ist stark, die schnell eine ökolo- 
gische lnfrastrukturaufbaut. 

Die Erwärmung schreitetvoran.Wenn wirjetzt 
nicht handehwird sie biszum EndedesJahrhun- Die Herausbildungderökologischen Infra- 
derts Höhen erreicht haben. die nicht mehr ver- strukturerforderteinen höheren Mittelein- 
kraftbarsind.FührendeWissenschaftler warnen, satzdesstaates aufallen Ebenen. Der Bund 
dass wir nur noch wenige Jahre Zeit haben, um kanneinen wesentlichen Beitragfürdiezukunfts- 
entscheidende Maßnahmen gegen den Klima- vorsorgeleisten,wenner5MilliardenEurofürein 
wandel zu ergreifen. Sonderprogramm zum Klimaschutzausden Steuer- 

einnahmen bereitstellt. Dieses Programm muss 
alle Bereiche ~mfassen~insbesondere Investitions- 
hilfe bei der Gebäudesanierung, Förderung von 
mehr Effizienz in der Energienutzung und derver- 
besserungeiner umweltverträglichenVerkehrs- 
infrastruktur. 

t 
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Kurzfristig brauchen wir vor allem: Förderung von Bildung und Familien 

i Einen Ausbau des CO2-Gebäudesanierungs- Unter der rot-grünen Bundesregierung ist in 
programmsfür private Wohnungen. den letzten Jahren viel auf den Weg gebracht 
DarüberhinaussolltedasProgrammauchauf worden, um die Defizite in der frühkindlichen 
ÖffentlicheGebäudeausgedehnt werden und Bildung und Betreuung abzubauen, und gegen- 
mi t  einem allgemeinen Gebäudesanierungs- über anderen Staaten qualitativ und quantitativ 
Programm verbunden werden (Müntefering- aufzuholen. (...) 
Initiative). 

i Eine Erhöhung der Mittel für Forschung und Doch alledieseMaßnahmen reichen nicht aus 
Entwicklungim Bereich dererneuerbaren Ener- umden tatsächlichen Bedarf zu decken.DieQua- 
gien,der Energiespeicherung und im Bereich lität der frühkindlichen Biidung und Betreuung 
der Entwicklung C02-freier Krafiwerkstech- mussweiterverbessertwerden.Auchdiederzeit 
nologie. existierende Zahl der Betreuungsplätzeentspricht 
Ein Sonderprogramm zurverkehrsverlagerung nicht den existierenden Bedürfnissen. ( . )  
von Verkehrvon der Straße auf die Schiene. 
Förderprogramm zurVerbesserungdesWohn- Wenn wirdeutlichere Anstrengungen beidem 
umfeldes für ältere Generationen AusbauderKinderbetreuungwoilen,wird esohne 

Der demographische Wandel erfordert eine 
vorausschauend gestaltende Politik. Dies 
betrifit auch die Frage, wie die konkrete 

Ausgestaltung einer Politikfür mehr Lebensquali- 
tät in eineralterndenGesellschaft aussehen kann. 
Ein zentraler Baustein ist dabeidiealtengerechte 
GestaltungdesWohnumfeides.( ... ) Altengerechtes 
Wohnen darf nicht Privileg einiger weniger sein. 
Auch diewachsende Gruppederjenigen.die noch 
keine Leistungen aus der Pflegeversicherung er- 
haIten.aberdennochaufUnterstützungangewie- 
sen sind. braucht eineverlässliche Absicherung. 

Daher mussein mehrjähriges Förderprogramm 
für altengerechtes Wohnen im geschätzten Um- 
fang von i Milliarde Euro folgende Bestandteile 
beinhalten: 
i Ein lnfrastrukturprogramm zum barrierefreien 

und altengerechten Ausbau des Wohnungsbe- 
standes sowie des Wohnumfeldes. 
i Finanzielle Förderung der Nutzungvon haus- 

haltsnahen Dienstleistungen, insbesondere 
von einkommensschwachen Seniorinnen und 
Senioren. 
i Förderung von lokalen Projekten zur Etablie- 

eine finanzielle Beteiligung des Bundes nicht ge- 
hen.Allein für den Ausbau der Kinderbetreuung 
auf 750.000 Plätze für Kinder unter drei Jahren 
geht der Städtetag von jährlich mindestens 6 
Milliarden EuroMehrkostenaus;andereSchätzun- 
gen liegen bei 3 Milliarden Euro Mehrkosten.( ... ) 

Daher brauchen wir: 

B Kurzfristig einen deutlich forcierten Ausbau 
der Plätze für eine qualitativ hochwertige Kin- 
derbetreuung. 

B Anden Kostenfüreinen Ausbau musssichder 
Bund im Rahmen eines Paktes aus Bund.Län- 
dern und Gemeinden angemessen beteiligen. 
Haushaltsmäßig sollte der Bund Vorsorge für 
ein Drittel des benötigten Gesamtbedarfesvon 
3-6 Milliarden Euro treffen. (...) 

Doch nicht nur bei den Kleinsten besteht gro- 
ßer Bedarf in der Finanzierungvon Bildungsinves- 
titionen.Auchfür die Aus- und Weiterbildungsind 
weitere Investitionen nötig. 

Deutschland liegt im unteren Bereich,wasdie 
Weiterbildungsintensität im europäischen Ver- 

rungvon Ünter~tützun~sangeboten im Rahmen gleich b e t r i k ~ e r  ~ ü c k ~ a n ~ d e r ~ r u n d m i t t e i d e r  
altengerechten Wohnens. öffentlichen Haushalte für Weiterbildung nach 
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den Daten des Nationalen Bildungsberichtes 2006 
zwischen 2000 und zoo3 bei rund 350 Millionen 
Euroauf nuri.2Milliarden Euroinsgesamt.Auch 
beider Förderungderweiterbildung nach SGB III 
hat esseit MittedergoerJahre und noch einmal 
verstärkt im Zuge der sogenannten Hartz-Gesetz- 
gebung und ihrer Umsetzungeinen Rückgang von 
1998-2004 von 8 auf rund 3,s Milliarden Euro 
gegeben.FüreinAufbauprogramm Weiterbildung 
ist hier auf Seiten des Bundes ein kumulatives 
Zuwachsprogrammfür ~Jahremiteinem Gesamt- 
betrag von 750 Millionen Euro vorzuhalten (von 
50 Millionen 2008 bis 250 Millionen 2012). AUS 
diesen Mitteln soll u.a.ein Programm fürdie„Zwei- 
te-ChanceUfinanziert werden,um nicht-erworbe- 
ne Schul- und Berufsbildungsabschlüsse nachho- 
len zu können.Diese Perspektive ist wichtig,da es 
nicht nur einewachsendezahlvon sogenannten 
Altbewerbern um einen Ausbildungsplatz gibt, 
sondern auch jetzt schon gleichzeitig Fachkräiie- 
bedarfe,diesichabsehbarzueinemgravierenden 
Fachkräftemangel in Deutschlandentwickeln kön- 
nen.wenn die Lücke zu anderen hochinnovativen 
Ländern im Bereich der Fort-und Weiterbildungso 
groß bleibt, wie sie sich gegenwärtig darstellt. 
Kurzfristig brauchen wir vor allem mehr Mittel 
zur Finanzierung des BAföGs. (...) Angesichts der 
erheblichen Mehrbelastungen gerade für diese 
Studierenden und diedamit einhergehendedra- 
matischeVerschlechterungvon Bildungschancen 
ist eine Verbesserung des BAföG dringend not- 
wendig. 

Daher setzen wird uns dafür ein, dass 

i die überfällige BAföG-Erhöhungendlich umge- 
setzt wird, d.h. die Bedarfssätze und die Ein- 
kommensgrenzen im Sinne des letzten BAföG- 
Berichtes deutlich angehoben werden. 
i die elternunabhängige Förderung des 2. Bil- 

dungswegeserhalten undentsprechendfinan- 
ziell abgesichert wird. 
das BAföGauch strukturellverbessertwird,d.h. 
vorallemVerbesserungenfürStudierende mit 
Kindern.fürMigrantinnen und Migranten.50- 
wie für Studierende im Ausland. 

Hierfür sind Bundesmittel in Höhevonjährlich 
zusätzlich bis zu 300 Mio. Euro bereitzustellen. 

0 Stärkere Steuerfinanzierung in der 
Sozialversicherung 

DieSystemedersozialen Sicherung sind Aus- 
druckorganisierter gesellschaftlicher Solidarität. 
Von ihren Leistungen profitieren nicht nurdirekt 
dieversicherten selbst,sie erfüllen auch gesamt- 
gesellschaftliche Funktionen. Eine wirksame Ab- 
sicherung gegen fundamentale Lebensrisiken 
fördert die Bereit~chaft~sichan der notwendigen 
Gestaltung gesellschaftlicher und ökonomischer 
Veränderungen zu beteiligenDas heißt aberauch, 
dass sich an der finanziellen Sicherung der Sozial- 
versicherungssysteme nicht nurdie Bezieherinnen 
und Beziehervon Lohneinküniien.sondern dass 
sich alleandieser gesamtgesellschaftlichen Auf- 
gabe beteiligen müssen. 

Knnkr-+er Finanzbedarf besteht aktuell vor . . - . . . . . - . - 
allen Dingen in der Cesundheitsversorgung, 
konkr~t  hei Kranken- und Pflegekassen.( ...) - ~ ... 

In den Haushaltsjahren 2007 und zoo8 wird ein 
Zuschuss aus Haushaltsmitteln in Höhe von 2.5 

Milliarden Euroüberdas Bundesversicherungsamt 
(BVA)andieKrankenkassengezahIt.ImJahrzoog 
wird ein Bundeszuschuss in Höhevonvier Milliar- 
den Euro aus Haushaltsmitteln in den Gesund- 
heitsfonds fließen. Der Bundeszuschuss wird in 
den Folgejahren umjeweilsi.5Milliarden Euro bis 
auf 14 Milliarden Euro weiter ansteigen. 

Diese Mittel müssen jetzt allerdingsauch real 
in einer mittelfristigen Finanzplanung für die 
Bundeshaushaltemiteinbezogen undgegenfinan- 
ziert werden. Sie sind ein guter Bestandteil der 
lnnovationsstrategie. wie sie auf verschiedenen 

Pa 
Feldern mit den Leitideen ausdem Programmvon 
Genshagen I vorgezeichnet wird.( ...) i 
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Ci Vorstandswahlen der Parlamenta- 
rischen Linken 

DieturnusgemäßenWahlen zumvorstandder 
Parlamentarischen Linken wurden am 27.Februar 
und 6. März 2007 durchgeführt. In großer Ge- 
schlossenheit wurden im ersten Wahlgang den 
Sprecher,die Kassiererin sowie alle Mitglieder des 
Geschäftsführenden Vorstandes und des Erwei- 
tertenvorstandsin ihren Funktionen bestätigt. Es 
gab keine Gegenkandidaturen. 

Sprecherder Parlamentarischen Linkender SPD- 
Bundestagsfraktion ist derschleswig-holsteinische 
Abgeordnete und spw-Mitherausgeber Dr.Ernst 
Dieter Rossmann aus Elmshorn. Der 1951 gebo- 
rene Diplom-Psychologe ist u.a.Mitglied im Frak- 
tionsvorstand und Sprecher derschleswig-holstei- 
nischen 8undestagsabgeordneten.DieKasse wird 
weiterhin von der Berliner SPD-Abgeordneten 
Petra Merkel geführt, zum Geschäftsführenden 
Vorstand gehören der stellvDLzi-Vorsitzende und 
Hamburger Abgeordnete Niels Annen. die Ab- 
geordnete Christine Lambrecht (ebenfalls DLzi- 
Vorstandsmitglied) aus Hessen sowie Andreas 
5teppuhn.derden WahlkreisHarzlSachsen-Anhalt 
vertritt. 

Im erweiterten Vorstand sind die stellv SPD- 
Parteivorsitzende Elke Ferner.Gabriele Hiller-Ohm, 
Michael Müller, Rene Röspel, Ortwin Runde und 
Dr. Marlies Volkmer. 

Unter dem Thema ,,Öffentliche Güter - Kom- 
munalesWirtschaften"diskutierten wiederzahl- 
reicheTeilnehmerlnnen aufderdiesjährigen spw- 
Frühjahrstagung am 13.114. April in Springe. Die 
dort gehaltenen Referatevon Wolfram Bremeier, 
Sascha Ruhland und Barbara Weilerdokumentie- 
ren wir hier im Heftschwerpunkt. 

Gewählt wurde auf der Frühjahrstagung der 
Vorstand desvereins zur Förderung von Demokra- 
t ie undVölkerverständigunge.V.:Björn Böhning. 
Juso-Bundesvorsitzender und spw-Redaktionsmit- 
glied,wurdeeinstimmigfür ein weiteresJahrals 
Vorsitzender bestätigt. 

DemVorstandgehören darüberhinausan:Kai 
Burmeister (Offenbach),Ulrike Hensel (Kiei),Oliver 
Kaczmarek (Kamen), Anja Kruke (Bochum) und 
Thilo Scholie (Lünen). Aus beruflichen Gründen aus- 
geschieden ist FelixWelti,demfürseineArbeit in 
den vergangenenlahren herzlich gedankt wurde. 

- 
von link% 
D Bjorn Sohning, vorritzender 
ipw~Foiderverein. 
C+ ~ i r r n r t  oieter~orrmann, 
SprecherParlamentariiiheUnken 
der SPD-Bundeltagifraktion. 
C+ hndrea Nahles, vorsitzende 
des Forum 0121 
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U Jahrestagung des Forum D121 

Ebenfalls mit großer Mehrheit bestätigtwurde 
dievorsitzende des Forum DL21, Andrea Nahles 
(MdB),auf der Jahrestagung am 23.124. März in 
Berlin.lhrStellvertreteristweiterhin Niels Annen 
(MdB). DemVorstand gehören außerdem an:Hilde 
Mattheis (MdB, stellv. SPD-Vorsitzende Baden- 
Württemberg), Florian Pronold (MdB stellv. Lan- 
desvorsitzender SPD-Bayern), Klaus Barthel (MdB 
Stellvertretender Vorsitzender des SD-Bezirks 

SPD-Landesparteitag in 
Schleswig-Holstein 

Innenminister RalfStegnerist neuervorsitzen- 
der der schleswig-holsteinischen SPD und löste 
damit Claus Möllerab.derweiterhin auf Bundes- 
ebene dem Parteirat vorsitzt.Mit Wolfgang Baasch 
und Maike Rohwer gehören zwei weitere spw- 
Autorlnnen dem SPD-Landesvorstand an. 

Oberbayern) Mark Rackles (Mitglied im SPD-Lan- SPD-Landesparteitag in 
desvorstand Berlin),Burkhard Zimmermann (Ber- Mecklenburg-Vorpommern 
lin),Jens Klocksin (MdL, Brandenburg1,Christine 
Lambrecht (MdB, Bezirksvorstandsmitglied SPD 
Hessen-Süd),WolfgangJähme (MecklenburgVor- 
pommern),Stephan Klecha (Bezirksvorstandsmit- 
glied SPD-Hannover), Christoph Strässer (MdB. 
Nordrhein-Westfalen), Marc Herter (Mitglied im 
SPD-Landesvorstand NRW),Hoiger Poppenhäger 
(Kreisvorsitzender SPD-Erfurt) sowie IrisGleicke 
(MdB,Thüringen,Parl.GeschäftsführerinSPD-Bun- 
destag$fraktion).Reinhold Rünkerwurdeaufder 
konstituierendenVorstandssitzungaufVorschlag 
von Andrea Nahles einstimmigzum Geschäftsfüh- 
rer bestellt. 

Auf der Jahrestagung am 24. März diskutier- 
ten zahlreicheGäste mi t  spw-Herausgeber, Prof. 
Krätke, und dem Freiburger Politikwissenschaftler 
Dr. Ulrich Eith zu Strategien über 2009 hinaus. 
Michael Krätke,der eine kritische Bilanzder Ent- 
wicklungder niederländischen PvDAzog,wurde 
von Ulrich Eith dingehend unterstützt,dass Re- 
formziele in Sprache und Tradition der eigenen 
Wähler und Mitglieder anknüpfen müssten. So 
wäre es beispielsweise ein Fehler,die sozialdemo- 
kratische Identitätsmarke.,soziale Gerechtigkeit" 
aufzugeben. Beschlossen wurde auf der Mitglie- 
derversammlungamVorabendein Positionspapier 
zur Unternehmenssteuerreform. 
t Infos: Download unter www.forum-dlzi.de 

Neuer Landesvorsitzender in Mecklenburg- 
Vorpommern wurde Sozialminister Erwin Sellering. 
Zu seinen beiden Stellvertretern gehört der3ojäh- 
rige Rostockerund Landtagsabgeordnete Mathias 
Brodkorb,der bereits häufigerfür spw geschrieben 
hat. Als Beisitzer im Vorstand ist u.a. spw-Autor 
Stephan Bliemel ~ewäh l t .  

U Denkfabrik 

Am 25. April fand auch die Jahreshauptver- 
sammIungder„SPD-Denkfabrikan,aufdereine 
neue Vorstandsstruktur beschlossen wurde. Zu 
gleichberechtigtenMitgliederndesneuenSprecher- 
Innenkreises wurden gewählt: Frank Schwabe 
(MdB), Christine Lamprecht (MdB), Niels Annen 
(MdB), sowie die Mitarbeiterlnnen Marie-Luise 
Beck und Martin Deschauer.Demerweiterterten 
Vorstand gehören an:Florian Pronold (MdB).Larissa 
Schulz-Trieglaff, Heiko Mau, Sönke Rix (MdB), Dr. 
Bärbel Kofler (MdB).Als neue Geschäftsführerin 
wurde Angela Maquardt eingeführt. 
F Infor: www.spd-denkfabrik.de 
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Detlevvon Larcher,Jahrgangig37,studier- 
te evangelische Theologie und Sozialwis- 
senschaften ander Universität Göttingen. 

Durch die Diskussion um die Universitätsverfas- 
sung begannermit derstudentenpolitik und stieg 
in die gewerkschaftliche Bildungsarbeit ein.1969 
wurdeer Mitglied der SPD und war zunächst bei 
den Jungsozialisten aktiv. Innerhalb der Partei 
wurde er u.a. als stellvertretender Bezirksvorsit- 
zender in Hannover gewählt.Von iggo  bis 2005  

war Detlev Mitglied des Deutschen Bundestages 
mit denschwerpunkten Finanz- und Steuerpolitik. 
Sieben Jahredavonfungierteerauch alsSprecher 
der Parteilinken. Er i d  Herausgeberderspw und 
heute politisch bei Attacaktiv. Mit seiner Frau lebt 
er in Weyhe bei Bremen und hofit.dasseiner sei- 
ner drei Söhne ihn bald zum Großvater macht. 

spw: Welche politischen Diskussionen haben 
dich besonders in Deinem Leben geprägt? 

Detlev von Larcher: Neben der Diskussion 
umden Nato-Doppelbeschluss und diegan- 
ze Atomfrage war das von Anfang an die 

Diskussion um umweltgerechtes Verhalten. Ich 
gehörte mit zudenen,die in derSPD praktischdie 

F 
linkenGrünen gegründet haben.lcherinnere mich 
an Diskussionen über umweltgerechte Politik,wo 
wir ganz isoliert waren und als die kleinen Dum- 
men da standen,dievon nichts eine Ahnung hat- 
ten. Da haben wir Forderungen gestellt,die heute 
in aller Munde sind.So etwas begleitet einen na- 
türlich das ganze Leben. 

spw: Welche politische Entscheidung würdest 
du heute wieder sofällen? 

Detlev von Larcher: Ganz wichtig war die 
Debatte um die AnderungdesGrundgeset- 
zes inderAsylfrage.Da bin ich heftiggegen 

die Grundgesetzänderung eingetreten - auch 
öffentlich.Diese Diskussionführtedamalszu einem 
-w ie  ich meine-vertretbaren Kompromiss. Ich 
war damals auch Mitglied in der Kommission. in 
der darüberverhandelt wurde. Natürlich war die 
Grundgesetzänderung prinzipiell ablehnenswert. 
aber es ging in dieser Situation eben nur, einen 
Kompromiss zu machen. 

spw: Was machst Du zurzeit politisch? 

Det1evvonLarcher:Zurzeit bin ich bei Attac 
aktiv. Dort kümmere ich mich weiter um 
mein Spezialgebiet Steuern und Finanzen 

und bin im bundesweiten Koordinierungskreisvon 
Attac. Damit kehre ich insofern zu einer meiner 
Wurzeln zurück, nämlich zur außerparlamenta- 
rischen Bewegung, wo ich zu Beginn meines po- 
litischen Lebens mit 3 0  Jahren schon aktiv war. 
Wichtig war für mich immer,die Politik nicht nur 
den gewähltenvertreternzu überlassen,alsoden 
Parlamenten in Bund. Land und Gemeinden.Son- 
dern ich war immer der Meinung.die Menschen 
müssen sich auch selber zwischen den Wahlen 
darum kümmern und sich einmischen. Und in- 
sofern haben wir bei den Jungsozialisten dieDop- 
pelstrategie vertreten, also innerparteilich und 
außerparteilich politisch aktiv zu werden. 
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D Drtlevvon lairher, 
(link31 heute.(iechtr)i980 
auf einer OTV oerna. 

Fot0r:privat 

spw:Du bistam 3o.März7oJahrealtgeworden. gesetzt wird.Dazu gehört auch Steuergerechtig- 
Andere Menschen eenießen in diesem Alter den keit und die Bekämofune von Steuerflucht und , " 
wohlverdienten Ruhestand oder kümmern sich um Steuervermeidung. 
ihren Garten und andere Hobbies. Du nicht? 

spw: Detlev,vielen Dank für das Gespräch. W 
Detlevvon Larcher:Ich habe natürlich auch 
ein Hobby,dasSegelfiiegen. Ich genießesehr, ~ ~ a r i n t e ~ i e w f ü h n e a i e x a n d r a  g ramm. 

dass ich nach meiner Bundestagszeitwieder 
mehr Zeit dafür habe und hoffe,dass der Flieger- 
arzt mir noch manchesJahreriaubt.weiterzu flie- 
gen.Und im Garten mache ich auch etwas,denn 
ich baue Gemüse an.Von der Kartoffelernte im 
IetzenJahressen wir heutenoch.Aber ich kümme- 
re mich auch weiter um die Politik. Ich kann mir 
nichtvorsteilenfaulda zu liegen und nichtszutun. 
Solange ich kann werde ich politisch aktiv sein. 

spw: Hast Du Ziele-diedu persönlich politisch 
noch erreichen möchtest? 

Detlevvon Larcher: Ich würde gerne errei- 
chen,dass über Klima verträglichesVerhal- 
ten nicht nur geredet wird. sondern dass 

wirklich wichtige Marken gesetzt werden, die 
dann auch durchgesetzt werden, zum Beispiel 
beim C02-Ausstoß. Das. was jetzt im Gespräch 
ist. i s t  viel zu wenig. Es muss viel mehr getan 
werdenund ich würde natürlich gerneerreichen, 
dass die Politik beendet wird, die zum weiteren 
Auseinanderdriften von Arm und Reichführt.Das 
macht diejetzige Bundesregierung.das hat auch 
die rot-grüne Bundesregierung nicht anders ge- 
macht und es wird höchste Zeit, dass soziale 
Gerechtigkeit in einem Sozialstaat wiederdurch- 

Nach der Linkswende der Jusos 1969 ent- 
wickelt sich der Jugendverband von der 
braven, angepassten Parteijugend hin zu 
einem sozialistischen Richtungsverband, 
der den Anspruch erhebt. auf die inhalt- 
liche Ausrichtungder Partei aktiv Einfluss 
zu nehmen.Elementarer Bestandteildieses 
bis heute bestehenden Selbstverständnis- 
ses ist die so genannte Doppelstrategie. 
Dies bedeutet einerseits mi t  dem„Stand- 
bein" inderSPDzuagieren und dort Macht- 
Positionen zu besetzen um inhaltliche Po- 
sitionen durchzusetzen.Andererseitsgehört 
dazu. mi t  dem ,,Spielbein" in gesellschaft- 
lichen Bewegungen präsentzu sein und mit 
diesen gemeinsam Druck auf die SPD hin 
zu den von den Jusos auch in der Partei 
vertretenen Inhalten zu entfalten. 
[Alexandra Krarnm] 




